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Kurzum I vonThomas Westphal 

Es war in denfrühenMaiwochen.DieMehr- 
zahl der Deutschen -vor  allem jene die 
später in wilder Partylaune die Deutsch- 

landfahnean ihre Autossteckten-waren zu dieser 
Zeit noch der Meinungdiedeutsche Mannschaft 

P wird in derVorrundeausscheiden.5ie waren viel- 
mehrdamit beschäftigtoballesfriedlich bleiben 

- würde während der Weltmeisterschaft. Die Frage 
ob der iranische Staatspräsident für die Spiele 
seiner Mannschafteine ~ in re ise~enehmigu"~  in 
Deutschland bekäme beschäftigtedieTageszeitun- 
gen.Indiesen WochengingdasverloreneSchiacht- 
Schiff des deutschen Liberalismus ..Der Spiegel" 
zur unerwarteten Offensive in der Iran-Frage über. 
Er präsentierte ein ausführliches Interview mit 
Ahmedineshad, der über Wochen und Monaten 

P damit auffiel. den Holocaust zu leugnen. Dieses 
lnterview lieR zu dieser Zeit bereits mi t  den Hän- 

P 
den greifen, warum die Europäer und vor allem 
die Deutschen zehn Wochen später bei Ausbruch 
und Eskalation des Libanon-Krieges eine solche 
ohnmächtige, hilflose fast gleichgültige Haltung 
andenTag legen soiiten.Eswarzu erwarten,dass 
der Spiegel mit der Gereiztheit eines Vertreters 
der realistischen Schuleeinen irrationalenvertre- 
ter des Islams als Demagogen entlarven wollte. 
Aberweit gefehIt.DerSpiegelvergaRoffenbardie 
alte DenkschuledesLiberalismus,warfjeden Rea- 
lismusvon Bord und bezog die Positiondes höher 
entwickelteneuropäischenZentristen.derdiewest- 
IicheWelt mit ihren Werten undgesellschaftlichen 
Regelnfürweit überlegen hält.Dergewiefte Popu- 
list ausTeheran nutzte diesen universalistischen 
Übermut des Deutschen Nachrichtenmagazins 
leidlich aus, kontertejede Frage mitdemverweis 
auf die irrationale einseitige Treue zu Israel und 
stellte die gesamte Ratiodes Westens in Frage. 

Kurzurn:MitdemVersuch.dasjournaIistische 
lnterview zur scharfen Waffe des Kreuzzuges für 
westlichewertezu schmieden wolltederSpiegel 
Ahmedineshad moralisch richten und hat sich in 
Wahrheit nur zum Kronzeug für seine antiwest- 
liche Hetze zurVerfügung gestellt. 
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In diesem selbst gebauten Schraubstock 
zwischen westlichenWertehochmut gegen- 
über dem Islam und historisch motivierter 

Kritiklosigkeit gegenüber lsraei steckt dieeuropä- 
ischeAuRenpolitiknun im Libanon-Kriegfest.Mit 
jeder Offensive der israelischen Armee wird eine 
Lösung des groRen Weitkonfliktes in der Region 
und darüber hinaus aufJahrzehnte unmöglich. 

.Die Weit muss jetzt sagen: lsraei du hast die 
Verpfichtungzu verhandeln. Wir unterstützen dich 
dabei. Aber wir unterstützen auch die Menschen, 
dieseitlahrzehnten unterBesatzungsrechtstehen 
und schikaniert werden. So kann es nicht mehr 
weitergehen. Das ist der Kern des Probiems und 
nicht die Hisbollah!" 

Diese klare Botschaft kam nicht ausSyrien oder 
Paiästina.Derehemalige Staatsministerim Auswär- 
tigen Amt,Helmut Schäfer (FDP), hatdiesunmiss- 
verständlich in einem Radio-interview zu Protokoll 
gegeben. 

Kurzurn:Erstwennverantwortliche (und nicht 
nurehemalige) Politiker in Europa ein solche Kiar- 
heit wieder zurückgewinnen und mit diplomati- 
scher Offensive verbinden besteht eine Chance, 
der USAdas HeftdesNichthandelnsausder Hand 
Z U  nehmen. D 
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Meinung 

Fota:Chrrtan Kiel 

Beim Stichwort .,Mindestiohn"fällt es oft 
schwer,eine neutralePosition zu beziehen. 
Zu hysterisch sind die Abwehrreflexe, zu 

überschwänglich die Heilserwartungen. Ich will 
versuchen, die Debatte wieder vom Kopf auf die 
Füße zu stellen: 

Worum geht es überhaupt? 
Es geht um Löhne und um ihre Funktion im 
sozialen Gefüge unseres Landes. 

U Löhne sind die wichtigste Einkommensquelle 
für die Beschäftigten. 
Die Lohnhöhe entscheidet über den Lebens- 
standard und darübersob ein Leben in Würde 
undTeilhabe an der Gesellschaft möglich ist. 
Löhne sichern die Existenz der Arbeitnehmer- 
innen und Arbeitnehmer. 

Siesind somit mehrals nurein reiner Lohnkos- 
tenfaktor und eine Variable im internationalen 
Standortwettbewerb. 

Wie ist es um die Situation in Deutschland 
bestellt? 

Deutschland ist eines der wenigen Länder in 
derEuropäischenUnion.dasüberkeiner1eiMindest- 
lohnregelungverfügt.Daswirdgerne übersehen. 

Allheilmittel oder 
ideologischer 
Kampfbegriff? 

Warum Mindestlöhne 

notwendig sind 

von Andrea Nahles 

Wir sind hier also die Ausnahme und hinken der 
Entwicklung unserer Nachbarn hinterher. Außer 
Deutschland gibt esnur indreieuropäischen Län- 
dern keine gesetzliche Lösung: in Skandinavlen. 
Österreich und Italien. 

Diese Staaten haben aber andere effektive 
Instrumente: 
In den skandinavischen Staaten gibt eseinen 
gewerkschaftlichen Organisierungsgrad von 
über 80%. 
In Österreich gibt es die Pflichtmitgliedschaft 
der Arbeitsgeber in der Wirtschaftskammer. 
InltalienführtdieVerfassungdefactozurAll- 
gemeinverbindlichkeit allertariflichen Löhne. 

Bei und hingegen gibt es keine vergleichbare 
Reißleine, die ein Absinken der Löhne ins Boden- 
loseverhindern könnte. 

In der gegenwärtigen Debatte wird auch fol- 
gendes0fivergessen:Bereits heute subventioniert 
der Staat in erheblichem Umfang Niedriglöhne. 
Im Septemberzoog bezogen gut goo.oooErwerbs- 
tätige ergänzende Leistungen der Grundsicherung 
(Hartz iV),weil ihreigenes Einkommen nicht aus- 
reichte. um ihren Bedarf zu decken -davon rund 
280.000 Vollzeitbeschäftigte. 



Meinung. 

Konkret stellt sich die Lage bei uns 
wie folgt dar: 

U Über 6Mio.Menschen arbeiten in Deutschland 
für Niedriglöhne. Der Anteil der Niedrigiohnbe- 
schäftigten invollzeitarbeit i s t  au fp% gewach- 
sen. Als Niedriglöhne gelten Löhne, die unter 
75% des Durchschnittseinkommens liegen. 

U 2.5Mio.V0II~eitbe~chäftigtearbeitenfürLöhne, 
diewenigerals5o%des Durchschnittslohnsvon 
1442 Euro betragen (Armutslöhne). 

U Die Tarifbindung schwindet. In Westdeutsch- 
landsind nur noch7o%der Beschäftigtendurch 
Tarifverträge erfasst, in Ostdeutschland sogar 
nursS%. 
Armutslöhne werden auch in tarifgebundenen 
Branchen bezahlt, Stundenlöhne zwischen 3 
und 6 Euro bruttosind keine Ausnahme. 

Das heißt:VieleMenschen,dieim sogenannten 
„Niedriglohnsektor" arbeiten, können durch eine 
Vollzeitstellenicht eigenständigfür ihren Lebens- 
unterhalt sorgen,sie sind armtrotz Arbeit. Niedrig- 
löhneverfestigen die Armut in unserem Land und 
sind nicht nurein Problemvon Ungeiernten.60% 
der Beschäftigten im Niedriglohnsektorverfügen 
über eineabgeschlossene Berufsausbildung.Die 
Arbeitsmarktforschung belegt, dass es für diese 
Menschen kaum Aufstiegschancen in besser be- 
zahlte Jobs gibt. Niedrigiöhne sind kein Einstieg 
in eine bessereZukunft,sondern bedeuten meist 
einverharren in Armut.Das istfür unsein unhalt- 
barerzustand, bei dem wir nicht länger zuschau- 
en dürfen. Gute Arbeit muss gerecht entlohnt 
werden. 

2. Darüber hinaus bedarf es in einem zweiten 
Schritt eines gesetzlichen Mindestlohnes für 
Branchen,in denen es keineTarifverträgegibt 
oder diese nicht greifen. Die Höhe wird nicht 
durch den Gesetzgeber festgelegt, sondern 
durch eineKommission,dieausVertreternder 
Arbeitgeber,Gewerkschaften undWissenschaft- 
lern besteht. In regelmäßigen Abständen soll 
sieüberdieEinkommensentwicklung berichten 
unddieHöhedesMindestiohnesderwirtschaft- 
lichen Entwicklung anpassen. 

In Großbritannien wurden mit der sog. Low 
Pay Commission sehrgute Erfahrungengemacht. 
Die Einführung der Mindestlöhne durch die La- 
bourregierung Tony Blairs hat - entgegen aller 
Unkenrufe-nicht zu Beschäftigungseinbrüchen 
geführt. lm Gegenteil: Großbritannien ist heute 
wirtschaftlich gesehenein Primusin Europa.Auch 
die Erfahrungenderanderen EU-Nachbarn zeigen: 
Der Untergang des Abendlandes i s t  nicht zu be- 
fürchten. 

Nun istesfürunsan derZeit,ausden Erfah- 
rungen anderer Länderzu lernen. Politisch 
gewollt,mitAugenmaßeingeführt undvon 

einer breiten gesellschaftlichen Strömunggetra- 
gen-sowerdenauch bei UnsMindestlöhneeine 
Erfolgsgeschichte. Packen wir es an - im Sinne 
unserer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
Sieverdienen eine menschenwürdige Bezahlung 
und die Gewissheit, ihr Leben aus eigener Kraft 
finanzieren zu können. M 

M Deshalb wil l  ich eine Neuregelung,die in 
zwei Schritten erfolgen soll: 

1. Zunächst sol ien~rbei t~eber und Gewerkschaf- 
ten die Gelegenheit haben. das Arbeitneh- 
merentsendegesetz, das bisher nur für die 
Baubranchen gilt,aufalleWirtschaftsbereiche 
auszuweiten. Mi t  der Ausweitung unterstüt- 
zen wirdieTarifparteien bei derVerhinderung 
von Lohn-und Sozialdumpingdurchentsandte 
Bliliekräfte. DieTarifvertraes~arteien sind auf- 

Q 
U U .  

aefordert. bundeseinheitliche tarifliche Min- 
destlohne in allen Branchen zu vereinbaren. . 1 
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Seitherwerben dieKassen um diewette-und 
zwar um möglichst viele und möglichst gesunde 
Versicherte. Eine Kasse, die sich für chronisch 
Kranke ins Zeug legt, lockt jene Versicherten an, 
die hohe Ausgaben verursachen. Die traurigen 
Folgen sind bürokratische Hürden bei der Leis- 
tungsgewährung,ausgedünnte Betreuungs- und 
Beratungsstrukturen und Vermeidung spezieller 
Angebotefürchronisch Kranke.Umdiesesim Kern 
marodeSystem etwasgerechterzu gestalten,wolI- 
teder Gesetzgeberden bisherige RSA im Jahr2007 
durch einen morbiditätsorientierten RSA (Morbi- 
RSA) ablösen. Dieser wäre auferund der Vielzahl - 
einzubeziehender Daten verwaltungstechnisch 
aufwendig, böteden Kassen aber einen stärkeren 
AusgleichfürdieVersorgungvonChronikern.Künf- 

I Gesundheits- t i g  so11 eine neu zu schaffendeGesundheitsfonds- 
~ehörde ihre Gelder auf die Kassen so verteilen, 

kompromiss neu dass Risiko-Selektion sich nicht mehr lohnt. Der 
Gesundheitsfondsfand anfangsauch beiderSPD 

verhandeln! breiteZustimmung,weilerdie risikogemäßever- 
teilung desGesamtbudgets aller Kassen überneh- 
men, die Privaten Krankenversicherungen (PKV) 

Dem Solidarsystem drohen in Fond und Risikoausgleich einbinden und den 
Wechsel in einezunehmend durch Steuernfinan- 

irreparable Schäden zierte Krankenversicherung einleiten könnte. 

1992 wurde der Risikostrukturausgieich 
(RSA) eingeführt. der die .,Fonds" der 250 
gesetzlichen Krankenkassenverbindet und 

die Belastungsunterschiede in Bezug auf Alter, 
Geschlecht. Einkommen und beitragsfrei Mitver- 
sicherteausgleichen sollte. Die neuen Kassen ana- 
lysierten ihre Ausgabenprofile sehr genau- und 
stellten erschrocken fest, dass nur fünf Prozent 
ihrerversicherten 80 Prozent der Ausgaben ver- 
ursachten. Der RSAglich die unterschiedliche Be- 
lastung der Kassen mi t  chronisch Kranken bei 
weitem nicht aus. 

Jetzt wirddergesetzlich bereitsfixierteMorbi- 
RSA zurückgenommen und durch die Kopplung 
an den neuen Fonds in die Nähe der nächsten 
Bundestagswahl und damit auf unbestimmteZeit 
verschoben. Zudem werden die privaten Kassen 
ausdem Fonds und damit auch ausdem RSA her- 
ausgehalten. Der Einstieg in die Steuerfinanzie- 
rung i s t  eine hohle Phrase angesichts des realen 
Ausstiegsdes Finan~ministers~derder GKVgerade 
die Tabaksteuer in Höhe von 4,s Milliarden Euro 
entzogen hat. Hinzu kommt, dass weitere ent- 
solidarisierende Hebel sehr unauffällig angesetzt 
wurden: Wenn die Kassen mi t  dem Fonds nicht 
auskommen. können sienämlichentwedereinen 
prozentualenZusatzbeitragodereine..kleine"Kopf- 
pauschalevon den Versicherten fordern. 

So hat sich dieCDUICSU zur Freude der privaten 
Versicherungswirtschaftmit ihren beiden Haupt- 
forderungen durchgesetzt: Die Arbeitgeberbei- 
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träge werden festgeschrieben und wachsende 
Ausgaben werden in Zukunft nurvon den Arbeit- 
nehmern getragen. Die SPD hat sich zu defensiv 
verhalten. Die Horrorszenarien wiedie Forderung 
nach Ausgrenzung häuslicher Unfalirisikenwaren 
CDUICSU-Verhandlungstricks-und politisch chan- 
cenlos. Ausgrenzungen kommen jetzt durch die 
Hintertür.Was als ErweiterungderWahlmöglich- 
keiten der Versicherten bejubelt wird. bedeutet 
Einschränkungfürall jene,die auf Solidarität an- 
gewiesen sind: Den Kassen sollen mehr und neue 
Möglichkeiten geboten werden.sich dort zu kon- 
zentrieren,wo Nachfrage lockt. Doch werchronisch 
krank und arm ist, dem schaden diese Möglich- 
keiten mehr als sie ihm nützen. 

Wettbewerbunterden Leistungsanbietern ist 
richtig,er kommt allen Versicherten zugute.Wett- 
bewerb unter den Krankenkassen aber schwächt 
dieSolidaritätderversicherten und stärkt nurdie 
Position der Leistungsanbieter und der privaten 
Versicherungen.Dennstehenjetztdie 250 Kassen 
dem Monopol einer Kassenärztlichenvereinigung 
oder einer Krankenhausketteoderinternationalen 
Pharma-Multisgegenüber,soführtihrWettbewerb 
zueinerSchwächungdergemeinsamenNachfrage- 
macht der Versicherten -und damit zu tenden- 
ziell steigenden Preisen. 

tungserbringern bedarfsgerechteverträge ab und 
ist fürStruktur undQuaiitätssicherungverantwort- 
lich. lm LAG-Aufsichtsrat kontrollieren die einzei- 
nen Kassen die Geschäftsführung und vertreten 
die Interessen ihrerversicherten - so kann sich 
die iKK zum Beispiel für die Handwerker,die BKK 
für Industrieangestellteoderdie AOKfür Rentner 
undchronisch Krankestarkmachen,ohnefür ihr 
Engagementfinanziell abgestraft zu werden. Ein 
Risikostrukturausgieich wird überflüssig.zwisch- 
enden Bundesländern bestehendeunterschiede 
könnendurch einen Länderfinanzausgleich neutra- 
lisiert werden-der auch Steuerzuschüsse aufneh- 
men sollte. Die Krankenkassen alsVertreter ihrer 
Versicherten erhalten dieVerwaltungskosten ent- 
sprechend ihrer Mitgliederzahl aus dem Fonds. 

Gesundheitspflege ist eine gesellschaftliche 
Kernaufgabe.die ein liberalisierterVersicherungs- 
markt nicht leisten kann.DieSolidargemeinschaft 
kann jedoch den Wettbewerbder Anbieter nutzen, 
um notwendige Leistungen in guter Qualität güns- 
tigereinzukaufen.Das müssen wir beachten,wenn 
wir in Deutschland weiterhin stolzdarauf sein wol- 
ien,dassdurch Krankheit,AlteroderBehinderung 
niemand in Not kommt.Und eines ist gewiss:Der 
Erhaltder Soiidargemeinschaftist im Zweifelsfall 
wichtiger als der Erhalt einer großen Koalition. 

Zusammenarbeit statt Wettbewerb 

Der ohnehin brüchige Kompromiss zur 
Gesundheitsreform mussdeshalb neu dis- 
kutiertwerden:UmdieVersichertengemein- 

Schaft gegenüber den Leistungsanbietern zu stär- 
ken,brauchtesZusammenarbeitstattWettbewerb. 
i6Arbeitsgemeinschaften.fürjedes Bundesland 
eine. könnendieKakophonieder 2 5 0  konkurrieren- 
den Kassenvon heuteersetzen.Jede Landesarbeits- 
gemeinschaft (LAG) bündelt die Kraft aller in der 
Region aktiven Kassen und übernimmt so die 
Budget- und Strukturverantwortung.Versicherte 

heitsfondsein.derdasGesamtbudgetallerKassen 
und Arbeitgeber zahlen in einen Landesgesund- 

darstellt. Die Geschäftsführungder LAG schließt ! '; 
mit Kliniken, Ärzteverbänden und anderen Leis- 

D 0r.Wolfgang Wadarg, 
Arzt und MdB (SPD] furden 
WahlkreiiifFienrbur@~Srhlei 
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Wohin steuert die persaldoist dem Straußder bürokratischen Rege- 
lungen eine weitere Schattenblume hinzugefügt. 

Bundesregierung? 
lmaktuellenZusammenspielvonHaushaltsiöch- 

ern auf allen staatlichen Ebenen, Umsatzsteuerer- 
D ie  ak tue l le  Deba t t e  zur höhungundgeplanten BelastungendurchGesund- 

heitsreform entsteht der Eindruck, kleineLeute und 
Reform de r  Unternehmensteuern Mittelstand zahlten die Zeche. Entlastungen wie 

diese Unternehmensteuerreform sind auf Betrie- 
von  M a i k e  Rohwer be beschränkt und dürften auch dort zugunsten 

der Global Player wirken: Es geht ja um die Posi- 
tionierung im internationalen Steuersenkungs- 

H H  wettbewerb und weniger um den regional tätigen 
Mittelständler. Die Auswirkungen dieser Abwärts- 
spiraie werden aber nicht zu Endegedacht. 

Der Koalitionsausschuss hatvorder parla- 
mentarischen Sommerpause Eckpunkte 
füreineSteuerreformverabschiedet.Unter 

anderem soll eine Abgeltungssteuer (2007 25%. 
ab 2008 30%) erhaltene Zinsen erfassen,zurVer- 
breiterungder Bemessungsgrundlage sollen hin- 
gegengezahiten Zinsen hinzugerechnet werden. 
Die Überlegung,erhaltene Zinsen mit einer Abgel- 
tungssteuer zu belegen. ist positiv: EchteVerein- 
fachungdurch striktenbgeltung steht hier aller- 
dings gegen die Option zur Einzel-Versteuerung 
und Anrechnung für Kleinsparer Die Hinzurech- 
nung gezahlter Zinsen bei Unternehmen trägt 
ohne Frage zur Verstetigung des Steueraufkom- 
mensinsbesondereder Kommunen bei.Die bisher 
bekannten Modellesind allerdings höchst kompli- 
ziert und widerstreben dem allseits postulierten 
Ziel .,Bürokratieabbau". Hier muss ein Weggefun- 
den werden.mit demvorallem gewinnverlagern- 
de Kreditkonstrukte internationaler Unternehmen 
erfasst werden. lnternationaleverrechnungsprei- 
se müssen unabhängig davon weiterhin einem 
besonderen Augenmerk unterliegen. 

Ob die technischen Modelle, also steuerfreie 
Rücklagen,zur Übertragungder Senkungder Ein- 
kommensteuer auf betriebliche Einkünfte bei der 
funktionieren werden,ist zurzeit offen:Wenn nur 
Steuer-Stundung erreicht wird, hat der einzelne 
Mittelständlerweniggewonnen,derStaat hatdie 
gebündelten Einnahmeverluste zu verkraften und 

Ob es gelingt, die postulierte Begrenzung 
der steuerlichen Entlastung auf fünf Milliarden 
Euroeinzuhalten, kann skeptisch gesehen werden. 
Diese Milliarden werden auf der Einnahmeseite 
den öffentlichen Haushalten später fehlen und 
sich entweder in Leistungskürzungen oder Erhö- 
hung anderer Abgaben bemerkbar machen. Die 
Gesamt-Belastung der Bürgerinnen und Unterneh- 
men durch 5teuern.Abgaben und bürokratische 
Regelungen wird wohl nicht gesenkt werden.Bei 
der Umsetzung der Steuergesetzgebung ist beson- 
ders wichtig,dasssieeinfach undvermittelbarwird. 
Komplexe Regelungen schaffen nur(weitere)Aus- 
weichmögiichkeiten. Im Zweifel ist daher pauscha- 
lierenden Lösungen dervorzugvor-scheinbarer 
- Einzelfallgerechtigkeit zu geben. W 

D Maikc Rohwer 
ist Mitgiedder SPO-lander- 
~rrtandrschierwig-Holitein. 
Siearbeit als Steuerberater," 
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I Erst Sicherheit, dann Frieden 

Zur Si tua t ion  in Nahost  

von Cordula Drau tz  und 
lnken Wiese 

Mehr als 1200 Libanesen und Israelis sind 
bereitswährendderjüngsten Kampfhand- 
lungen umsLeben gekommen,noch mehr 

Menschen.darunterzahlreiche Zivilisten, wurden 
verletzt. Die Infrastruktur des südlichen Libanon 
ist zerstört. Auf beiden Seiten der Grenze ist die 
Zivilbevölkerung aufder Flucht vordem Krieg.Trotz 
der UN-Resolution vom ii.August ist der Frieden 
noch in weiter Ferne. 

DieInternationaleGemeinschaft möchtenun 
mit der Entsendung einer 15.ooo-Mann starken 
Truppe das Ende der Kampfhandlungen überwa- 
chen und eineAtmosphäreschaffen,dieeine lang- 
fristige Lösungdes Konfliktsvorbereitet.Hilfsorga- 
nisationen soll der Zugang zur Zivilbevölkerung 
verscham und eine sichere Rückkehrvon Flücht- 
lingen ermöglicht werden. Die von der libanesi- 
schen Regierung zu entsendenden 15.000 Solda- 
ten bei der Entwaffnungvon Milizen und bei der 
WiederherstelIungihrervollenSouveränität über 
den Südlibanon zu unter~tützen~sind Aspekte des 
verlängerten Mandats der UN-Stabilisierungstrup- 

An der Mission einer solchen internationalen 
Friedenstruppesollen auchdeutscheSoldaten be- 
teiligtsein.Sowünschtes zumindest einhellig die 
israelische Regierung.Die Debatteaufdeutscher 
Seite hingegen ist hochkontrovers. 

Unseres Erachtens müssen dabei folgende 
Fragen im Zentrum stehen: 
Ist die Intervention einerdritten Partei in Form 
einer internationalen Schutztruppe - unab- . . 
hängig von einer deutschen Beteiligung-für 
beide Konfliktparteien von sogroßem Gewicht. 
dassein ~ndeder~am~fhand l in~endauerha f t  
unterbunden werden kann? 
Kann DeutschlandalsTeileiner Friedenstruppe 
dasVertrauen,dasesim NahenOstengenießt, 
undseinestabilen Beziehungen zuallenSeiten 
des Konflikts zur Unterstützung eines Friedens- 
Prozesses tatsächlich und über den Nutzen 
einer solchenTruppe hinaus einsetzen? 
Welche realistischen Perspektiven gibt es nach 
einer möglichenVerhinderung weiterer militä- 
rischerAuseinandersetzung überdas israelisch- 
libanesische Grenzgebiet hinaus? 

Die kurzfristigePerspektiveist klar:Die Waf- 
fenruhe muss hergestellt und überwacht 
werden. Dies wird auch endlich ein Ende 

der zu verurteilenden Angriffe aufzivile Ziele mit 
sich bringen. Die Abwesenheitvon kriegerischen 
Auseinandersetzungen wird jedoch ohne damit 
einhergehende Frieden schaffende Schritte,,nurU 
eine fragile Situation stabilisieren, aber keine 
dauerhafte Sicherheits- und Friedensordnung 
etablieren. Dies erfordert die Lösung der komple- 
xen Probleme des Nahostkonfliktes wie Grenz- 
Ziehungen. Flüchtlingsfragen und das regionale 
Demokratiedefizit. 
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Die Entwaffnung der Hisbollah ist nur einer 
der vielen diffizilen Aspekte dieses Prozesses,da 
sich die Bewegung als fester gesellschaftlicher 
Akteur und nicht nur als Widerstandsbewegung 
in der libanesischen Bevölkerung Respekt und 
Ansehenverschafft hat.Hierin unterscheidet sich 
die Hisbollah kaum von anderen islamistischen 
Bewegungen, die aufgrund des politischen und 
sozialenversagens ihrerjeweiligen Regierungen 
in eine mehrheitsfähig werden konnten. lm Fall 
des Libanon wird nur ein nationaler Dialogaller 
Kräfte -einschließlich der militanten - die inter- 
nationale Anstrengung mi t  Erfolg krönen. Dabei 
mussdieinternationaleGemeinschaft die beschä- 
digte Legitmität der libanesischen Regierung 
wiederherstellen undsiedurchTraining derArmee 
und weitergehende finanzielle und logistische 
Unterstützung in die Lage versetzen,das Gewalt- 
rnonopol im ganzen Land zurück zu gewinnen. 

Letztlich jedoch kann die Klärung des endgül- 
tigen Grenzverlaufszwischen Israel,Syrien,Libanon 
und den Palästinensern und die Schaffung einer 
demilitarisierten Zone zu Israel nur die Rahmen- 
bedingungen einer Sicherheitsordnungschaffen. 
Für eine nachhaltige Friedensordnung bedarf es 
einer Stärkung der Demokratie in den Ländern 
des Nahen Ostens und damit auch des sozialen 
Friedens in der Region. Die Reintegration derver- 
triebenenZivilbevölkerungdes Südlibanon in die 
politische,gesellschaftliche und ökonomische Ent- 
wicklung ihres Landes hat dabei auch nach inner- 
libanesischer Ansicht oberste Priorität. Gerade 
beim gesellschaftlichen Aufbau in Krisenregionen 

hat die sozialdemokratische Entwicklungs- und 
Außenpolitik in den vergangenen Jahren Wert- 
vollesgeleistet.nicht zuletzt mit HilfedesZivilen 
Friedensdienstes. Ähnliche Hilfe zur Selbsthilfe 
wäre übrigensauch in anderen Länderneingang- 
barerweg, um radikalen, insbesondere islamisti- 
schen Bewegungen den Zulauf abzugraben. 

Deutschland kann in vielfältiger Weise 
helfen, beispielsweise durch die Vermitt- 
lung im Fall entführter Soldaten. Oberste 

Leitlinie jeder Form von deutscher ziviler, militä- 
rischer, entwicklungspolitischer oder diplomati- 
scher Intervention mussjedoch sein.dasssieden 
vitalen Interessen aller Konfliktparteien direkt oder 
indirekt zu Gute kommt und sie mit den flankie- 
renden internationalen Maßnahmen ineinander 
greift.Nursowird die Bundesrepublik auch lang- 
fristig ihren Ruf als allseits anerkanntevermittle- 
rin wahren können,um welchenTeileder hiesigen 
Opposition ja besorgter zu sein scheinen als um 
den Frieden am Rande Europas. ¤ 
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Die Relationen zwischen Kurz- und Lang- 
zeitarbeitslosen verschiebt sich mit,.Hartz 
I/": bundesweit vermelden Kommunen 

wie Arbeitsverwaltung, dass dem Zustrom von 
Arbeitslosen in das SGB II kein entsprechender 
Abfluss in den Arbeitsmarkt gegenübersteht. 

Die ldeedes Kombilohns kommt ursprünglich 
aus den USA und wurde durchaus erfolgreich 
eingesetzt,um das Problem der-working poor" zu 
bekämpfen. Es ging also um Arbeitnehmer, die 
nach unseren Maßstäben einen Lohn unterhalb 
der Sozialhilfeschwelle bezogen. Klar ist, eine 
schlichte Übertragung amerikanischer Modelle 
auf die Bundesrepublik ist gar nicht möglich: 
solche Arbeitnehmergibt es praktisch überhaupt 
nicht.DieSozialhilfe bzw.neuerdingsdas Arbeits- 
losengeld II (ALG II) markieren einen faktischen 
Mindestlohn, den zu unterschreiten kaum ein 
Arbeitnehmer bereit sein wird. Und selbst wenn 
dies geschieht,so besteht ein Anspruch auf Auf- 
stockungsleistungen bis zur Höhe des ALG II. 

D E V ~  ~ux.SP0-~BVomit ien 
de Leverkureo. 
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Das Leverkusener Modell hat zwei Ansätze: 
arbeitgeberbezogen über Lohnkostenzuschüsse 
von im 1. Jahr mtl. 500 Euro und im 2. Jahr mtl. 
400 Euro.Weiterhin wird eine Nachhaltigkeitsprä- 
mieals BonusfürdasAufrechterhaltender Beschäf- 
tigungandenArbeitgebergezahlt,undzwar nach 
6Monaten 500 Euro,nach 12 Monateni.oooEuro 
und nach 30Monaten 3.000 Euro.Hinzu kommen 
lntegrationshilfen wie 2.B. Führer-/ Staplerschein, 
Sprachkurs.FürALG Il-Bezieher mit schweren nach- 
haltigenVermittlungshemmnissen werden bei der 
städtischen Beschäftigungsgesellschaft JobService 

Pro Kombilohn 

Ein innovatives Instrument 

für Leverkusen I von  Eva Lux 

.H 

LeverkusengGmbHgound beiderKolpingBeschäf- 
tigungsgesellschaft gGmbH 10 Arbeitsplätze im 
arbeitnehmerbezogenen Kombilohnmodell einge- 
richtet.lm ersten Beschäftigungsjahrwerden 600 
Euro, im zweiten Jahr soo Euro, und im dritten 
Jahr300 Euro Lohnzuschuss gezahlt.parallel dazu 
erfolgtdegressivdieFinanzierungvon Integrations- 
leitungen: im ?.Jahr mtl.300 Euro, im 2.Jahr mtl. 
200 Euro,im 3.Jahr mtl.150 Euro.Ziel ist dieHerstel- 
lungder Beschäftigungsfähigkeit und Vermittlung 
in den ersten Arbeitsmarkt in dieser Zeitspanne. 

Beide Modelleamortisieren sich schon in den 
ersten Jahren,wenn man die entstehenden Kosten 
denEntlastungenvonBundes-undKommunalhaus- 
haltgegenüberstellt.Unsere bisherigen Erfahrun- 
gen mit Arbeitgebern zeigen zudem, dass nicht 
ausschließlich der Lohnkostenzuschuss für eine 
erfolgreicheVermittlung von Bedeutung ist.son- 
dern die Qualität der Beratung und Vermittlung 
sowie die längerfristige kompetente Begleitung 
der Arbeitnehmer durch die ARGE. 

Unsere bisherigen Erfahrungen sind positiv. 
Man muss klar sagen. dass bei der derzeitigen 
Arbeitsmarktlageohnederlei Instrumente kaum 
Erfolgaufeine(Wieder-)Eingliederungvon Langzeit- 
arbeitslosen oder Personen mi t  unterschiedlichen 
und schwerwiegendenVermittlungshemmnissen 
besteht.Unverzichtbar ist zudem die Bereitschaft, 
einederartgeförderteBeschäftigungauchanzuneh- 
men, wenn sie nur geringfügig über das ALG-II- 
Niveau hinaus entlohnt wird. 
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Mittlerweile sind die Beschäftigungswir- 
kungen unterschiedlicher Kombilohnmo- 
delle untersucht worden. Insgesamt fallen 

die Netto-Beschäftigungseffekte eher bescheiden 
aus.Mitnahme-undVerdrängungseffekteschmä- 
lern die Beschäftigungswirksamkeit. Bei einigen 
Modellen,wiez.B.demflächendeckendeingeführ- 
ten Mainzer-Modell oder dem Beitragsbonus ist 
schon die Inanspruchnahme mit nur is.021 bzw. 
insgesamt gut i i.ooo Geförderten gering geblie- 
ben. Einen Einfluss auf die Beschäftigungswirk- 
samkeit hat die konjunkturelle Situation. in Ab- 
schwungphasen fehlt es an Nachfrageimpulsen, 
hierunter leidet besonders die Vermittlung von 
Arbeitslosen aus ProblemgruppenAls wenig Erfolg 
versprechend erweist sich schließlich das Neben- 
einander verschiedenartig konstruierter Förderin- 
strumente. Einige sind befristet, andere zielgrup- 
penorientiert, bei einerdritten Kategorie handelt 
es sich im Kannleistungen. Schließlich basieren 
sie auf unterschiedlichen Funktionsmechanismen 
und fördern entwederdie Angebots oder die Nach- 
frageseite.Als nur bedingt erfolgreich ist auch die 
Zielgruppeneffektivitätzu bewerten.EinigeInstru- 
mente sollen die Reintegration von arbeitsmarkt- 
politischen Zielgruppen (Ältere. Langzeitarbeits- 
lose, usw.) fördern. Auch die Förderinstrumente 
desSGB III konntendieses Ziel nurmit Abstrichen 
erfüllen. 

Kontra Kombilohn 

Kombilöhne sind wirkungslos 

und zu teuer I von  Custav Horn  . . 

Indieserngesamtwirtschaftlichen Umfeld wer- 
den Kombilöhne keine nennenswerteSteigerung 
der gesamtwirtschaftlichen Beschäftigung bewir- 
ken. Damit entfallen sämtliche positiven finanzi- 
ellen Folgen für die öffentlichen Haushalte. Die 
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Absenkungder Lohnnebenkosten für die Unterneh- 
menverpufFt,wenn nicht zugleichdieNachfrage 
gesteigert wird. Zudem würden die fiskalischen 
Belastungen durch Kombilöhnezu einerschweren 
Hypothek für die öffentliche Hand. Würden die 
für Kombilohn-Modelle bereit gestellten Mittel 
beispielsweise dazu genutzt. die Not leidenden 
öffentlichen Investitionen zu steigern, wäre das 
Ergebnis erheblich günstiger. 

Schraubt mandieAnsprüchean dieKombilohn- 
modelleaberspürbarzurück.wirdein-begrenzter 
-Nutzen im Hinblick auf die Beschäftigung von 
Problemgruppen des Arbeitsmarktes und die Ein- 
kommenssituation im unteren Bereich erkennbar. 
So können Ansätze wie das Progressivmodell,die 
die Arbeitnehmer mit niedrigen Einkommenvon 
Sozialbeiträgen teilweiseentlasten.durchauseinen 
moderaten positiven Beschäftigungseffekt auf- 
weisen. Zum einen könnte damit die durch die 
HartzGesetzeverstärkte,.Abwärtsspirale"von zu- 
mutbarer Arbeit und geringem anschließendem 
Lohnersatz für alle Arbeitsuchenden bei mehr- 
fachem Wechsel zwischen Erwerbstätigkeit und 
Erwerbslosigkeit gemildert werden.Zugleich wür- 
de gerade die Nachfrage von Geringverdienern 
gestützt. 

Der Blick ins Ausland lehrt irn Übrigen, dass 
die Einführung von Kombilöhnen nicht von der 
Existenzvon gesetzlichen Mindestlöhnen getrennt 
werden sollte. Nurwenn Lohnuntergrenzen beste- 
hen.kannvermieden werden.dassKombilöhnedie 
Abwärtsspiraie bei den Löhnen verstärken. H 
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Editorial 

Zeit, dass sich 
was dreht ... 
M B  

Unsere.,Zeitschriftfursozialistische Politik 
und Wirtschaft" hat in ihrer nunmehr 28- 
jährigen Geschichte manche Umorientie- 

rung vorgenommen. der wir sicherlich auch ihr 
heutiges Bestehenverdanken.Diewichtigstewar 
diejenige,diesich Endeder 8oerJahre abzeichne- 
te und ineiner neuenTräger-und Herausgeberkon- 
stellation Anfang der goer Jahre ihren Ausdruck 
fand. Hierbei spielte der Zusammenbruch des 
,.Sozialismus" sowjetischen Typs eine zentrale 
Rolie.wirkten sich doch unterschiedlicheVerortun- 
gen der Linken in der,,alten Weltordnung"auch 
auf ihre sozialdemokratischen Teile aus. Anderer- 
seitswaren es auch und geradedieVeränderungen 
im modernen Kapitalismus, in seiner Ökonomie 
wie auch in den Sozialstrukturen und Lebensver- 
hältnissen. die zu einer Neuorientierung sozia- 
listischer Vorstellungen jenseits überkommener 
inneriinker Grabenkämpfe drängten. Innerhalb 
der Zeitschrift und der mit ihrverbundenen Kräf- 
te lassen sich mindestensdrei programmatische 
Diskussionsstränge identifizieren: 

zum einen ausdem,.Projekt Moderner Sozialis- 
mus",dassich aufdiesuchenach den Elemen- 
ten des neuen Kapitalismus wie auch einer 
„modernenN sozialistischen Alternative begab; 
zum zweiten aus dem 1989 verabschiedeten 
Berliner SPD-Grundsatzprogramm und dem 
darin enthaltenen Kerngedanken eines nach- 
haltigen ökologisch-sozialen Umbausvon Wirt- 
schafts- und Lebensweise; 

ii zumdritten ausdem in der zweiten Hälfteder 
goerJahreaktiven.,Crossover"von Diskussions- 
linien der sozialdemokratischen und der grü- 
nen Linken sowie reformerischer Strömungen 
der PDS. 

Diese Kontextesind weiter aktuell und haben 
in den Programmdiskussionen der SPDeineäußerst 
produktive Roliegespielt.Schaut mansichdieBei- 
trägein unsererZeitschriftwieauch andere Doku- 
mente aus dem spw-Umfeld an. so gibt es eine 
Vielzahlvon diskursiven und darausabgeleiteten 
programmatischenAspekten,diefürdiesenZyklus 
stehen. Hierzu zählen etwa die Kritik der,.dualis- 
tischen Wirtschaftsstruktur" aus boomender Ex- 
portwirtschaft und davon (relativ) entkoppelter 
Binnenwirtschaft und die daraus abgeleiteten 
strukturpolitischenVorstellungenfür eine„neue 
Gemeinwirtschaft" unter Einschluss kommunal- 
wirtschaftlicher und mittelständischer Sektoren. 
Ein anderes Beispiel sind die Überlegungen zur 
.,biographischen Selbstbestimmung" in Zeiten 
unwiderruflich wachsender Flexibilität und einer 
darauf aufbauenden Neujustierung des Sozial- 
staates,was in Überlegungen zu einer.Arbeitsver- 
Sicherung" ihren Niederschlag gefunden hat. 

Anfang 2000-im Zeichen der damals boomen- 
den ..New Economy" - versuchte spw diese ver- 
schiedenen Linien und Aspekte in den Thesen 
..Flexibler Kapitalismus - Moderner Sozialismus" 
zur spw-Jahrestagung 2001 neu zu verknüpfen. 
Entscheidend war dabei erstens, den ,,flexiblen 
Kapitalismus"als eine Netzwerks- und Fondsöko- 
nomie kritisch zu analysieren und mit der Idee 
eines,.Netzwerke-Sozialismus" zu verbinden.Zum 
zweiten - wenn auch nicht unumstritten -ging 
damit die Auffassung einher, die Realisierung 
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sozialistischer Zieivorstellungen viel stärker unter 
dem Gesichtspunkt eines ,,ökonomisch-sozialen 
Kulturkampfes"zusehen und weniger unterdem 
Gesichtspunkt eines regulativen instrumenten- 
baukastens. 

Diese Diskurse weisen viele Berührungspunkte 
zu den Debatten im Forum Demokratische Linke 
21 auf. Die Restrukturierung der Partei-Linken war 
von Beginn an verbunden mit Bestrebungen zu 
einer programmatischen Modernisierung. Die 
Konzepte der Arbeitsversicherung und der Bür- 
gerversicherung als Eckpunkte einer Modernisie- 
rung des Sozialstaates sowie die Betonung der 
Prinzipien einer nachhaltigen Entwicklung als 
notwendige Grundlage gesellschaftlicher und 
ökonomischer Prozesse stehen ebenso für diesen 
Anspruch wiedie Forcierungder Debatte umöko- 
nomische Alternativen unddieEntwicklungeiner 
linken Wachstumspolitik. 

Der übergreifende Leitgedanken -ergänzend 
zum klassischenwertekanon der Linken-unserer 
programmatischen Weiterentwicklung ist die 
,,Nachhaitigkeit8' bzw. die .,Kultur der Langfristig- 
keit"(Jospin).Wirverstehendies nicht nurals Alter- 
nativezur kurzfristigen Gewinnmaximierungdes 
Shareholder-Value-Kapitaiismus.sondern wenden 
uns auch gegen jene. die unter dem Motto der 
,,NachhaitigkeiY nur die Umschichtung (und Pri- 
vatisierung) von Risiken im Blick haben. 

Währendder rot-grünen Regierungszeit gelang 
es der Linken z~wenig~erforderliche Reformdebat- 
ten zusammenzuführen und weiterzuentwickeln. 
Die (mehr oder weniger) sozialistische Linke zog 
sich stattdessen sich häufig auf das Feld der,,so- 
zialen FragenUzurück.Diesist inzweierlei Hinsicht 
ebenso problematisch wie auch anregend: 

Erstens fehlt es an der Vorstellung einer sub- 
stanziellen Verbesserung von Arbeits- und 
Lebensverhältnissen und von neuen, gesell- 
schaftlich eröffneten biographischen Aufstiegs- 
und Gestaltungsmöglichkeiten. 
Zweitenswächst die Neigung,den Einflussder 
(mitdem KapitaIismusgleichgesetzten).,Wirt- 

schart" auf die Gesellschaft lediglich eindäm- 
men zu wollen.statteine andere Art und Wei- 
se des Wirtschaftens anzustreben. 

Damit sind die beiden Grundmotive des spw- 
Reiaunch eigentlich schon benannt.Das diskursi- 
ve Feld,aufdem wirin,,langen Linien8'die Diskus- 
sionführen wollen,wird vonvierschwerpunkten 
bestimmt. Zwei davon beschäftigen sich mi t  der 
Weiterentwicklungdergroßen programmatischen 
Komplexe der ,,sozialen Gerechtigkeit" (und des 
sozialen Sektors) und der .,Innovation" (und des 
industriellen Sektors). Die weitere Diskurslinie 
handelt von normativen und regulativen Vorstel- 
lungen bezüglich der Arbeits- und Lebensweise 
in kultureller, individueller und solidarischer Hin- 
sicht. Hier geht es um dieverknüpfung vom An- 
spruch der Selbstbestimmung mit den Anforde- 
rungenan Flexibilität im Lebens- und Erwerbslauf, 
Einesolche Linie kann nicht im leeren Raum stehen, 
sondern muss mit der vierten Diskurslinie. den 
politisch-rechtlichen Bedingungen und Mechanis- 
men des Wirtschaftens,verbunden werden.Genau 
daran krankten alle bisherigen Debatten z.8. der 
Familienpolitik. die sich lediglich auf das Indivi- 
duum, nicht aber auf die kollektiven Zusammen- 
hänge der Arbeitswelt bezogen. Bei allen Diskur- 
slinien ist das Prinzip der Nachhaltigkeit für uns 
ein tragendes Reformprinzip,das den Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen im Blick hat. 

Feld I: Moderne Arbeits- und 
Lebensweise 

Bezugspunktesind die-von Richard Sen- 
nett so bezeichneten - Werte ,,lebensge- 
schichtlicher Zusammenhang" sowie,,Nütz- 

lichkeit und Qualität des eigenen Tuns" und die 
gesellschaftlichen Bedingungen ihrerverwirkiich- 
ung in den heutigen Zeiten der Flexibilisierung 
und Fragmentierung,Beschleunigung und Entwer- 
tung.Von hier führt eine Liniezum Feld 3,alsoder 
Zukunft des Sozialstaates-und zwar sowohl mit 
Blick auf den sozialen Dienstieistungssektor wie 
auch diesozialeAbsicherungeiner,,biographischen 
Selbstbestimmung".Aberesführt auch eineLinie 

t 
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zum Feld 4, nämlich zum ,,Kollegen Proteus", zur 
produktiven Kompetenz der,,Werktätigen"(sozi- 
ale innovationen),diefürd?n Umbau unverzicht- 
bar ist. Es geht um das Prinzip guter Arbeit und 
des ,,besser statt billiger", wie es die iG Metall 
kürzlich propagiert hat. Von großer Bedeutung 
sindfür unsdieGeschlechterverhäItnisse und das 
Verhäitnisvon Familie und Beruf.Aufdiesem Feld 
werden wir auch an unsere bisherigen Veröffent- 

- lichungen zur Formierung von Sozialstrukturen 
und Milieus anknü~fen. 

Feld 2: Öf fen t l i che  Gü te r  - 
Politische Ökonomie  

Es entstehtvielfach der Eindruck.diesozia- 
listisch orientierte Linke habe sich vom 
Gedankendesöffentiichen Eigentumsoder 

gar der „Vergesellschaftung der Produktionsmit- 
tel" stillschweigend verabschiedet. Die Auseinan- 
dersetzungen um dasVerhältnis zwischen öffent- 
lichem und privatwirtschaftlichemSektorwerden 
sehrfragmentiert ausgetragen. Dabei ist dasTer- 
rain unübersichtlicher geworden, denn es gibt 
immer weniger eine klar verlaufende Linie zwi- 
schen beiden Sektoren,sondern eine wechselsei- 
tige Durchdringung, die allerdings vor allem als 
privatwirtschaftliche Durchdringung des öffent- 
lichen Sektors verläuft. Die Rückkehr der Linken 
auf das Terrain der Ökonomie setzt voraus, hier 
einegedankliche,,OrdnungU hineinzu bringen.das 
VerständnisvonöffentlichenGütern,öffentlichem 
Eigentum und öffentlicher Regulierungzu klären. 
Es stellt sich die Frage, ob es eine linkevariante 
dieser neuen gemischten Ökonomie (bzw. neue 
Zwischenformen) geben kann. Kann es beispiels- 
weiseeine linkevarianten von .,Public Private Part- 
nership" geben? Das Spektrum dieses Diskurses 
reicht von der Kommunalwirtschaft-reformpoii- 
tisch und praktischvonextremerBedeutung!- bis 
zu alternativen Ordnungsrahmen in der Finanzwirt- 
schaft und der (globalen) Fondsökonomie. Eine 
kritische Analyseder politischen Ökonomieerfor- 
deri zwingend, ihre internationale Dimension in 
den Blick zu nehmen. 

DieVerbindungslinien zu den Feldern 3 und 4 
sind offensichtlich: Kein Umbau von Ökonomie 
und SozialstaatohneöffentlicheRegulierung.Wir 
brauchen moderne Formen gesellschaftlichen 
Eigentums. 

Feld 3: Sozialstaat - 
soziale Dienst le is tungen 

Hier geht es- in Verbindung mit den Dis- 
kursen~ und 2-umdie programmatischen 
Vorstellungen zur Neugestaltungder sozi- 

alenTransfersysteme wieauch dessozialen Dienst- 
ieistungssektors.Wirwollen die Sozialversicherung 
als Modell gesellschaftlicher Regulierung und 
zweckgebundener öffentlicher Fonds weiterent- 
wickeln.Dabei ergibt sich der Leitgedankefürdie 
Transfersysteme aus dem Grundsatz der„biogra- 
phischen Selbstbestimmung".Fürden Dienstleis- 
tungssektor ist eine Klärung des Verhältnisses 
zwischen öffentlichem. gemein- und privatwirt- 
schaftlichem Bereich unverzichtbar Qualitativ und 
quantitativ positive Entwicklungen auf den sozi- 
alen Dienstleistungsmärkten werden-inzusam- 
menarbeit mi t  den der Linken nahe stehenden 
Verbänden,Einrichtungen und Unternehmen-in 
den Mittelpunkt zu rücken sein. Nichts i s t  in die- 
sem Zusammenhang nahe liegender,ais dasThe- 
ma einer neuen, alternativen Gemeinwirtschaft 
erneut aufzugreifen. 

Feld 4: U m b a u  - Innovat ion  
und Inves t i t ion  

Hier geht es- in Verbindung mit den Dis- 
kursfeldern i und 2 - um die programma- 
tischenVorstellungen zur Realisierungvon 

Innovations- und Wachstumskonstellationen in 
Verbindung mit einem ökologisch-solidarischen 
Umbau der Industrie- und Handelsstrukturen. 
Dabei handelt es sich um eine zielgerichtete in- 
vestitionslenkung in Felderdes gesellschaftlichen 
Bedarfs und des ökonomischen Fortschritts.Hier 
gibt es vielfältige Rückgriffsmöglichkeiten auf 
schon bestehende Ansätze. Prototypisch sei hier 
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aufdievon Hermann Scheer u.a.vorbildlich durch- 
deklinierten Ansätze zur Soiarwirtschaft verwie- 
sen.Nebendem Bereich Energie und Umweitwird 
der Gesundheitssektor als ein zentraler Baustein 
für Lebensqualität, Beschäftigung und Prosperität 
zum bevorzugten Feld von Innovation und Wachs- 
tum werden.Esstellt sich dieFrage,unterwelchen 
Vorzeichen eine neue Reguiierungskonsteilation 
ausgestaltet werden kann (siehe Feld 2). Die Inte- 
ressen der Klienten und die Kompetenzen der 
Beschäftigten müssen hier ineineroriginärdemo- 
kratischen Perspektive berücksichtigt und mobi- 
lisiert (siehe Feld l) werden. 

Als integraler Bestandteil in den Feldern dieser 
diskursivenvierer-Matrixsteht nebendem Leitge- 
danken der Nachhaltigkeit auch die Frage nach 
den internationalen Kontexten:Für alle Diskurse 
und deren programmatische Konsequenzen gilt, 
dass sie in letzter Konsequenz immer im Sinne 
eines europäischen Wirtschafts- und Sozialmodeils 
zu sehen, dann aber auch tatsächlich unter den 
Bedineuneen der sogenannten Globalisierune 
realisierbar sind. Hiermit kann sich Europa noch 
stärker alseigenständiger Faktor in einem multi- 
lateralen internationalen Gefüge etablieren und 
gezielte Entwicklungskooperationen mi t  anderen 
Weitregionen aufbauen. 

Wir wollen dieses Programm in einer zeitge- 
mäRen spw bearbeiten. Meinungsstark -gegen 
den Zeitgeist der Sachzwänge, Kapitalrenditen 
und sozialer Ignoranz. Links - im Austausch mit 
kritischer Wissenschaft. sozialer Bewegung und 
anderen Parteien. In der Sozialdemokratie- weil 
nur mi t  einer linkenVolkspartei Reformen fürdie 
Menschen möglich sind. W 

Die Herausgeberinnen und Herausgeber 

I Luciano Canfora: Eine kurze 
Geschichte der Demokratie 

I Von Athen bis zur Europäischen Union 
Hardcover. 404 Seiten. EUR 24.90 

I In seinemepochalen überbiickentwickeit Luciano 

Canforaeinen Begifi von Demokratie, in dem d'rin ist. 

wasd'rauisteht: Demokratie nicht als Fassade 

oligarchischer Macht, sondernalsGleichheit und 

Volksherrcchaft. Kein Wunder, daßihn jene nicht 

lieben, diesich heute inderdemokratischsten aller 

Welten wähnen! Das Buch entspreche nicht den 

Nonnen .westlicher Geschichtswissenschaftftft - was 

immer dassein mag. Esmache dieGroßindustrie 

verantwortlich für Hiier, besdiönigeden Stalinismus 

undve~nglimpfedie BRD unter Adenauerals 

revanchistisch undvonalten Nazisdurchsetzt. 

Kurzum: Einemdeuischen Publikum nicht zuzumuten. 

So begründete ein großes Münchner Haus seine 

Weigerung, dieses Buch zuveröffentlichen. Nun liegt 

es trotzdem auch auideuischvor, und wer seinem 

eigenen Kopfvetlrauen will, mag selbst beurteilen. 

was es mit derlei Nettigkeiten aufsich hat. 
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Im Rausch der Spekulation? I V O ~ T ~ O ~ ~ S  westpha~ 

Wie steht es nun mi t  der gesellschaftlichen 
Bedeutung des Finanzkapitals? Welche Perspek- 
tive hat ein Produktionsregime mit einer zentra- 
IenVermittiungdurch den Finanzsektor?Welche 
politischen Gestaitungsmöglichkeiten existieren 

Vor fast iooJahrenwares Rudolf Hilferding, 
der mit seinen Analysen überdas Finanzka- 
pitaleineerste UntersuchungdesBanken- 

und Kreditsektors mit gesellschaftspolitischen 
Konsequenzenverband.Hilferdingsah im Finanz- 
kapital - repräsentiert durch diegroßen Universal- 
banken der damaligen Zeit-einen Katalysator,der 
die Konzentration der kapitalistischen Produktions- 
weise beschleunigte. Er sah darin einen Prozess, 
derzum organisierten Kapitalismusführeund im 
historischenVerlaufeinesozialistischeWirtschafts- 
ordnung hervorbringen würde. Heute steht das 
Finanzkapital des 2iJahrhundert unter dem Ver- 
da~ht~denorganisierten Kapitalismusaufzulösen 
und alle institutionellen Verbindungen. sozialen 
Zusammenhänge der Anarchie des Kapitaimark- 
tes auszusetzen.Auf der Strecke bleiben vor allem 
die Arbeitsplätze. 

- - 
überhaupt noch? 

0 „Der unerträgliche Druck der wider. 
wärtigen Bankier-Kredite" 

Um die heutigeStruktur und Funktiondes 
Finanzmarktes besser zu verstehen lohnt 
es sich, einen Blick zurück zu werfen. Zur 

gleichen Zeit als Marx und Engels das kommu- 
nistische Manifest schrieben und sich mehr als 
beeindruck von den Leistungen der aufkeimen- 
den großen lndustriezeigten (,,Unterjochungder 
Naturkräfte,Maschinerie,AnwendungderChemie 
auf Industrie und Ackerbau, Dampfschifffahrt, 
Eisenbahnen, elektrische Telegraphen, Urbarma- 
chung ganzer Weltteile. Schiffbarmachung der 
Flüsse,ganzeaus dem Boden hervor gestampfte 
Bevölkerungen...") entstanden die ersten großen 
Universalbanken in Deutschland.GeorgSiemens 
gründete 1870 die Deutsche Bank in Berlin und 
wenigeJahre später entstand der Deutsche Spar- 
kassen- und Giroverband sowie die ersten großen 
Genossenschaftsbanken,die heute im Bundesver- 
band derVolks- und Raiffeisenbanken zusammen 
geschlossen sind.Soparadoxes klingen magaber 
die Entwicklung der massenhaften und kolossalen 
Produktivkräfte,diezum Endedesig.Jahrhunderts 
alles Bisherige in den Schatten stellten,waren auf 
der Ebeneder Realisierung und Finanzierung nur 
möglich durch das gleichzeitig entstandene deut- 
sche System der Hausbank. Die Entstehung der 
großen Fabriken,der Durchbruch neuerTechnolo- 
gien und Werkstoffeetwa in der Eisen- und Stah- 
lindustrie sowie der Siegeszug der deutschen 
Güter im Welthandel wurden in Phasen großer 
konjunktureller Krisen und Preisstürze gefestigt 
durch Karteile.Schutzzölle und durch die Mobili- 
sierung zusätzlicher Kapitalmittel über die eng 
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verbundenen Hausbanken. In dieser Zeit kam es 
auch zu erhebliche Auseinandersetzungen und 
Kämpfen innerhalbder Klasse der Unternehmens- 
eigentümer.Diealten Famiiiendynastien pflegten 
ein grundsätzliches Misstrauen gegenüber den 
Banken.HugoHanie1 beklagteden,,unerträglichen 
Druckderwiderwärtigen Bankier-Kreditem,dersich 
zunächst überdie Wettbewerber und dann über 
diedirekt beteiligten BankenaufdasGeschäft des 
Stahlproduzenten auswirkte. 

Finanzmarkt alsTeil 
der großen lndustrie 

Mit  der Entstehung der groRen lndustrie 
wurde der Pfad der Regulation des deut- 
schen Finanzmarktes bereits angelegt. Er 

war geprägt durch einen strukturellen Korpora- 
tismus. Ein auf sich selbst bezogenes und 
verstärkendes Insider-Netzwerk aus gemeinsa- 
men Institutionen, persönlichen Verflechtungen, 
moralischen Wertvorstellungen und ökonomi- 
schen Zielen. Diejeweilige Hausbankwareng mi t  
dem lndustrieunternehmenverbunden.Sie wurde 
entweder direkt aus dem lndustriesektor heraus 
gegründetoderwar über Mandate im Aufsichtrat 
und DepotstimmrechteaufderAktionärsversamm- 
lung mit dem Kerngeschäft des Unternehmens 
verkoppelt. Die Banken des Sparkassen und Genos- 
senschaftssektors verfolgten mit der Gründung 
übergreifendeziele und waren dem Gemeinwohl 
verpflichtet. Börsen entstanden als Vertretungs- 
körperschaften der Kaufleute. wurden dann von 
Handelskammern übernommen und durch Gre- 
mien aus Banken und Maklern selbst verwaltet. 
Ein weiteres wichtiges Element entstand mit der 
lnstitutionderBilanzierungsregeln.Dasausdem 
Jahre1861 stammende Handelsgesetzbuch legte 
den Grundstein für die Bilanzierungsregeln, wel- 
che in erster Linie der kaufmännischen Vorsicht 
und der ordnungsgemäßen Buchführung ver- 
pflichtet waren. Damit war der Geist der dama- 
ligen Unternehmensführungaufeinegesetzliche 
Ebene gehoben. Die Kontrolieder Unternehmens- 
Politik. der lnvestitionsentscheidungen und Ver- 
mögensverwendungen bliebtrotzZulassungvon 

Aktiengesellschaften und Handel von Wertpapie- 
ren noch immer in der Autonomie der Unterneh- 
mensvorstände und Aufsichtsräte.Später wurde 
diese Kontrolle um die paritätische Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer erweitert.Auch der Auf- 
stieg der Massenproduktion und die Entstehung 
der binnenwirtschaftlichen Prosperität indenJah- 
renvonig45 bisetwa ig76fuRten in Deutschland 
auf derwiederverilechtungvon 1ndustrie.Banken 
und Kapitalmarkt zu einer Art Deutschland AG. 

Öffnung der Finanzmärkte 

DieÖffnungderMärktefürWaren,Dienst- 
leistungen. Kapital und Arbeitskräfte hat 
diewesentlichen Eckpfeilerdesdeutschen 

Korporativen Kapitalismuseingerissen. Am deut- 
lichsten tritt dieser Effekt aufder Ebeneder Finanz- - 
märktezumVorschein.Hierhat sich in den zurücklie- 
gendenfünfzehn Jahren mit leichterVerzögerung 
durch die Deutsche Einheit ein kompletter Pfad- 
wandel vollzogen. An die Stelle des Kredites, der 
dieverknüpfungzwischen lndustrie und Kapital 
institutionalisiert, tr i t t  nun die Aktie bzw. die 
Fondsökonomie. Hausbanken.Insider-Netzwerke 
undder Einflussvon Selbstverwaltungseinheitdes 
deutschen Finanzmarktesverschwinden nach fast 
ioo-jähriger Geschichtefast lautlos. Dieser Pfad- 
wandel jedoch bleibt nicht aufden Kapitalmarkt 
und seine Strukturen begrenzt. Er verändert die 
Beziehungen zur Realwirtschaftfundamental und 
hebelt diegesamtegewachseneWertestrukturder 
deutschen und europäischen Produktionsweise 
aus. An die Stelle des wohlfahrtstaatlichen Kapi- 
talismusder Nachkriegszeit (auch Fordismus) tr i t t  
die Hegemonie der wertorientierten Unterneh- 
mensführung (EVA-Kapitaiismus). 

In die Zukunfi mit 
dem EVA-Kapitalismus? 

EVA steht für Economic Value Added. Zu 
Deutsch:ökonomische Wertschaffung. Es 
handelt sich um ein von einer amerikani- 

schen Unternehmensberatung entwickeltes Füh- 
b 
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rungs- und Steuerungskonzept. Es dient zur 
Messung von Leistung und Effizienz durch den 
betrieb1ichenVerwertungsprozess.Gemessen wird 
dabei nicht nurdie klassischeUmsatzrentabilität 
des erzielten Gewinns. sondern auch die Renta- 
bilitätdesaufzubringen Kapitals.DereinstigeCE0 
von Coca-Cola bringt esaufden Punkt:..Siewerden 
nur dann reicher, wenn Sie Geld so investieren, 
dass Siedafür mehr bekommen als Sie selbst da- 
für bezahlen müssen." EVA ist eine neue Institu- 
tion.dieden Wandelder Regulation markiert.Der 
Kredit war geduldiges Kapital plus Zinsen. Wert- 
papiere und Beteiligungen sind handeibar.ihrVer- 
bleib richtet sich nach der möglichen Wertsteige- 
rung und somit nach der Rentabilität die sie in 
einer anderen Anlageform erreichen könnten. 

Hier IiegtderfundamentaleGrundfürdie Ab- 
- koppelung des Finanzmarktes vom Gütermarkt. 

Wer mit Wertpapieren handelt, handelt mit Zah- 
lungsversprechen und mit Erwartungen darüber, 
was andere zu einem bestimmten Zeitpunkt er- 
warten,wasdiesesZahlungsversprechen wert ist. 
Wer heute ein Zertifikat eines großen Handels- 
unternehmenszueinem bestimmten Preiserwirbt, 
dertut diesdeshalb.wei1 ererwartet,dass andere 
erwarten. dass der Wert dieses Zahlungsverspre- 
chenssteigtunddaher bereit sind mehrzu bezah- 
len alserdafür ausgeben musste.Einige nennen 
dies schlicht Spekulation. Wir dürfen aber nicht 
vergessen, dass die gesamte Logik des Kapital- 
marktesauf dieser Form von Spekulation beruht. 
DieRegelndes Kapitalmarktesentstehen bildlich 
betrachtet zwischen zwei 5piegeln.dieendlos ihre 
eigenen Reaktionen reflektieren. Die Preisbildung 
an Aktienmärktenerfolgtad hocundspontan nicht 
auf der Basis eigener Erwartungen über die zu- 
künftige Profitabiiität eines Unternehmens (die 
i s t  weitgehend unbekannt).sondern auf der Basis 
von Erwartungs-Erwartungen. 

EVA i s t  der Ausdruck dafür, dass der Kapital- 
markt nicht nureineFlutvon Informationen über 
die Erwartungs-Erwartungen produziertsondern 
längst eine beträchtlicheEffizienzvon Kennzahlen 
und BewertungsmethodenfürdieseAnalysenent- 
wickelt hat unddies nun auch den Unternehmen 

der Realökonomie aufzwingt. Haben wir gestern 
noch die AbkopplungderGeldwirtschaft beklagt, 
so bekommen wir längst die Rückkoppelungauf 
die Realwirtschaftzu spüren (Allianz,Grohe,Deut- 
sche Bank etc.). 

Kampf der Kulturen und die 
Neuentdeckung der Genossenschaft 

Die Erschütterung der Verhältnisse ist im 
Finanzkapitalsektorgenau genommen weit 
aus heftiger als in anderen Bereichen des 

Zusammenhanges von Wirtschaft,Staat und Ge- 
sellschaft. Die deutschen Großunternehmen ge- 
hören streng genommen nicht mehr zum deut- 
schen Akkumulations- und Reproduktionssystem. 
Sie sindTeil eines globalen Marktes der Liquidität. 
Internationale Investment-Fonds,Analysten und 
Rating-Agenturen sind ihre neuen Eigentümer 
bzw. bestimmen über die Richtung und dasTem- 
po ihrer Entwickiungnach dem EVA-Prinzip.Viele 
von ihnen haben die deutschen Bilanzierungs- 
regeln abgelegt und fühlen sich bei ihrer Rech- 
nungslegung nun dem internationalen Anleger 
verpflichtet.Hier ist die historische Selbstverwal- 
tungsstruktur zwischen Banken, Industrie und 
Kammern endgültig zerbrochen. 

Aber neben dieser ,.EVA-Kultur" existieren in 
der mittelständischen lndustrienoch einevielzahl 
von Unternehmen und Banken, die nicht an die 
Logiken des Liquiditätsmarktes gekoppelt agieren. 
Hier leben Restbestände des historischen Familien- 
kapitalismusfort.AberdieAttacken zur Eroberung 
dieser mittelständischen Restbestände nehmen 
deutlich zu.Hier liegtdas Feldfüreinederwesent- 
lichen Reformauseinandersetzungen der nächsten 
Jahrzehnte.Die weiteredynamischeEntwicklung 
der Finanzmarktvermittelten Akkumulation ist 
nichtumkehrbarEineReformpolitik,dieausschließ- 
lich auf Eindämmung und steuerliche Belastung 
der Kapitalmarktgewinne setzt.verfügt über we- 
nig Aussichten auf Erfolgweit zukunftsträchtiger 
scheint mirderVersuch.dem Rausch der Spekula- 
tion eine alternative Richtung einzupflanzen,die 
es dennoch ermöglicht.Kapitalzufuhrjenseitsstaat- 
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licher Investitionen zu etablieren. Wie kann das 
gelingen?lnderZeitderHerausbildungdergroßen 
Industrie gab es eine kurze aber heftige Blüte- 
phasedesGemeinschafts- und Genossenschafts- 
gedankens auch in der Bankenwelt. Schließlich 
entsprang diedamaligeVolksbankausdem Weyer- 
buscher Brodvereindes Wilhelm Raiffeisen.Hieran 
wäre historisch wieder anzuknüpfen. Es wäre 
höchst interessant in derjetzigen Phase die Mög- 
lichkeiten für eine Renaissance des Genossen- 
schaftsgedankens auszuloten. Der Kampf der 
Finanzierungskulturen bekämeeineechte Reform- 
perspektive wenn es geiänge.die noch bestehen- 
den regionalen Beteiligungsgesellschaften der 
Sparkassen und Landesbanken zu einem Europä- 
ischen Genossenschaftlichen Strukturfonds zu 
entwickeln. Da die traditionelle französische Un- 
ternehmensfinanzierung ähnliche Strukturen 
kennt wiediedeutsche und in Skandinavien eine 
längere Kultur der Strukturfondsexistiert. bietet 

sich eine deutsch-französisch-skandinavische 
Reformailianz für die Etablierung eines solchen 
Fonds an. Dieser Fonds würde unabhängig von 
überschuldeten Staatshaushalten eine Verknüp- 
fungdes Kapitalbedarfs regionalwirtschaftlicher 
Dienstleistungssektoren, wie der Gesundheitswirt- 
schaft, der Familien- und Kinderbetreuung, aber 
auch des Wohnungsbaus mi t  dem Aufbau neuer 
Arbeitsplätze und der Mobilisierung privater Spar- 
einlagen ermöglichen.Ähnliches könnte beidem 
AufbaueineseuropäischenGesundheitsfondsge- 
lingen.Aufdiesem Weg wäre eine Überwindung 
blockierter nationaler Reformwegeauch unterdem 
Regime internatonaler Finanzmärkte möglich. M 

C+ThomarWc~tphal,DiplamVolkrwirt.rpw-Mitherauigebererlebt 
und arbeitet in Dartmund. 

Die bewährte und sehr beliebte Proxismappe wurde komplett neu 
iiberarbeitet und mit neuem Design versehen. Fast 200 Spiele - mit 

vielen Vori~tionsmö~lichkeiten - sind ouf 290 Seiten in iiberrichtlicher 
Struktur dargestellt und um einen oktuolisierten Theorieteii ergänzt. 

\ I  ii??r; .>. 'i4i;c r' l,~%a"l,l*,ft~d"~y~lldt= 
i r ~  o I k t > "  --.FII;I~: 

iiii*~i.iri,f= .>:ii-~t= 
I:>=\. . . " 2 o ~ . l " , o , ~ . - , ~ ! , ~ t ~  

C l . ,  1.): ~=,;rx~,:~fl,~,.,:~s,:n.,c. 
.>;JIJ~; --4!1, 

i , ~ ~ s d ! ~ ~ i i i a ~ . s l t ~  q ? ~ ~ r =  ! Q ~ ~ ~ ; ] ! I ~ , ~ < I A F I S ~ ;  .,.. . 
-. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .* . 

Hiermit bestelleIn) ichfwir Infos a kskllung: 
Bunderjugendwerk der AWO 

Praxirmappe(nJ zum Preis von 13,- € plus Verrandkorten. ernail: info@bundesiugendwerk.de 
Tel.: 0700/jugendwerk oder 

Name, Vorname: 0700/584363937 

Shaße 

PLZ / Wohnort 

Tel.: F orn awo 



H H Debatte 

Das europäische Sozialmodell ist in aller 
Munde.Was sich dahinter verbirgt, bleibt 
aber nebulös.Der Begriffwirdvon verschie- 

densten Akteuren vereinnahmt: 

Häufigwird unterstellt,dassdas Konzepteines 
europäischen Sozialmodeils eine Alternative 
zum neoliberalen angelsächsischen bzw. vor 
allem us-amerikanischen Modell sei.Und natür- 
lich wird dabei vermutet,es handele sich um 
ein gerechteres und leistungsfähigeres Modell. 
Die u.a. im Vergleich zu Deutschland geringe- 
re Arbeitslosigkeit in den USA und England 
sowiedie höheren dortigen Wachstumsraten 
werden in diesem Kontext vergessen und nicht 
systematisch analysiert. Andere Autoren kom- 
men dagegen gerade invergleichenden Analy- 
sen der Wirtschaftspolitik der USA und Groß- 
britanniens zu dem Schluss, dass einige der 
dortigen Politikeiementeauch in Deutschland 
angewandt werden sollten 

Das Europäische 
Sozialmodell- 
Bezugspunkt linker 
Politik? 

von Joachim Schuster 

Einige Autoren betrachten die Anpassungder 
sozialen Sicherungssysteme an neue,vor allem 
durch die demographische Entwicklung und 
dieökonomischeGlobalisierunggesetzten Sach- 
zwänge alseuropäisches Sozialmodell. Konkret 
istdamitdannzumeistdiepartielleübernahme 
einzelner Regelungen aus den skandinavischen 
Ländern gemeint. 

O Andere Autoren fassen unter dem europäisch- 
en Sozialmodell dieOption zurGestaltung der 
Globalisierung, wobei im Dunkeln bleibt, wie 
eine derartige Gestaltung aussehen soll. Zu- 
meist begnügt man sich mit demVerweis.dass 
Regelungen durch die EU getroffen werden 
müssten. 

Die Rolieder Europäischen Union und der bis- 
herigen Integrationspolitikwirdebenfallssehr 
unterschiedlich gewertet.Während die Einen 
das Erreichtealsguten Ausgangspunktfürein 
europäisches Sozialsystem betrachten,vertre- 
ten Andere die Auffassung, es bedürfe eines 
radikalen Bruches mit der bisherigen Integra- 
tionslogik. 
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Die Rolledes Nationalstaates bleibt ebensoim 
NebeLEinige behaupten,die Nationalstaaten 
können sich imwesentlichen nur nocheuropä- 
ischen politischenvorgaben oderden globalen 
ökonomischen Sachzwängen anpassen.ande- 
re sehen wieder erhebliche Gestaltungsspiel- 
räume. bis hin zu Positionen,die unterstellen, 
dassdie Handlungsfähigkeit der Nationalstaa- 
ten imGrundsatzähnlich weit reichtwie in den 

Vor dem Hintergrund dieserVielfalt ist es 
sinnvoll.genauerzu überlegen, in welchem 
Zusammenhangund mitwelcher Konkreti- 

sierung es Sinn macht,von einem europäischen 
Sozialmodell zu sprechen.Weswegen sollte nicht 
wieder auf ein Modell Deutschland orientiert 
~erden~wiediesfakt isch auch invielen Debatten- 
beiträgen erfolgt,die die nationalen Handlungs- 
spielräume zum Teil sehr einseitig hervorheben 
und wirtschaftspolitisch klassische keynesianische 
Konzepte propagieren. 

Vergegenwärtigt man sich allerdingsdieStruk- 
turveränderungendes Kapitalismus inden letzten 
beiden ~ahrzehnten erschlieRt sich leichter, wes- 
wegen in derTat eine neue Konzeption linker Poli- 

Auch wenn die Globalisierung nicht zu einer 
völligen Auflösung nationaler ökonomischer 
Zusammenhänge geführt hat, so hat die Ent- 
wicklung der neuen Kommunikations- und 
lnformationstechnologien doch zu einerTrans- 
nationalisierung der Realwirtschaft geführt, 
wobei aber nach wievortransnationale regio- 
nale Zusammenhänge wie die EU von beson- 
derer Bedeutungsind. Daher i s t  gerade für die 
europäischen Staaten die Entwicklung der EU 
einezentraleGröReinderAuseinandersetzung 
um ein europäisches Sozialmodell. 

DieseVeränderungdesProduktivkrafisystems 
führt zugleich zu einer Bedeutungssteigerung 
subnationaler Region. In Deutschland sei daher 
an aieser Sre le nt.r a ~ f o  e Beae~t~ngrepona-  
e r W  rrscnafrs~o t r a o e r a ~ c h a ~ f a  eD5r.s- 
sionen um eine Föderalismusreform verwiesen. 

Schließlich führen dieVeränderungen im Pro- 
duktivkraftsystemzu einer umfassenden Flexi- 
bilisierung der Arbeits- wie der Lebenswelt. 

All diese Entwicklungen der letzten Jahre 
waren in Europa verwoben mi t  der welt- 
marktorientierten Vertiefung der europä- 

tikrealisiertwerden mussundwelcheBedeutung ischen Integration und wurden durch die neoli- 
dabei einem europäischen Sozialmodell zukom- beralen Orientierung dieser lntegrationspolitik 
men könnte: 

Vordem Hintergrund einer gesteigerten inter- 
nationalen Konkurrenz haben sich dieStaaten 
zu nationalen Wettbewerbsstaaten entwickelt, 
wodurchSteuersystemeundsozialeSicherungs- 
systemeselbst zu Wettbewerbsfaktoren gewor- 
den sind. Möglich wurde diese Veränderung 
der Konkurrenzverhältnissedurchdie politisch 
vorangetriebene internationale Liberalisierung 
der Finanzmärkte unter lnkaufnahme einer 
hohen Krisenanfälligkeit,da dieinternationali- 

geprägt.EinSozialmodell kann grundsätzlich nur 
als Einheit mi t  einem Akkumulationsmodell und 
dazugehörigen Regulationsweisen und Akteurs- 
konstellationen verstanden werden. Im Unter- 
schied zurzeit des Fordismus benötigt ein Sozial- 
modell heuteeinetransnationale Dimension.Erst 
mit einertransnationalen bzw. konkret europäisch- 
en Absicherung besteht dieChance.die neue Flexi- 
bilität des Kapitalismus sozialstaatlich einzubetten. 
Um diesen iatbestand abzubilden.macht esSinn. 
ein europäisches Sozialmodell anzustreben. 

sierten Finanzmärktesystemimmanent Instabi- Dabei wird es aufabsehbareZeit kein europä- 
lität erzeugen und Spekulation begünstigen. ischesSozialmodell imsinneweitgehend konver- 

genter nationaler Systemeodergareineseinheit- 
lichen europäischen Systems geben. 

b 
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Allerdings werden die nationalen Systemede- 
~tabilisiert~wenn es keinetransnationaleleuropä- 
ische Absicherung der nationalen Sozialsysteme 
geben wird.DaseuropäischeSozialmodell ist daher 
zurzeit auch keine bestehende Realität und sollte 
nicht auf die Europäisierung der Sozialpolitik im 
RahmenderEU-Integration reduziertwerden.Sinn 
macht der BegriffeuropäischesSozialmodellaber 
als normatives Konzept,welches auf unterschied- 
lichen, zumeist weit entwickelten Sozialstaaten 
undSozialmodellen inden meisteneuropäischen 
Staaten aufbaut,deren Besonderheiten akzeptiert, 
aber gerade die transnationale Dimension erfasst. 

Eine krasseGegenüberstellung gegen ein ame- 
rikanisches Modell scheint dabei wenig hilfreich 
zu sein,weil auch die damit gemeinten Gesellschaf- 
ten vorähnlichenveränderungsnotwendigkeiten 
stehen. Die neue Flexibilität des Kapitalismus. 
seineTransnationalisierung und die Bedeutungs- 
steigerungder Finanzmärktestellen auch die bri- 
tische wie die amerikanische Gesellschaft unter 
Veränderungsdruck,um den sozialen Zusammen- 
halt in diesen Staaten neu zu organisieren und 
damit einegewisse gesellschaftliche Stabilität zu 
gewährleisten. Eine Abgrenzungdes europäischen 
Sozialmodells als normatives politisches Konzept 
gegen neoliberale Konzeptionen zur Neuordnung 
der Gesellschaft ist dagegen hilfreich. Plakativ 
formuliert,verfolgt die neoliberale Konzeption ein 
Gesellschaftsmodell.welches einen weitgehenden 
Rückzug des Staates auf dem Feld der sozialen 
Sicherung befürwortet und die ökonomischewett- 
bewerbsfähigkeit der international agierenden 
Unternehmen in den Mittelpunkt des Handelns 
stellt.5iepropagiertdieTransformationzum natio- 
nalen Wettbewerbsstaat. Dabei gingen aber die 

tals bzw.derUnternehmen etwa zur Reduzierung 
ihrer Kosten für soziale Sicherungodergarzurver- 
hinderungsozialpolitischer Maßnahmen müssen 
wirksam unterbunden werden können. Dies wie- 
derum setzt voraus,dass Kapitalakkumulation im 
Wesentlichen räumlich begrenzt erfolgt.Dazu be- 
darfesökonomischerGrenzen,wieetwaWährungs- 
grenzen. Steuergrenzen, protektionistische Maß- 
nahmen etc. Diese Grenzen sind ausgehend von 
denVerwertungsschwierigkeiten des Kapitals und 
inVerbindung mit der Durchsetzungder Informa- 
tions- und Kommunikationstechnologien in den 
IetztenJahrenabgebaut worden.Dabei istaberzu 
beachten. dass nicht ökonomische Sachzwänge 
die Entwicklung determinieren, sondern letztlich 
politischeEntscheidungenalsErgebnisgesellschaft- 
licher Auseinandersetzungen den konkreten Ent- 
wicklungsweg bestimmen. 

W Dietranrnationale Dimension des europäisch- 
en Sozialmodells musssich inhaltlichvor allem 
auf zwei Themenfelder beziehen: 
die Reregulierung der internationalen Finanz- 
märkte und 
die makroökonomische Koordinierungauf der 
Ebene der EU. 

IndenvergangenenJahrensind hierzuverschie- 
dene programmatische Vorstellungen ausgear- 
beitet worden.Von einer Umsetzung in europä- 
ische Politik kann aber zurzeit überhaupt keine 
Rede sein. 

Die im engeren Sinne sozialpolitische Aus- 
gestaltungeines neuen europäischen Sozi- 
almodells ist angesichts der Integrations- 

qualität der Europäischen Union aber auch der 
Struktur- und Niveauunterschledezwischen den 
europäischen Staaten vor allem eine Aufgabe nati- 
onaler Politik ist. Es geht darum, die nationalen 
Handlungsspielräumefüreinean sozialerGerech- 
tigkeitorientierten Politiksowohl aufden Feldern 
derwirtschafts- und Finanzpolitiksowieder sozia- 
len Sicherungauszunutzen. Die Diskussionen über 
dieReformder sozialenSicherungssysteme-wie 
etwa die Konzepte einer Bürge~ersicherungoder 

sozialstaatlichenTraditionen Europasverloren.die 
in der Konzeption deseuropäischen Sozialmodells 
bewahrt und aufdie Höheder Zeit gebracht wer- 
den sollen 

Sozialstaatliche Regulierungist nurdann mög- 
lich,wenn es über politische Eingriffe gelingt,öko- 
nomische Zwänge zu begrenzen. Das Primat des 
Politischen mussvordas Primatdesökonomisch- 
en gesetzt werden.Ausweichstrategien des Kapi- 
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Arbeitsversicherung-zeigen hierGestaltungsspiel- 
räume auf. Notwendig ist dazu aber ein inhalt- 
licher Richtungswechsel wegvoneiner neoliberal 
geprägten Angebotsorientierung hinzueiner prag- 
matischen Wirtschaftspolitik.die auch der Nach- 
frageentwicklung einen entsprechenden Stellen- 
wert einräumt. Pikanterweise haben gerade die 
als neoliberale Hochburgen gebrandmarkten Staa- 
ten wie die USA und Großbritannien mit einer 
derartigen pragmatischen Wirtschaftspolitik in den 
letzten Jahren bessere Erfolge erzielt als Deutsch- 
land odervielederanderen Staaten der Europäisch- 
en Währungsunion. 

Um dietransnationaleAbsicherungeineseuro- 
päischen Sozialmodells zu ge~ährleisten~müssen 
Wege gefunden werden, die derzeitige Blockade 
einerVertiefung der EU im Sinne einer Stärkung 
dersozialen DimensionaufzubrechenImKern geht 
es um eine Abkehrvon der Lissabonstrategie mit 
ihrerfaktischen Festschreibungneoliberaler Dog- 
men. Da aber in allen wesentlichen Fragen einzel- 
ne Staaten oderzumindest eine kleine Gruppevon 
Staaten in der Lage sind, integrationsfortschritte 
~uverhindern~ist diesein s~h&ieri~es.~leichwohl 
zur Etablierung eines neuen europäischen Sozial- 
Systems notwendiges Unterfangen. 

Unabhängigv~nderFrage~obdieBestrebun- 
gen zurVertiefung der europäischen inte- 
gration etwa im Zugederverabschiedung 

einer europäischen Verfassung erfolgreich sein 
werden, sollten diese Bemühungen ergänzt wer- 
den durch einen neuen lntergouvernementalismus, 
also um bi- oder multilaterale Initiativen zweier 
oder mehrerer Mitgiiedstaaten,die sich auf eine 
Veränderung der wirtschaftspolitischen Grund- 
Orientierung der EU richten müssen. Ohne den 
Anspruch zu erheben,einen neue Integrationsme- 

wenn die EU-Verträge diesen nicht entgegenste- 
hen.Wenn eszum Beispiel nichtgelingt.einealle 
Staaten der Währungsunion umfassende makro- 
ökonomische Koordinierungzuvereinbaren,gibt 
es weder rechtliche noch prinzipielle politische 
Hindernisse, dass etwa Frankreich und Deutsch- 
land ihre Wirtschaftspolitikenentsprechend koor- 
dinieren und ihr Vorgehen in den EU-Gremien 
abstimmen.DieEingriffsmög1ichkeitenvon Nicht- 
Regierungsorganisationen und Gewerkschaften 
dürften indiesem Faliebenfallsgrößersein.wenn 
nicht der Anspruch europaweit gültiger Kompro- 
misse der Ausgangspunkt ist, sondern zunächst 
für im nationalen Rahmen definierte Interessen 
europäische Bündnispartnergesucht werden. Eine 
solche Strategie erfordert und ermöglicht es zu- 
gleich, dass sich die fortschrittlichen Kräfte aus 
dem strategischen Dilemma Iösen.aufdieAbleh- 
nung bedeutender, aber inhaltlich zum Teil frag- 
würdiger lntegrationsschritte zu verzichten, weil 
sieden Bestand der EU nichtgefährden und keine 
umfassende Renationalisierung heraufbeschwö- 
ren wollen. W 

thode zu etablieren -w ie  dies etwa in den Kon- io ta  ~ h r ~ s ~ ~ a ~ i ~ ~ e ~  

zeptionen einer europäischen Integration verschie- 
denerGeschwindigkeitenoderauch konzentrischer 
Kreiseder Fall ist-spricht viel dafür,in wichtigen 
wirtschafts- undfinanzpolitischen Fragen gemein- 

same Initiativen und zum Teil auch L~Drloarhims<hu*ci.AbgeordneterderBrcmirrhenBürgerichaR. 
gemeinsameP0litikenumzusetzen.insbesondere c e r r h ä n r t ü h r c r d e r ~ o r ~ m ~ u i ~ . ~ .  
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So verschiedenartig die Welt. so differen- 
ziert sind die sozialwissenschaftlichen Be- 
funde und Diskussionen zum Verhältnis 

von individueller Autonomie und gesellschaftli- 
chen Strukturen. Nie gab es mehr Freiheitmein 
positives Ergebnis wohlfahrtsstaatlicher Entwick- 
lungen.Doch zugleich werden Überforderungen 

- festgestellt. Dabei sind es jedoch nicht die viel- 
diskutierten Freiheiten pluraler Werte. Normen 
und Lebensführungsoptionen, die Individuen 
überfordern. Vielmehr gehen vor allem unzurei- 
chendeverfügbarkeit über Bildung und materi- 
elle Sicherung mit Flexibilisierungs- und Indivi- 
dualisierungsrisiken füreinzelne gesellschaftliche 
Gruppen einher. 

I. Individualisierung: 
Kultur und Sozialstruktur 

IndenSozialwissenschaften bestehtweit- 
gehende Einigkeit darüber, dass Individu- 
alisierung ein zentrales Merkmal der Mo- 

derne darstellt. Der Einzelne wird zum Gestalter 
seiner Welt(wahrnehmung), seiner Umgebung. 
seines Lebens(ver1aufes) und seiner Biographie. 
Dabei können analytisch kulturelle und struktu- 
relle Individualisierungsprozesse unterscheiden 
werden (Berger 2003): 

1. 

Kulturelle lndividualisierungenin Formvon Selbst- 
beschreibungen des lndividuumsverweistaufdie 
,,Herstellung"einer Lebensgeschichte (Biographi- 
sierung).Ausaustauschbaren Menschen. platziert 
in Standespositionen,werden mehr und mehr Per- 

sönlichkeiten. Schon im Christentum und insbe- 
sondere in der Reformation steckt eine Wurzel der 
individuellen Verantwortung und Gewissensfrei- 
heit (etwa Luther:,,Hier stehe ich und kann nicht 
andersU).Andere Wurzeln zogen Krafi aus Aufklä- 
rung, Machtansprüche des Bürgertums und der 
Durchsetzung universeller Staatsbürgerrechte und 
-pflichtenfür Individuen invielen Regionen der Welt. 
Der Verweis auf Rechte und Pflichten zeigt, der 
Einzelne bleibt der sozialen Weltverbunden. Doch 
Arbeitsteilung und Ausdifferenzierung sozialer 
Funktionsräume gingen mit gesteigerten Kombi- 
nationsmöglichensozialer Rollen im privaten und 
öffentlichen Leben einher Am Endesteht die pri- 
vate Lebensführung.Als wechselnde Rollenarran- 
gements im Zeitveriauffindet sie Ausdruckineiner 
individuell zu verantwortenden Persönlichkeit. 

2. 
Strukturelle Individualisierung bezieht sich auf 
die zuvor genante Ausdifferenzierung und damit 
verbundene Ungleichheitslagen. 

a) 
Im Blickwinkel eines Kohärenzparadigmas werden 
verschiedene Dimensionen sozialer Ungleichheit 
nach wievor mi t  Klassen-und Schichtenbegriffen 
beschrieben. Dabei richten neure Ansätze ihren 
Blick auf Lebensverläufe und Mobilitätsprozesse. 
Aus der Kohärenzperspektive wird dann betont, 
dass lnstitutionalisierung und Standardisierung 
von Lebenslaufmustern zu einer weitgehenden 
Konstanz von Mobilitätsregimen. zur Herkunfis- 
abhängigkeit sozialer Teilhabechancen und zur 
intergenerationellen Reproduktion sozialer Un- 
gleichheit beitragen. Beispiele hierfür bieten un- 
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zweifelhaft Analysen zur Herkunftsabhängigkeit 
und institutionellen Strukturwirkungen bei Über- 
gängen in Schule und Ausbildung. Zudem kann 
aufdie Anhäufungvon Risiken (und im Folgenden 
zu thematisierende Autonomiedefizite) im gesam- 
ten Lebensverlauf bei sehr vielen Geringquali- 
fizierten hingewiesen werden. 

b) 
Aus Perspektiveeines Differenzierungsparadigmas 
werden demgegenüberjene Entstandardisierun- 
genanalysiert.diederKohärenzperspektive(lange 
Zeit)als Phänomene neben demwesenskern einer 
kapitalistischen Gesellschaft galten. Hier geraten 
..Unverbindlichkeit" und,,Moden"als Gegenstand 
und Strategie der Forschungebenso in den Blick, 
wie nachhaltig wirkende Strukturprozesse. Ich 
beschränke mich auf letztere. 

Seit den 6oerJahren wird immer wieder auf die 
Bedeutungwohlfahrtsstaatlicher Umverteilungen 
-als monetäre oder realeTransfers -für Autono- 
miegewinne und die Strukturierung ungleicher 
Lebenslagen hingewiesen.Parallel zum Abbauvon 
Subsistenzwirtschaft und familiärer Sicherung. 
die imvorletzten Jahrhundert mitdem Übergang 
zur industriellen Lohnerwerbsarbeit einherging, 
gewinnt diestaatlichesozialeSicherungan Bedeu- 
tung.Ein solcher Schutz bei Arbeitslosigkeit, Krank- 
heit.Alter (sowieder Ausbau des Bildungswesens) 
macht einevolle Leistungsverausgabung der Men- 
schen im (Lohn-)Erwerbsarbeitssystem überhaupt 
erst möglich.Doch zugleich befreit sieden Einzel- 
nenvomZwangzurArbeit in politisch bestimmten 
undgesellschaftlichakzeptierten Lebenslagen wie 
Bildung.Mutterschutz.Renteetc.5owerden Diffe- 
renzierungsprozesse bei Arbeitern, Angestellten, 
Führungskräften,Selbstständigen, Beamten usw. 
durch außerhalbder Arbeit liegende-wenngleich 
verknüpfte-Differenzierungen ergänzt. In den Blick 
der Sozialwissenschaft gerieten dannfolgerichtig 
sozialstaatlich z T  beeinflussbare Differenzierungs- 
linien wie Altersnormen, regionale Infrastruktur, 
Familienstand. Haushaltsgröße, Arbeitszeit und 
Nationalität. Der Lebensverlauf bleibt auf Erwerbs- 
arbeit bezogen und klassischeSchichtungslinien 
(Vermögen, Qualifikation) bestehen fort. Gleich- 

wohl steigen dieMöglichkeiten,selbst bestimmt 
über Lebenswege zu entscheiden.Mit dieser Ent- 
wicklung wurden zunehmend Geschlechterdif- 
ferenzen diskutiert. Indem soziale Sicherung zu- 
gleich an Arbeit und Ehe gebunden waren (und 
zT. sind) bestand ein Ausweg zu mehr Selbstbe- 
stimmung und sozialer Differenzierungunabhän- 
gigvon Heirat allein über Bildung und Arbeit.50 
gelang es Frauen von der Biidungsreform der7oer 
Jahre zu partizipieren. Und Frauen suchten ihre - 
ChanceamArbeitsmarkt.SozialerWandel erfolgt 
immer auch als intergenerationalerwandel und 
sofanden neue(weibliche)Ausbiidungskohorten 
Eintritt insbesondere in neuen Berufen derwach- 
senden personennahen und unternehmensnahen 
Dienstleistungen. 

Damit kommt der bildungs-und arbeitsmarktver- 
mittelten Herauslösungausvertrauten doch auch 
einengenden Kontexten sog.,,fordistischer Produk- 
tionsregime"eine besondere Rolle zu.Zeitflexible 
Beschäftigungsformen neben dem sog.,,Normal. 
arbeitsverhältnis"gewinnen an Bedeutung.Zudem 
gewinnen neue familiare und nicht-faiiliare Le. 
bensformen an Zuwachs.Die Flexibilisierungder 
alltäglichen Lebensführungerreicht zunehmend 
mehr Frauen,aberauch Männer.Aus dieser Pers- 
pektivesind diesozialintegrative Selbst- und Fremd- 
zurechungzu sozialen Klassen und 5chichten.z~ 
soziokulturellen Milieus und Lebensstilen defini- 
tionsabhängig(er) und entscheidungsoffen(er) 
geworden. Die Beobachtungvon Lebensverläufen 
und Mobilitätsprozessen zeigt, dass die Zuord- 
nungvon Personen.Haushalten oder Familien zu 
sozialen Positionen.etwa zu beruflichen Stellun- 
gen oder Einkommenslagen. keineswegs immer 
stabil ist. Angesichts neuer Freiheiten im Kontext 
von Rollendifferenzierzungen und sozialen Mobili- 
täten wirddanndiesoziale Positionierung begrün- 
dungspflichtig. Damit steigt der biographische 
Reflexionsbedarf und eine Annerkennungsichern- 
de Inszenierung. 

C) 
Zwischen fortbestehenden sozialen Ungleichheits- 
lagen (Herkunftsabhängigkeit von Bildung; Be- 
deutungvererbbaren ökonomischen,sozialen und 

W 
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kulturellen Kapitals) und den zugleich zu beob- 
achtenden (sog. horizontalen) sozialen Differen- 
zierungsprozessen.als vielfach sozialstaatlich und 
arbeitsstruktureli bedingteMobilitätsmöglichkei- 
ten, i s t  den Verbindungen suchenden Ansätzen 
eine besondere Bedeutung beizumessen. Hier 
steht die Frage der Herausbildung,,neuer kollek- 
tiver Identitäten" im Fordergrund.Zudem geraten 
differenzierungs- und flexibilisierungsbedingte 

- Desintegrationsprozesse (Stichworte: Exklusion, 
Prekarisierung) zunehmend in den Fokus der Be- 
obachtung. 

Allerdings: Eine systematische Bearbeitungdes 
ZusammenhangszwischenArbeit,Soziaistaat und 
Familie/individuum steht ebenso aus,wieAnaly- 
sen über Kontinuitäten und Diskontinuitäten im 
Bildung-.Erwerbs-.Familien- und Einkommensver- 
lauf in Bezug auf ihre im Lebensverlauf kumulie- 
renden oder ausgleichenden Folgen. 

Li II. Subjektive Konsequenzen sozial- 
struktureller Ausdifferenzierungen 

Unzureichend beantwortetsindzudem Fra- 
gen nach den subjektiven Konsequenzen 
sozialstruktureller Ausdifferenzierungen. 

1. 

Bei aller Pluralisierung bestehen handfeste,vererb- 
bare Ungleichheitslagen am oberen und - f ü r  
Fragen der biographischen Selbstbestimmungvon 
höherem Interesse-am unteren Endeder Gesell- 
schaftsstruktur fort. Restriktive Ansprüche an 
Sozialhilfe oder Arbeitslosengeld Ii, eingewoben 
in institutionellverankerteZwängedes,,Förderns 
und Forderns" haben wenig mit biographischer 
Selbstbestimmunggemein.BestenfaIlsgehtesum 
den Widergewinn von Autonomie im Rahmen der 
quantitativ zu seltenen und qualitativ völlig un- 
zureichenden Einzeifallberatung. Hier endet die 
Förderung in der Wiederherstellung eines Min- 
destmaßesanArbeitsfähigkeit.Biographisch her- 
ausgebildete Ziele und Wünsche bleiben unberück- 
sichtigt. Übergänge in den ersten Arbeitsmarkt 
sind die absolute Ausnahme. 

2. 
Zudem bestehen auch in der Arbeitswelt Beschäf- 
tigungssysteme.die durch geringeQualifikations- 
anforderungen, hohen Arbeitskräfteaustausch und 
geringe Löhne gekennzeichnet sind. Auf Seiten 
der Beschäftigtensindesdanneben nicht nur Per- 
sonen,die sich etwas Hinzuverdienen (Studieren- 
de, Rentner) oder Übergänge in Bildung und Be- 
schäftigungüberbrücken.Ebensogibt esGruppen, 
vondiesersozial ungeschützten und ökonomisch 
unzureichenden Arbeit die lange Zeit leben müs- 
sen-wobeisienichtseltendurch Mehrfachbeschäf- 
tigungen die geringen Verdienste kompensieren 
(müssen).Auch hier bestehen Forschungslücken: 
Insbesondere das Ausmaß langfristig prekärer 
Beschäftigung wissen wir derzeit noch wenig. 

3. 
Dabei sind Armuts- und Arbeitslosigkeitsphasen 
nicht (mehr) allein und dauerhaft auf kleine und 
gut abgrenzbare ,,ProblemgruppenM beschränkt. 
Vielmehr werden sie bis weit in die Mitteischich- 
ten hinein zu .,normalenu Episoden des Lebens- 
laufes.Zugleich ist der Erhalt deseinmal erworben 
ökonomischen und sozialen Status bei Arbeits- 
losigkeit - und zunehmend bei Betriebswechseln 
- sozialstaatlich immer weniger gesichert. Und 
nicht zuletzt steigt in den Unternehmen der Leis- 
tungsdruck.Einmal erlangteQualifikationen und 
Leistungen von einst bleiben bei Ein-, Auf- und 
Ausstiegsentscheidungen unberücksichtigt oder 
werden sogarentwertet.Die Erfahrbarkeitvon Stel- 
ienabbau und Beschäftigtenaustauschen nimmt 
zu-so ist etwa die Angst vorVerlust des Arbeits- 
platzes in den letzten Jahren deutlich gestiegen). 

LangeZeit wardie Erzielungvon Leitungsbereit- 
schaftder Beschäftigten an Sicherheitsversprechen 
gekoppelt. Gleichzeit wurden Schwankungen in 
der Auslastung von Unternehmen über flexible 
Arbeitszeiten (Überstunden. Teilzeit. Arbeitszeit- 
konten) und Prämienlöhne ausgeglichen. Damit 
erfolgte auf Seiten der Beschäftigten eine Verin- 
nerlichungvon Marktprämissen unter Bedingun- 
gen von Beschäftigungssicherheit. Doch mehr und 
mehr kommt es zu Auflösungen der impliziten 
Kontrakte,,LeistunggegenSicherheit".Steigerun- 
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gen kurzfristiger Gewinnerwartungen weltweit 
flexibler KapitaIgeber,erhöhteTransparenzinner- 
halbder Unternehmen (0enchmarking;Cost Cen- 
ter),um im Gefecht um Kapitalgeber undGewinn- 
erwartungen zu bestehen und nicht zuletzt hohe 
Arbeitslosigkeit haben die Aushandlungsergebnis- 
sezu ungunsten der Beschäffigtenverschoben.Die 
lnternalisierungvon Marktprämissenerfolgt nun- 
mehrvielfach unter Bedingungen der Beschäftig- 
ungsunsicherheit.Zustände,diediezunehmende 
Zahlfreier(5chein-)Selbständigerschon seit langem 
kennzeichnet. In einer solchen Situation kann es 
zu tief greifenden Verunsicherungen kommen. 

Überforderung besteht selten, bzw. nicht häufiger 
als vormals. Allerdings,viele Menschen sind ma- 
teriel1,sozial und kulturell unterausgestattet.Hier- 
aus erwachsen prekäre Lebenslagen, die selbst 
dann.wenn sievon den Menschen immerwieder 
irgendwie - d.h. kurzfristig-instrumentell - ge- 
meistert~erden~keinechancezur biographischen 
Selbstbestimmung bieten. 

Festzuhalten ist: Biographische Selbstbestim- 
mung benötigt soziale Sicherheit im Lebensver- 
lauf.Eben diese ist vielen Menschenverwert und 
sie gerät in Politik und im Arbeitssystem weiter 
unter Druck. 

III. Sozialstrukturelle Sicherheiten Damit ist der insgesamt erfolgreiche Weg,indi- 
und biographische Selbstbestimmung viduelleFreiheiten.lnnovation und Investitionsbe- 

Eine freie Wahl der Lebenswege und indvi- 
duelle Zukunftsinvestitionen (etwa in Quali- 
fizierung und Familie) benötigen materiel- 

le und institutionelle Basissicherheiten. Hier ist 
die soziale Frage nach wie vor hoch aktuell. Die 
Arbeits- und Lebenswelt ist differenzierter den je. 
Umso wichtiger, dass der sozialstaatliche Rege- 
lungen nicht zusätzlich Ungleichheiten befördert 
(etwa Kündigungsschutz als Outsiderdiskriminie- 
rung:Stratifizierungfördernde Dreigliedrigkeit im 
Bildungssystem). Wenn bestehende Flexibilisie- 
rungsanforderungen mehrChancen als Risikenfür 
alle Menschen bieten sollen. dann sind (steuer- 
finanzierte) universelle Grundsicherungen gefor- 
dert.dieausreichend und statusorientiert zentra- 
le Risiken des Lebens sichern.Neben der Sicherune 

reitschaft ÜbersozialeSicherung zu gewährleisten. 
den gerade europäische Sozialmodelle auszeich- 
net, zunehmend gefährdet. So drohen nicht nur 
sozialeSpaltungen.lnnovationen und Investitionen 
benötigen Rahmensicherheit. Ihr Abbau fördert 
Verunsicherung.DamitgeratenauchgeselIschaft- 
liche Funktionsvoraussetzungen in Gefahr. 

Insgesamt gilt also: Reformen im Bereich 
Bildung, Arbeitsmarkt, Gesundheit und sozialer 
Sicherung bleiben zum Erhalt und zur Ausweitung 
biographischer Selbstbestimmung notwendig. 
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zwischen Phasen selbständiger und nicht-selbstän- 
diger Erwerbsarbeit, beruflicher Neuorientierung 
und Weiterbildung sowie Familienphaseoder so- 
ziales Engagement wählen. 

NeueFreiheiten und Flexibilitätender Arbeits- 
und Lebensführungsmöglichkeitenfordern einzel- 
ne Individuen heraus. Der virtuose Umgang. mi t  
dem viele Menschen auch höchst prekäre Situa- 
tionen bewältigen, zeigt jedoch, eine kognitive 
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Wie lassen sich langfristige Ziele NI einer auf Kurzfristigkeit angelegten Gesellschaft anstreben? 

Wie sind dauerhape soziale Beziehungen aufrecht zu erhalten? Wie kann ein Mensch in einer 

Gesellschaft, die aus Episoden und Fragmenten besteht, seine Identität und Lebensgeschichte zu 

einer Erzählung bündeln? (Richard Sennet; Derjlexible Mensch) 

Sein Leben zu einer Erzählung bündeln ... 
1 Biographische Selbstbestimmung im flexiblen Kapitalismus 

von Bettina Kohlrausch 

Senetts Fragen beschreiben den Kern der 
Debatte um biographische Selbstbestim- 
mung.Es ist eine Debatte überdas Bedürf- 

nis nach Kontinuität und Sicherheit im eignen 
Leben auf der einen Seite und gewachsenen An- 
forderungen an Mobilität und Flexibilität aufder 
anderen. Dabei sind diese Anforderungen nicht 
ausschließlich solche,dievon außen.z.B.von Arbeit- 
geberlinnen an die Menschen herangetragen 
werden;essinddurchausauchgestiegeneAnforde- 
rungen an sich selbst. In wissenschaftlichen und 
politischen Kontexten istweitestgehend unbestrit- 
ten, dass eine Ausdifferenzierung von biographi- 
schen Entwürfen stattgefunden hat. Kontrovers 
i s t  aber die Bewertung dieses Prozesses. Die eine 
Seite betont vor allem die Chancen - also einem 
möglichen Anstieg biographischer 0ptionen.Sie 
sieht einen Zuwachs an Autonomie in Bezug auf 
dieGestaltung dereigenen Biographie. Dieandere 
Seite betont vor allem, dass der Anstieg biogra- 
phischerOptionen bei einergleichzeitigen Schlie- 
ßungdessozialen Raumeseinen Zwangzur Flexi- 
bilität bedeutet,der keinen realen Freiheitsgewinn 
zur Folge hat. Sie sieht die Gefahr des Verlustes 
von Identität und biographischer Orientierung. 

Der Wandel biographischer 
Rahmenbedingungen 

Dem fordistischen Regulationsmodell ent- 
sprach das Normalarbeitsverhältnis als 
Leiffigurder Lebensorganisation. Das Nor- 

malarbeitsmodell ist definiert durch abhängige, 
vollzeitige und unbefristete Arbeitsverträge für 
Männer als Ernährer der Familie, eine stabile 
Entlohnungder Arbeitsleistung nach Arbeitszeit. 
beruflichen Status und familiärer Stellung, be- 
triebsförmigeorganisation der Arbeit und häufig 
lebenslange Anstellung in ein und demselben 
Betrieb und weitgehende Unkündbarkeit sowie 
generöse soziale Absicherung im Fallevon Arbeits- 
losigkeit odervorzeitigerVerrentung.Arbeit und 
Qualifikationensind strukturiert durchdasPrinzip 
der Beruflichkeit.Das Normalarbeitsverhältnisdefi- 
niertsomitviel mehralsdie Arbeitsbedingungen 
unter denen Arbeitnehmertinnen einen optima- 
len sozialstaatlichen und arbeitrechtlichen Schutz 
erha1ten.E~ bestimmtdiezentralen Bezugpunkte 
von BiographiendurcheineDreiteilungdesLebens- 
laufesin Ausbildungs-,Erwerbs-und Nacherwerb- 
sphase,durch die damit verbundene Festlegung 
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von Altersnormen und erwartbaren biographisch- 
en Einschnitten,wie z.B.Abschiuss der Schulaus- 
bildungoderdes Renteneintritts. Diese wiederum 
definieren nicht zwingend aberebendoch häufig 
auch private Ereignisse,wiez.B.die Hochzeit oder 
die Geburt des ersten Kindes.Vor allem werden 
im Rahmen des Normalarbeitsverhältnisses Ge- 
schlechterroilenfestgelegt.Mit der Herausbildung 
des Normalarbeitsverhältnisses in Deutschland 
hat sich auch die Versorgerehe als Normalform 
des Zusammenlebens der Geschlechter in der 
Familie herausgebildet. 

Der Bedeutungsverlust 
des Norrnalarbeitsverhältnisses 

Bereitsseit Mitteder7oerJahre wurdedas 
Konstrukt des Normalarbeitsverhältnisses 
durcheine Reihevon Entwicklungen in Fra- 

gegestellt und dient heutedem überwiegenden 
Teilder Bevölkerungnicht mehrals biographische 
Orientierung. Die dem Normalarbeitsverhältnis 
impliziten Normen in Bezugauf Ehe und Familie 
haben an Prägekrafiver1oren.E~ bestehen heute 
mehrWahImöglichkeiten beiderGestaltungvon 
Partnerschaften:Schätzungsweiseein Fünftel aller 
Frauen bleibt heuteein Leben lang kinderlos.Die 
faktische und gesellschaftlich akzeptiert Zeitspan- 
ne. in der dieGeburt des ersten Kindes stattiinden 
kann, hat sich dabei scheinbarenormvergrößert. 
Faktisch muss die Entscheidungfür Kinder aber 
in der Phasedes Berufseinstiegsgetroffen werden. 
Scheidungsraten steigen kontinuierlich ebenso 
wieLebensformen außerhaibderEhe.in Folgevon 
Biidungsexpansion undderzweiten Frauenbewe- 
gung Anfang der 7oer Jahre ist die Bildungsbe- 
teiligungvon (westdeutschen) Frauen ebenso wie 
ihre Erwerbsbeteiligung kontinuierlich gestiegen. 
Eine gleichberechtigteTeilung von Erwerbs- und 
Familienarbeit ist dabeiderWunsch des überwie- 
gendenTeils junger Paare. Unter dem Begriff der 
.,Erosion des Normaiarbeitsverhäitnisses" wird vor 
allem die Ausdifferenzierungvon Beschäftigungs- 
formen diskutiert. Dabei ist es unbe~tr i t ten~dass 
es zueinem Zuwachsvon atypischer Beschäftigung 
gekommen ist.Vor allem ist ein Anstieg von be- 

fristetenVerträgen.Teilzeitarbeit und Selbständig- 
keit zuverzeichnen. Letztereverweisen auch einen 
Zuwachsvon prekärer Beschäftigungz.B. in Form 
der größeren Bedeutung von Einpersonenselbst- 
ständigkeit odergeringfügiger Beschäftigung als 
besonderer Form der Teilzeitarbeit. Bei allen Be- 
schäftigungsformen ist ein Zuwachsvon zeitlicher 
Flexibilität (5tichwort:Gleitzeit.Arbeitszeitkonten) 
und Mobilität festzustellen. 

Spätestens seit der Hartz-Gesetzgebung sind 
erwerbsbezogene soziale Absicherungen extrem 
reduziert. Wenn es ein Merkmal des fordistisch 
regulierten Sozialstaates war, Arbeit durch sozi- 
alstaatliche Eingriffe ihren warenförmigen Cha- 
rakter zu nehmenoder ihn zu reduzieren,sofolgt 
dieaktuelleArbeitmarktpolitikeherderentgegen 
gesetzten Logik. Im Vordergrund steht nicht der 
SchutzderArbeitskraft,sondern derErhöhung des 
Drucks, sie auf dem Arbeitsmarkt anzubieten - 
auch umden Preisgeringer Entlohnungoderhoher 
persönlicher Mobilität. Die,,Rekommodifizierung" 
von Arbeitfindet sich auch in dem Wandel der be- 
trieblichen Organisation wieder. G. Günter VOR 
macht denTypdes,,Arbeitskraftunternehmers"als 
neuen Leittypus dergesellschaftlichenVerfassung 
von Arbeit aus. Dieser unterscheidet sich vom 
Grundmodell des ,,beruflichen Arbeitnehmers'' 
dadurch,dassdieAufgabedieeigeneArbeitskraft 
den (zunehmend flexiblen) Anforderungen des 
Betriebes zu organisieren vom Arbeitnehmer selbst 
übernommen wird. 

Diedurch das Normalarbeitsverhältnisdefinier- 
te Dreiteilung des Lebenslaufes löst sich auf.Vor 
allem Berufseinstiegeverlaufen zunehmendfrag- 
mentiert.Zum Beispiel verbringen Auszubildende 
heuteim Durchschnitt dreiJahre länger im System 
der beruflichen Bildung als es noch 1970 der Fall 
war.Dies reflektiert destandardisierte Übergänge 
von Schule in Arbeit. Phasen der Arbeitslosigkeit 
sind heute Teil des Berufseinstiegs vieler (auch 
akademischausgebildeter)Jugendlicher.Auchdie 
weitestgehende Trennung der Qualifizierungs- 
phasevon der Phaseder Erwerbsarbeit wird aufge- 
hoben.Qualifizierungwird zu einem kontinuierlich- 
en die Erwerbsbiographie begleitenden Prozess. 

b 
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Zudem löst sich die berufsförmige Struktur von 
Qualifikationen auf. 

Erlebte biographische Widersprüche 

Vor allem dieVeränderungen,die sich auf 
die Gestaltung der Beziehungen im priva- 
ten Bereich stelleneinen Anstieg an biogra- 

- phischen Optionen dar.Aberauch die gestiegene 
Mobilität im Bereich der Erwerbslebens empfin- 

DieVeränderungen der Arbeitswelt werden auf 
dersubjektiven Ebeneals,,Entgrenzungvon Arbeit" 
erlebt. FürdenTypdes.Arbeitskraftunternehmers" 
verschwimmen dieGrenzenzwischendem Bereich 
der Erwerbsarbeit undderprivaten Lebensführung. 
Er koordiniert berufliche und private Anforderun- 
gen inzeitlicher,räumlicher undorganisatorischer 
Hinsicht. 

Als Bewältigungsstrategie dieser Anforderun- 
gen macht VOR eine situative auf Offenheit und 

denvielealseinen Gewinn individuellerFreiheiten Flexibilität beruhende Form der Lebensführung 
Gleichzeitigführen diese Entwicklungenauchzu aus.Diese birgt positive Potenziale.z.B.eine hohe 
einer Reihe erlebter Widersprüche: Zeitsouveränität und eineoptimiertevereinbarkeit 

Einige Institutionen des Sozialstaatesorientie- 
ren sich immer noch an dem Normalarbeitsver- 
hältnisunddem Mode1lderVersorgerehe.z.B.das 

- Ehegattensplitting. Dies führt dazu. dass viele 
Paare-anders als geplant - nach der Geburt des 
ersten KindesaufeinetraditionelleArbeitsteilung 
zurückgreifen und ihre Lebensentwürfe in Bezug 
aufdievereinbarkeitvon Familie und Beruf nicht 
realisieren können.Die,.Vereinbarkeitsproblema- 
tik" führt auch dazu. dass die Zeitspanne. in der 
PaaresubjektivdasGefühl habenrein Kind bekom- 
men zu können kleiner wird. 

von Arbeit und Leben.AusSichtderArbeitnehmer1 
innen die diese Strategie beherrschen birgt eine 
strikte Regulierungvon Erwerbsarbeit eben auch 
die Eingrenzungvon Kreativität und persönlicher 
Souveränität Gleichzeitig erfordert sie ,,hohe ge- 
stalterische Leistungen und personale Stabilität" 
(Voß).Diese Bewältigungsstrategie birgt deshalb 
auch die Gefahr des Scheiterns in sich. Dann be- 
steht das Leben nur noch im kurzfristigen Reagie- 
ren auf privateoder beruflicheAnforderungen.Die 
Janusköpfigkeit dieser Strategie bringt die Über- 
legungen zurück zu dem anfänglich skizzierten 
Gegensatz zwischen Autonomie und der Gefahr 
desveriustes der eigenen Identität. 

Es gibt unterschiedliche Einschätzungen dar- 
überJobesin Hinsicht aufdie Ausdifferenzierung 
von Beschäftigungsformen gerechtfertigt ist,von 
einer Erosion des Normalarbeitsverhältnisses zu 
sprechen.MeinerMeinung nach entscheidend ist 
aber,dassdie Phasen ineiner Erwerbsbiographie, 
welche durch Unsicherheit geprägt sind, länger 
werden, z.B. der Berufseinstieg oder die Kinder- 
phase. Hinzu kommt die ständige Bedrohung 
durch Arbeitslosigkeit. Dies erklärt das wachsen- 
deGefühl subjektiver Unsicherheit. Es zeigt aber 
auch, dass die Bedeutung von biographischen 
Destandardisierungsprozessen nur im Kontext klas- 
sischer sozialstruktureller Kategorien wie Klasse 
und Geschlechtverstanden werden kann.Gering- 
qualifiziertetrifftes härterals Höherqualifizierte, 
Frauen haben unter der,,Vereinbarkeitsproblema- 
tik" stärker zu leiden als Männer. 
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Li Moderne Arbeits- und Lebensweise: 
Biographische Selbstbestimmung im 
flexiblen Kapitalismus 

Es ist schwergenau zu quantifizieren, wie 
groß der Anteil von Arbeitnehmerlinnen 
ist, der mi t  diesen neuen Anforderungen 

an Flexibilität konfrontiertist.Sicher istaber,dass 
erwächst unddassdassubjektiveEmpfindenvon 
Unsicherheit zunimmt.ln privater und beruflicher 
Hinsichtwächst die Herausforderungen dieeige- 
ne Biographie aktiv zu gestalten. Ob dies eine 
positive oder negative Entwicklung ist hat auch 
sehr viel mi t  den materiellen Ressourcen zu tun 
auf die Menschen Zugriff haben. Bezugspunkte 
einer Debatte um biographische Selbstbestim- 
mung sind: 

Es wird Zeit sich grundsätzlich darüber zu ver- 
ständigen. welche Rolle bei der Absicherungvon 
Biographien dem Staat zukommen soll. Eswurde 
gezeigt. dass eine enge Einrahmung von Biogra- 
phien sowohl ermöglichende, als auch begrenz- 
ende Elemente hat.Wieweit soll Intervention hier 
gehen? Was kann,was soll ein Sozialstaat leisten? 

Die unter dem Stichwort .,Arbeitsmarktver- 
sicherung" oder ,,Übergangsarbeitmärkte" ge- 
führte Debatte muss weiter geführt werden. Es 
geht um eine flexible Absicherung von Erwerbs- 
biographien. 

Wenn Reproduktionsarbeit ausverschiedenen 
Gründenzunehmend nicht mehr im Rahmenvon 
Familien erfolgt,muss darüber nachgedacht wer- 
den, wie sie gesellschaftlich organisiert werden 
kann.Das betrim nicht nurden Bereich der Kinder- 
betreuung, bei der es ja nicht nur um Betreuung. 
sondern auch um Bildungund Chancengleichheit 
geht,sondern auch den Bereich der Pflege. 

Es mussgrundsätzlich überlegt werden in wie- 
weit die Kategorie des Berufes noch als Struktur- 
Prinzip für das Bildungssystem taugt, wenn 
Bildungtatsächlich zueinem lebensbegleitenden 
Prozess werden soll. Weichen Sinn macht die 
klare Grenzziehungzwischen akademischer und 

beruflicher Bildungund wie kann Bildungstärker 
Element eines präventiven Sozialstaats sein? 

Wenn die Grenzziehungzwischen Arbeit und 
Leben eine individualisierte Aufgabe geworden 
ist, braucht eseinegesellschaftliche Debattedar- 
über,wievieiArbeitdas Lebenverträgt.Vielleicht 
werden Arbeitnehmerlinnen diese Entscheidung 
zunehmend individuell treffen müssen. Die nor- 
mativen Entscheidungsgrundiagen müssen aber - 
weiterhin gesellschaftlichesThema sein. D 

~ n e t t i n a  ~ohlravrrhpromovienz.~.ander~raduate~choolofSocial 
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4 1 Staat und Markt 

im Zeitalter 

der „Globalisierung" 

von Michael R. Kratke 

Foto: Feix Welti 

Staat versus Markt 

In derPolitischenÖkonomie,einerWissen- 
Schaft, die es in Deutschland nicht mehr 
gibt, war und ist es ein zentrales Thema. 

wie Staaten und Märkte- beide viel älter als der 
moderne Kapitalismus - sich zueinander verhal- 
ten. Staat und Markt. genauer gesagt .,StaatenM 
und ,.Märkte" in ihren Wechselbeziehungen und 
wirkungen, ist das Thema, das die Tradition der 
klassischen wieder kritischen Politischen Ökono- 
mie begründet hat. Sie zerfiel im späten ig.Jahr- 
hundertjedoch inzweigesondertewissenschafts- 
disziplinen - die,.reinea und gewollt apolitische 
Ökonomie und die Politikwissenschaft, die sich 
für Ökonomisches unzuständig erklärte. Diesem 
Traditionsbruch haben wir eine gegensätzliche 
Denkfigur zu verdanken: Markt versus Staat,das 
Reich der Ökonomie, beherrscht von ganz eigenen 
Gesetzen-ökonomische,,Naturgesetze" so nann- 
ten es die Ökonomen lange Zeit. und das Reich 
der Poiitik,der staatlichen Autorität und desstaat- 
lichen Zwangs. 

Zwei Reicheszwei Domänen,die nebeneinander 
bestehen,eineOrdnung,die solange in Ordnung 
ist, wie beide Domänen säuberlich geschieden 
voneinander bleiben. 

Wirgla~ben~dassMärkte und Staatenent- 
gegengesetzte. feindliche Institutionen 
sind. die einer prinzipiell konträren Logik 

folgen. Alle modernen Gesellschaften kennen die 
Trennungzwischen privat und öffentlich,vonÖko- 
nomie und Politik.AberdieseScheidungwareine 
unerhörte und umstrittene Neuerung, politisch 
gemacht und gewollt.Ohne radikale Neuerungen, 
ohne Traditionsbrüche kam sie nicht zustande - 
nicht nur die Märkte, ebenso der frühmoderne 
Staatwurden dadurch gründlich umgeformt.Der 
moderneStaat und seine Monopole-Gewaltmo- 
nopol,Rechtsmonopol,Geldmonopol und Steuer- 
monopol-bildetdas historischeGegenstückzum 
freien.d.h.frei gelassenen Markt,dersich räumlich 
und in derzeit überall ausbreitet.2~ Anfangeine 
Skandalidee,ja eine lachhafte Utopie. DieVorstel- 
iung,diefreigelassenen Märkte bzw.deren priva- 
te Akteure könne man einfach sich selbst überlas- 
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Sen, sie würden sich schon selbst eine Ordnung 
geben. konnte sich allerdings in der Entstehungs- 
zeit des modernen Kapitalismus nie durchsetzen. 
Der„Nachtwächterstaat"ist ebensoeine Legende 
wie der,.selbstregulierende Markt". Beide hat es 
nie gegeben 

Reine Märkte,ohne staatliche Regulierung, 
ohnestaatliche Normierung,ohne Markt- 
recht und Marktpoiizei,gab und gibt es in 

derTat-in Rand undZwischenzonen.Wir nennen 
sie Schwarzmärkte. Sie haben eigene Regeln. 
Schwarzmärkte entstehen.wo immer es möglich 
ist, Zwangslagen und mehr oder minder chroni- 
sche Mangelsituationen auszunutzen, wo sich 
Marktzugänge leicht monopolisieren lassen,wo 
Alternativen fehlen, wo daher die Ungleichheit 
zwischen den Marktparteien extrem sind - mit  
den entsprechenden Folgen. Der reine, unregu- 
lierte. unbeaufsichtigte Markt, der im (neo)libe- 
ralen Weltbild den zentralen Platz einnimmt,steht 
mi t  dem (a1t)liberalen Ideal der freien. autono- 
men,ihres Eigentums und ihrer Handlungensiche- 
ren Person auf Kriegsfuß. Friedlicher Austausch 

fochten werden. Die Konkurrenz, da steht Max 
Weber den Sozialisten des ig. Jahrhunderts in 
keinerweise nach,ist als eine Art „sozialer Krieg" 
zu sehen, ein Krieg, der viele Opfer kostet und 
wenige Sieger kennt. Mi t  Max Weber darf man 
den Markt als Kampfplatz sehen. der eines 
Schiedsrichters,einer regulierenden Instanz sehr 
wohl bedarf. 

Ein Markt - und viele Märkte 

Wir haben es im modernen Kapitalismus 
nicht miteinem Markt zu tun.sondern mit 
einer Hierarchie von Märkten, die jeweils 

besondere Formen und Regeln kennen. auf ver- 
schiedene Weise institutionalisiert sind. An der 
Spitze befinden sich dieGeld und Kapitalmärkte. 
darunterstehendieArbeitsmärkte,unddaneben 
die Märkte für natürliche Ressourcen; auf der un- 
tersten Ebene der Hierarchie befinden sich die 
Märkte für alles,wasvon privaten Unternehmen 
selbst unter Konkurrenzbedingungen für den 
Markt produziert und reproduziert werden kann 
und wird. M i t  anderen Worten: der moderne Ka- - 

zugegenseitigemVorteil,interessenausgleichgibt pitalismus ist. sobald voll ausgebildet, immer 
es nicht ohne weiteres. Die modernen Marktge- schon ein von den Finanzmärkten gesteuertes 
sellschaften brauchen den Staat. kommen ohne 
politische, kollektive Willensbildung. ohne bin- 
dende Entscheidungen über Normen und Regeln. 
die für alle Marktteilnehmer zu geiten haben. 
nicht aus, 

Märktesind allesanderealseinfach und Markt- 
Systeme sind es noch viel weniger. lm Austausch 
begegnen sich Kontrahenten,diedurchaus nicht 
das gleiche wolien,und ihreChancen auf Kosten 
desoderderanderen,ihrerAustauschgegner näm- 
lich,nutzen werden. wenn sie nur können. In der 
Diktion desdeutschen Altmeisters der Soziologie, 
MaxWeber, handeltesaufallen historischen und 
gegenwärtigen Märkten um Tauschkämpfe, ge- 
legentlich unterbrochendurchTauschkompromis- 
se zwischen (annähernd)gleichstarken Partnern. 
Preisesind ihm keineswegsErgebnisund Ausdruck 
der ,,Marktgesetze", sondern Resultat von Preis- 
kämpfen.die mi t  allen möglichen Mitteln ausge- 

Marktsystem.Daswird inderGegenwart nur noch 
um einigesdeutlicheraIsvordem.DieStrukturder 
Finanzmärkte ist heute komplexer, aber nicht 
prinzipiell verschieden von der Struktur, die sich 
schon in der Nachkriegsperiode herausgebildet 
hat: EineTriade mi t  drei riesigen Zentren - New 
York, London und Tokyo - und einer Vielzahl von 
Sateilitenmärkten, die allesamt untereinander 
vernetzt sind. Allerdings und wohlgemerkt sind 
es nach wie vor nationale Märkte und die dort 
beheimateten Finanzmarktakteure, die im Zen- 
trum des Ganzen stehen und Politik betreiben. 

Neoklassisch erzogene.orthodoxeÖkonomen 
behaupten,Märkte seien im Prinzip aIlegleich.der 
Arbeitsmarkt funktioniere nicht anders als der 
Marktfür Zitronen. Heterodoxe Ökonomen in der 
Tradition der Politischen Ökonomie haben dieser 
Ansicht seitjeherwidersprochen:DerArbeitsmarkt 
ist prinzipiell etwas anderes ein Warenmarkt 

t 
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schlechthin - aus dem einfachen Grund, dass 
menschliche Arbeitskraft keine .,Ware wie jede 
andere" i s t  und nicht sein kann. Für politische 
Ökonomen war die extreme Künstlichkeit des 
,,freien Arbeitsmarkts", seine Abhängigkeit von 
einer Vielzahl von Konnexinstitutionen - vom 
Koalitionsrecht,überdasTarifrecht bis hin zu den 
Sozialversicherungen - nie ein Geheimnis. 

- 

Die heute so populäre, marktradikalevor- 
stellungvon,,dereguiierten"Arbeitsmärk- 
ten ist falsch und naiv. Dereguiierung im 

Sinne von Abbau von Arbeitnehmerrechten und 
sozialen Sicherungen macht die Arbeitsmärkte 
keineswegs funktionsfähiger, eher im Gegenteil. 
Sie verschärft die ohnehin vorhandene. struktu- 
relle Ungleichheit zwischen den Arbeitsmarkt- 

- Parteien biszum E~trem~sieführtgeradewegs in 
eine Abwärtsspirale von sinkenden Reallöhnen, 
Verarmung,Dequaiifizierungund sinkender Arbeits- 
produktivität, wie der faktische Niedergang der 
us-amerikanischen Industrie zeigt. Das gilt gera- 
de in Zeiten der so genannten ..Globalisierung". 
Die hat nämlich bis heute.trotzwachsenderMigra- 
tionsströme in einigen Teilen der Welt, nichts 
hervor gebracht. was einem ,,Weltarbeitsrnarkt" 
auch nur ansatzweise gleichkäme. Nach wie vor 
sind es Produkte,Waren, und nicht Arbeitskräfte, 
die weltweit (mit Einschränkungen) konkurrieren. - 
Gegen Dumpingkonkurrenz kann man sich weh- 
ren, d.h. ein starker Staat kann das. Deregulierte . 
Märkte können es nicht. 

Genauso verkehrt i s t  das marktradikale Feld- 
geschrei übrigens im Fall der Finanzmärkte. Die 
habenseitjeher ihreeigenen Regulierungsformen 
und -instanzen, auch wenn deren Wirksamkeit, 
gerade infolge von undurchdachten Regierungs- 
aktionen (wie der Schaffung immer neuer „off- 

gen, die mit dem Geld anderer Leute derlei Ge- 
schäfte in großem S t i l  machen,verdienen dabei 
nicht schlecht und sind imstande und bereit,er- 
hebiich größere Risiken einzugehen alssiedasmit 
ihrem eigen Geld könnten bzw. wagen würden. 

Die Macht der Intermediäre-das sind heute 
die institutionellen Anleger,in wachsendem Mas- 
se transnationale Finanzkonzerne, die alle mög- 
lichen Arten von Finanzgeschäften gleichzeitig 
und weltweit betreiben-ist enorm. ihre Konkur- 
renz setzt eine fatale Dynamik in Gang. Wer im 
Geschäfi bleiben will. muss stets größere.schne1- 
iereund riskantereGeschäfte betreiben.Wersich 
vorsichtigverhält.den traditionellen Regeln des 
Bankgeschäftsfolgt,wird Marktanteileveriieren, 
letztlich untergehen.Wer aber mitspielt,trägt zur 
Instabilität bei. 

Marktregulierung- 
Der Kampf um die „global governance" 

Die Marktregulierungen, die wir kennen. 
kommen nicht von Ungefähr. Sie sind das 
Resultat politischerHandIungen,aber kei- 

neswegs nur das Ergebnis reiner Staatsaktionen. 
Es ist in allen kapitalistischen Ländern mit demo- 
kratisch-parlamentarischer Verfassung recht sel- 
tenderFaIl,dasseineMarktregulierungalleinvon 
Staats wegen und auf initiative einer Regierung 
alleinzustande kommt.Der Regelfall auf nationa- 
ler wie transnationaler Ebene ist eher, dass eine 
Regierungvon den Marktakteuren,voran den Un- 
ternehmen,selbst aufgefordert wird, regulierend 
tätig zu werden. Sehr viel seltener sind die Fälle. 
wo die Regulierungskoalitionen mi t  Organisatio- 
nenderArbeitnehmerzusammenging;aberauch 
das gab und gibt es.Von der Zusammensetzung 
derjeweiligen Regulierungskoalition hängtesab. 

shorecentra"und,,taxhavens")deutiichgeringer wiedieRegulierungaussieht.diejeweiIszustande 
geworden ist. Auch dem größten Regulierungs- gebracht wird - in der Regel im Zuge eines Aus- 
Skeptiker müsste eigentlich das Grundproblem handlungsprozesses, in dem die staatlichen oder 
von Finanzmarkttransaktionen klar zu machen öffentlichen AMeure keineswegs die Agenda be- 
sein: Dort werden in aller Regel mi t  dem Geld stimmen.geschweigedenndas Ergebnis. 
anderer Leute Geschäfte gemacht, die ganz er- 
heblicheverlustrisiken mit sich bringen. Diejeni- 
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Das Dilemma einer Regulierung des Welt- 
markts.aufdenjedeeinzelne,,Nationalökonomie" 
im Zeitalter des modernen Kapitalismus ange- 
wiesen ist, hat sich in dem Moment bemerkbar 
gemacht, wo die Weltmarktmonopole einzelner 
Handels- und Industriemächtefallen. Es bedurf- 
t e  erst einer Serie von ökonomischen und sozia- 
len Katastrophen, bis sich eine Koalition von 
Staaten bereit fand, eine relativ bescheidenen 
Regulierungen des Welthandels und des Welt- 
währungs und finanzsystems zustande zu brin- 
gen. die unter dem Namen des Bretton Woods 
Systems bekannt wurden.Leider hat diesererste 
kollektive Regulierungsversuch des Weltmarkts 
von Anfang daruntergelitten,dasswichtige busi- 
ness communities-wie z.B.die NewYorker Ban- 
kiers und Finanziers und diecityof London-nicht 
eingebunden waren. 

Heute bringt z.B.das Basle Commitee on 
Banking Supervision sowie die IOSCO (In- 
ternational Organization of Securities 

Commissions) faktisch staatliche und private 
Akteure,wenn auch keineswegsalle betroffenen 
und interessierten Finanzmarktparteien,in einer 
dauerhaften Kooperation zusammen. Unddiese 
Kooperation erschöpf4 sich nicht in reinem Kri- 
senmanagement ad hoc.sondern bringt Regeln, 
Standards und Normen hervor,dieals Grundlage 
einer dauerhaften Regulierung der wichtigsten 
internationalen Finanzmarkttransaktionen die- 
nen können und sollen. Den Marktfundamenta- 
listen und Ideologen wird das ni~htgefallen~aber 
die Effizienz der Finanzmärkte hat durch diese 
Kooperation bislang keinen Schaden genommen, 
eher im Gegenteil. 

Wir leiden aktuell eher unter einem Mangel 
als an einem Zuviel an politischer Kontrolle und 
öffentlicher Regulierung der Weltmarktkonkur- 
renz.Wiees in den Hochzeiten deseuropäischen 
Kolonialismus keine Macht gab. die der Koloni- 
alpolitik einer europäischen Großmacht Grenzen 
setzen konnte-außer eben eineranderen impe- 
rialen Großmacht. so gibt es heute keine Macht, 
die einen ,,Entwicklungsstaat". der alles auf die 

Karte aggressiver Weltmarktexpansion mittels 
Dumpingpreisensetzt.stoppen kann-außereben 
anderen Staaten. Die Regeln des Weltmarkts. so- 
weit es sie gibt. werden von Staaten gemacht. 

Nach wie vor sind es Staaten - und von 
Nationalstaaten getragene inter und 
transnationale Organisationen, wie die 

WH0,dieden Welthandel zu regulieren versuchen 
und überhaupt erst soetwaswieeinen Weltmarkt 
zustande bringen.Allerdings hängt diewirksam- 
keit dieser Regulierungen davon ab,ob und wie- 
weit esgelingt, breitereRegulierungskoalitionen 
zusammen zu br ingqdienicht  nur Regierungen 
auseinzelnen Weltregionen,sondern auch priva- 
te Akteure der verschiedenen Exportökonomien, 
organisierte Weltmarktparteien umfassen. Mul- 
tinationale Konzerne könnten in derlei Koalitio- 
nen durchaus eine wichtige Rolle spielen als 
Repräsentanten transnationaler Marktakteure - 
vorausgesetzt, sie würden sich als Weltmarktak- 
teureauch politisch organisieren und artikulieren. 
Dasist aber nach wievorsogutwienicht der Fall. 
Da die inter- oder gar transnationale Gewerk- 
schaften nach wievor schwach oder nicht existent 
sind (von einigen wenigen Branchen abgesehen). 
ist es um die inter und transnationalen Regulie- 
rungskoalitionen,diewirfürdie Regulierungder 
Weltmärkte bräuchten, nicht gut bestellt. 

Weltmärkte.so scheint es. lassen sich durchaus 
erfolgreich regulieren-im Rahmeneiner Artvon 
Kondominium von Staaten und Marktakteuren. 
Ähnliches kann man sich auch für andere Märk- 
tevorstellen. Möglich.dass sich damit ein System 
von Weltmärkten zustande bringen ließe,dasein 
ähnliches Maß an Verflechtung und ökonomi- 
scher Integration erlaubte, wie wir es bisher in 
EUEuropa und nurdort kennen-dankjahrzehn- 
telanger politischer Zusammenarbeit der betei- 
ligten Marktmacher, der Regierung und organi- 
sierten Marktakteure. W 
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Literaturschau zur Debatte I von  Reinhold Rünker 

In der Literaturschau werden wir künftig 
den Schwerpunkt inden spezifischen Kon- 
text der spw-Diskussion stellen. M i t  der 

vorgestellten Literatursoll ein Rahmen entwickelt 
werden. in dem eine kontroverse Debatte und 
fruchtbare Bezugnahmeermöglicht wird. 

- 
ii ZurTheorie- und Programm- 

geschichte der spw 

Grundlegendfürdietheoretisch-programma- 
tische Positionierungderspwwaren in den zurück- 
liegenden Jahren neben dem Editorial derersten 
spw-Ausgabe1978 zunächst die W ,,HerforderThe- 
sen" (1980) und späterdie W ,.~3Thesenfüreinen 

- modernen Sozialismus" (1989). Mi t  der Erweite- 
rungdesHerausgeberkreisesigg4wurdeineinem 
Editorial die Perspektiveeiner rot-grünen Umbau- 
konstellation als politischesZieldiskutiert.ln den 
iggoerlahren habenwirdaraufhin im Rahmendes 
,.crossover-Prozesses" mit radikalreformerischen 
Linken ausGrünen und PDSeine Reihevon Beiträ- 
gen zu Fragen des sozialökologischen Umbaus 
undder Regionalen Strukturpolitikentwickelt,z.B. 
D Zur Politik zurück. Für einen ökologisch-solida- 
rischen New Deal,igg7;i Regionales Wirtschaf- 
ten als linke Reformpolitik, 1999, Die Diskussion 
um einen Modernen Sozialismus wurde mit den 
Thesen D ,,Flexibler Kapitalismus - Moderner 
Sozialismus"aufder spw-Jahrestagung2ooi auf- 
gegriffen.Dies3Thesenvonig89 und das Heraus- 
geber-Editorial von 1994 stehen ebenso zum 
Download auf www.spw.de zur Verfügung, wie 
dieThesen von 2001. 

ii Moderner Kapitalismus - Europäisches 
Sozialmodell- Markt und Staat 

Shiely: Wertorientierte Unternehmensführung: 
EVA(20oz).Zur europäischen Sozialstaatsdebatte 
sei verwiesen auf den letzten spw-Schwerpunkt 
zumThema in W Heft146 (2005) sowiedie Litera- 
turstudie von . Joachim Schuster, Die deutsche 
Diskussion über ein europäisches Sozialmodell 
(2006). Beim Aufsatz von i Michael R. Krätke 
handelt es sich um eine gekürzte Fassung seines 
Beitrages zu den Römerberggesprächen in Frank- 
furt im Mai 2005. Demnächst erscheint von ihm 
zumThema seine W .,KleineGeschichte der Welt- 
wirtschaft. Staaten &Märkte". 

ii Der flexible Mensch -Arbeit und 
Leben im modernen Kapitalismus 

Die Beiträgevon OlafStruck und Bettina Kohl- 
rausch beziehen sich auf Beiträge über das Pro- 
blem entgrenzter Arbeit und sich brechender 
Lebensläufe.Vongrundlegender Bedeutungsind: 
D Sennett, Der flexible Mensch. Die Kultur des 
neuen Kapitalismus (1998); D Bourdieu.Diezwei 
Gesichter der Arbeit, 2000;. Castel. Die Meta- 
morphosen der sozialen Frage (2000); W Krüger, 
Dominanzen im Geschlechterverhältnis.Zur Insti- 
tutionalisierung von Lebensläufen (iggs), dies.. 
Ungleichheit und Lebenslauf (2001); D Boltanskil 
Chiapello:Der neueGeistdes Kapitalismus (2003); 
D PongratzlVoR,Arbeitskraftunternehmer (2003); 
Mayer-AhujalWolf (Hrsg.). Entfesselte Arbeit - 
neue Bindungen. (2005); W MayerlHilmert New 
ways of Life or Old Regidities? Changes in theSo- 
cial Structure and LifeCourses and their Political 
1mpacts.Working PaperdesMax-Planck-Instituts 
für Bildungschancen.(2003)~0wie D 5chroer:Das 
Individuum der Gesellschaft (2001) und Berger, 
Kontinuitäten und Brüche. in: Orth, et al. (Hrsg.): 
Soziologische Forschung (2003). 

ThomasWestphal beziehtsich inseinem Betrag, In spw haben wir diese Debatte u.a. mit den 
dem ein Vortrag auf der spw-Frühjahrstagung Heften W spw 120 ,,Kollege Proteus" (2001) und 
2006 ZU Grunde liegt. auf dieTitel von D Jugel: W spw 129 ,.Identität und Politik" (2003) aufge- 
Private Equity Investment, (2003). W Stadler: Die griffen. rn 
neue Unternehmensfinanzierung (2004);. Stern1 
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Kinderspiel Kapitalismus - alleine gucken ist blöd ... 
von Alexandra Kramm H H  

Public Viewing wird das Wort des Jahres 
2006. Davon bin ich fest überzeugt. Denn 
bei diesem Phänomen kann wirklich jeder 

mitreden: Was bringt es, wenn ein Mensch frei- 
willigmit4qg.qqqanderenMenschen beiglühen- 
der Hitze auf einem zwei Fuß breiten Fleck für 
zwei Stunden steht? Wenn er auf der Suche nach 
einer übel riechendenToilette und überteuerten 
Getränkenda~Risikoeingeht~diesen heißerkämpf- 
ten Platz zu verlieren? Dabei sein! Weil so viele 
Menschen keine Karte für die WM-Spiele bekom- 
men haben,soll dasstadionerlebnis simuliert wer- 
den. Mi t  viel zu vielen Menschen aufviel zu wenig 
Raum,ein paar gut bewaffneten Sicherheitskräften 
und lauwarmem Bier in Plastikbechernfühlt man 
sich mittendrin und voll dabei.,.Der Mensch will 
sich selbst feiern. Er sucht in einer anonymen, 
globalen Gesellschaft das rauschhafte Erlebnis 
mit einergroßen Zahl Gleichgesinnter,dieaileein 
Thema haben.Dann entwickelt sicheinefaszinie- 
rende Dynamik der Fröhlichkeit", erläutert der 
Sportsoziologe Hans-Jürgen Schulkedie Partystim- 
mung inderSüddeutschenZeitungvomio.7.zoo6. 
Also wiedereinmal ein Beweis,dass die Menschen 
Wege aus der Individualisierung suchen. 

Zweisamkeit! Wo kann man sich vollkommen 
ungeniert und unverfänglich umden Halsfalien? 
Beim gemeinschaftlichen Mitverfolgen von live 
übertragenen Fußballspielen geht das problemlos. 
Esist der perfekteOrtfüreinsame Herzen,dieauf 
der sommerlichen Jagd nach Liebeoder anderen 
FormenzwischenmenschiicherNähesind.Immer- 
hinwaren4oProzent derFansaufden Festenweib- 
lich. DervielfacheVater Franz Beckenbauerweiß. 
wovoner redet:.WildfremdeMenschen haben in 
der Fanmeile zusammen gefeiekwasdabei her- 
auskommt,werden wir in einigen Fällen in neun 
Monaten erfahren."Vaterlandsliebe? In Scharen 
haben die Fans beim Spiel der Deutschen die 
Wohnzimmerverlassen. um aufden Straßen wild 
geschminkt und mit schwarz-rot-goldenen Wink- 

elementenzufeiern.Darin mag mancherdielang 
ersehnte Rückkehr nationaler Symbole erkannt - 
haben.Mitdem EndederWM, kam auch das Ende 
der Fahnenstange.Geblieben ist ein widerlegtes 
Vorurteil.Deutschesindfröhlich,offen,hilfsbereit, 
humorvoll und feiern gern - immer Öfter. 

Profit! Sicher bedauern einige der Sponsoren 
der WM, dass sie sich nicht auf den Fanfesten 
engagiert habenHyundai alseinerdervierspon- - 
soren des PublicViewing hat eineausgesprochen 
positive Bilanz gezogen. Und in den Augen von 
Herrn Blatter sind die Doliar-Zeichen sichtbar, 
wenn er über die erfolgreichen Fanfeste spricht, 
als hätteersieerfunden.Dabei hing die Finanzie- 
rungzu großenTeilen an den Städten.Aber so ist 
das im Kapitalismus. Das Pilotprojekt wird staat- 
lich subventioniert.Und in Zukunft? Denkbarsind 
Live-Übertragungen von Bundesligaspielen im hei- 
matlichen Stadion der Gast-Mannschaft für die 
Daheimgebliebenen.Aber auch kollektives Krimi 
gucken haltenMedienexpertenfürdurchausattrak- 
tiv.DieMischungaus.,Länderspiel,Woodstockund 
Kirchentag" (Schulke) ist reiffür den Markt! 

C+ Alexandra Krrmm, Kornrnunikationlberatenn. Berlin. 
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Stichwort: Arbeitskosten 

Immer wieder wird in der wirtschaftspo- 
litischen Debatte behauptet,dass überhöh- 
te Arbeitskosten die entscheidendeWurzel 

der hohen Arbeitslosigkeit in Deutschland seien. 
Nimmt manjedochdiefürdieinternationaleWett- 
bewerbsfähigkeit entscheidende Entwicklungder 
gesamtwirtschaftlichen Lohnstückkosten,die die 
Produktivitätszuwächse berücksichtigen,ais Maß- 
stab, hat neben Österreich kein Land in der EU-15 
seine Wettbewerbsfähigkeit indenvergangenen 
10 Jahren so gesteigert wie Deutschland. Diese 
Zahlen lassen die These abwegig erscheinen, 
Deutschland habeaufgrund zu hoherArbeitskos- 
ten Wettbewerbsprobleme sowohl auf den Welt- 
märkten alsauchaufden heimischen Absatzmärk- 
ten. Die Resultate lassen zudem nachvollziehen, 
warum sich die deutsche Konjunktur in eine boo- 
mende Export und eine lahmende Binnenwirt- 
schaft spaltet. 

DerBegriff,.Arbeitskosten" betont einseitig den 
Kostencharakter der Löhne. Faktisch haben die 
Arbeitskosten/Löhneaberimmereinendoppelten 
Charakter: Sie sind sowohl Kostenfaktor wie Ein- 
kommensgröße und damit wichtige Einflussgrö- 

- Re für Angebot und Nachfrage. Als Kostenfaktor 

Im Hinblick auf die Binnenwirtschaft gilt. 
dass nicht die absoluten nominalen Lohn- 
änderungenvon Bede~tungsind~sondern 

die Reallöhne. Wenn Unternehmen höhere Ar- 
beitskosten in den Preisen weitergeben können. 
entsteht kein Druck auf die Gewinne und damit 
aufdie Beschäftigung. inwieweit von einem Lohn- 
druckauch ein Preisdruck ausgeht, hängt gleich- 
fallsvon der Produktivitätsentwicklungab.Preis- 
steigerungstendenzen treten nurdann autwenn 
die nominalen Lohnsteigerungen die Produkti- 
vitätszuwächse übersteigen. Als Einkommens- 
größewirken die Arbeitskosten als Löhneaufdie 
private Nachfrage und damit für sich genommen 
positiv auf die Beschäftigung.Auch die aus den 
ArbeitskostenlLöhnen finanzierten Beiträge zur 
Sozialversicherung und die Lohn-[Einkommen- 
steuern wirken mittelbar auf die gesamtwirt- 
schaftliche Nachfrage ein, weil aus ihnen die 
Transfers an die privaten Haushalte, der Staats- 
verbrauch und die öffentlichen Investitionen fi- 
nanziertwerden. Insoferngehen von Erhöhungen 
der Löhne für  sich genommen immer positive 
Nachfrageimpulse aus. 

ist zudem nicht ihre absolute Höhevon Bedeutung. Arbeitskosten im privaten Sektor: 
Diese mussvielmehr mit derproduktivitätdesein- Deutschland im Mittelfeld 
gesetzten Faktors Arbeit gewichetet werden. Erst 
wenn es keine Produktivitätsunterschiede mehr 
gäbe, wäre allein ein Vergleich der absoluten Ar- 
beitskosten sinnvoll. Bei bestehenden Produktivi- 
tätsunterschieden wird daher eine Verschlechte- 
rung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
nurdann ausgelöst,wenn 

die Arbeitskostenerhöhung nicht durch eine 
entsprechende Produktivitätssteigerung aus 
geglichen wird. 
diese Relation aus Arbeitskosten und Produk- 
tivität sich bei unseren Handelspartnern ver- 
gleichsweisegünstiger entwickelt, 
oder die eigene Währung aufgewertet wird. 

Deutschland liegt im Jahr 2004 mi t  Arbeits- 
kosten im privaten Sektor von 26.22 Euro je Stun- 
de in der Gruppe der EUi5-Länder im Mittelfeld. 
Anders stellt sich die Lage in den neuen EU-Mit- 
gliedstaaten dar. Dort liegen die Arbeitskosten 
im privaten Sektor mi t  ca.5 Euro je Stunde nicht 
nurdrastisch unterden deutschen Arbeitskosten; 
siesind auch imvergleich zu allen EUi5-Ländern, 
deren durchschnittliche Arbeitskosten 24Euroje 
Stunde betet tragen. extrem niedrig. Die Lohn- 
position Deutschlands hat sich in den vergange- 
nen Jahren (1997-2004) im Vergleich zu den eu- 
ropäischen Ländern leicht nach untenverschoben, 
da die Arbeitskosten in Deutschland relativ zu 
denen dieser Länder zurückgegangen sind. 
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Lediglich in Deutschland sind die Arbeitskosten 
relativ zu allen anderen europäischen Ländern 
nominal weniger stark gestiegen und die Löhne 
in Deutschland sind daher in der Rangfolgeetwas 
zurückgefallen. Hierin spiegelt sich nicht zuletzt 
die anhaltende Stagnation der deutschen Wirt- 
schaft wider. 

Die Arbeitskosten im privaten Dienstleis- 
tungssektor in Deutschland entsprechen 
gerade einmal dem EUi5-Durchschnitt. 

Dieses Ergebnis ist erstaunlich,weil alle anderen 
Länder, die überdurchschnittliche Arbeitskosten 
imverarbeitenden Gewerbe aufweisen,auch über- 
durchschnittlich hohe Arbeitskosten im Dienst- 
leistungssektorverzeichnen.Dies würde man auch 
erwarten,dadie hohen Löhnein der lndustrieauf 
Dauer Arbeitskräfte anziehen und so die Dienst- 
leistungsunternehmen, wollen sie weiterhin auf 
dem Arbeitsmarkt konkurrenzfähig bleiben,auch 
zu Lohnanpassungen nach oben zwingen.Ein voil- 
kommen anderes Bild ergibt sich für Deutschland: 
Seit mehrerenjahren liegen hierdie Arbeitskosten 
im privaten Dienstleistungssektor um 20% unter 
denen imverarbeitenden Gewerbe.Damit nimmt 
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Der Iänderübergreifendevergleich der Arbeits- 
kosten imverarbeitenden Gewerbe und im priva- 
ten Dienstieistungssektor liefert eine Reihe inte- 
ressanter Einsichten. So spricht vieles für die 
Hyp~these~dassdie LohnhöhesehrstarkderNach- 
frageentwicklungfolgt und weniger den Konkur- 
renzlöhnen in anderen 5ektoren.Voraussetzung 
dafür,dassdieNachfrageentwicklungpositivzum 
Tragen kommt, ist allerdings immer die eigene 
Wettbewerbsfähigkeit. Die Arbeitskosten im Ver- 
arbeitenden Gewerbe Deutschlandslagen um16 
bis 20% über dem EU-15-Durchschnitt;trotzdem 
waren die Unternehmen des Sektors wettbewerbs- 
fähig.Als Negativbeispiel kann der Dienstieistungs- 
Sektor inDeutschland herangezogen werden.Hier 
entwickeltensichdie Arbeitskostendeutlich unter- 
proportional,was zu einem großenTeil derschwa- 
chen Binnennachfrage geschuldet ist, während 
die internationale Wettbewerbsfahigkeit in die- 
sem Sektor unmittelbar nureine untergeordnete 
Rolle spielt. W 
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Politische Personal- 
entwicklung in der SPD - 

von Klaus Tovar 

„Die Karriere ist die 
klassische Ausbildung" 

ÜberdieJahrzehnte hat sich in Deutschland 
- und wohl auch in anderen westlichen 

T Demokratien-in der Poiitikeine einfache 
Regel herausgebildet: Die Karriere ist die Ausbil- 
dung. Oder auch umgedreht: Die Ausbildung i s t  
die Karriere! Die Abfolge von Funktionen, die Be- 
währung und Profilierungin der politischen Praxis 
macht die politische Ausbildung aus. Die,,Karrie- 
re" vom Juso-Beauftragten im Ortsverein, zum 
OV-Kassierer, zum Mitglied des Unterbezirksvor- 

- stands usw bietet reichlich Chancen,thematisch- 
programmatisch Substanz zu gewinnen, strategi- 
scheundtaktischeMachttechnikenzudurchblicken 
und sich politische Vermittlungskompetenz an- 
zueignen.DieAusbiidunginder politischen Praxis 
einer lebendigen Partei ist unschlagbar. 

Wer in der Politik ein Amt,eine Funktion oder 
ein Mandat erreichen will,mussgewählt werden. 
Die Eignung wird im demokratischenverständnis 
per Wahl zugesprochen. Wer das Vertrauen der 
WahIbasiserhäit,istdefacto„qualifiziert".Forma- 
le Qualifikationsnachweisegibt es nicht. Politische 
Gruppenzugehörigkeit und Erfahrung,Charakter 
und Leumund sind da schon wichtiger für die 
Vertrauensabstimmung im Ortsverein, im Unter- 
bezirk.im Landesverband, in der Bundespartei. 

Weiterbildunggewinnt dennoch an Bedeutung. 
Nicht nur die Akzeptanz steigt, sondern auch die 
Formenvieifait nimmt zu.Coachingprozesse wer- 
den gestartet, Beratungsallianzen gegründet. Ein- 
zel- und Teamtraining genutzt. Zunehmend er- 
kennen Leistungsträger und Berufspolitiker die 
Chancen für ihreTätigkeit,für ihre Karriere,die 
in gezielten Weiterbildungen liegen. Wirkungs- 
orientierte, passgenaue und massgeschneiderte 
Weiterbildung haben sich etabliert. 

Wer fördert und ausbildet, 
will Veränderung und darf 
die Folgen nicht furchten 
(Der Umkehrschluss gilt auch) 

Wer hinzu lernt. weiß mehr als zuvor. Die Per- 
son ändertsich.Sie wird zukünftig andersagieren 
und somit auch in ihr Umfeld anders eingreifen. 
Wenn eine Partei die politische Bildung von Mit- 
gl iedernf~rdert~dann t u t  sie dies erstens aufder 
Grundlage ihres Wertekanons und ihrer gesell- 
schaftspolitischen Zielstellungen.Wenn eine Par- 
tei wiedie SPDdie politische Biidungvon Mitglie- 
dernfördert,dann bekennt siesich zweitensaber 
auch zur Veränderung. Die SPD bekennt sich zu 
politischerBildung.Die Partei darf die Folgen der 
Veränderung nicht fürchten. 



Magazin i i i 

Will die Partei kompetente Mitglieder, auto- Dabei kann sich die Bildungsarbeit in der SPD 
nome. starke Individuen? und der sozialdemokratischen Familie durchaus 
Wünscht siesich also Persönlichkeiten.diesich sehen lassen. M i t  der Kommunal-Akademie, die 
einean denwerten Freiheit,Gerechtigkeit und der Parteivorstand und die Bundes-SGKseit sechs 
Solidarität orientierte, eigene politische Mei- Jahren durchführen,bietetdieSPDdieinnovativs. 
nungerarbeitet haben? te Form der politischen Nachwuchsförderungan. 
Wünscht sie sich also Persönlichkeiten.dieüber Undwas mittlerweile in vielen Bundesländernund 
geeignetes Wissen und methodische Fähig- bei den Sozialdemokraten im Ausland nachge- - 
keiten verfügen? 
Undwünscht siesichalso Persönlichkeiten,die 
das alles auch interessegeleitet einzusetzen 
gelernt haben? 

Wenn die SPD solche Mitglieder haben will. 
musssieauch innerparteiiich aufeine aufgeklärte 
Meinungsbildung und Entscheidungsfindungvor- 
bereitet sein. Politische Bildung in der sozialde- 
mokratischen Familieorientiert sich an den Grund- 
werten und politischen Prinzipien der sozialen 
Demokratie. Politische Bildunifördert die eman- 
zipatorische Kraft des Individuums. Sie steigert 
die demokratische Handlungsfähigkeit nach in- 
nen und außen. 

Personalarbeit ist Führungsaufgabe 
und liegt im Zentrum 

Bildungsarbeit ist nach wievordieperiphe- 
rie des politischen Lebens. Die Bildungsar- 
beit wird reflexartigzu Hilfegerufen,wenn 

es der Organisation schlecht geht.,.Wasch mich. 
liebe Bildungsarbeit,aber mach mich nicht nass", 
schallt es dann in den Sonntagsreden der sozial- 
demokratischen Gemeinden. Wer den unge- 
schminkten Blick auf die Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands wagt, stellt fest. dass nicht 
einmaldie Hälfte allervorständein Ortsvereinen, 
Unterbezirken oder Landesverbänden die Bildungs- 
arbeit personell besetzt hat. lm Mittelpunkt der 
SPD steht Bildungsarbeit wohl kaum. 

C+ Lau5 Torni I! .e Icr 3cr ILOOaite , < l  . r m A ,.ß.ii O I  ni .< 
. n l  n prr  n , C l r  i:Q rianrl SPI> .Cr«r l i< I .n~r i  a .5 hoi 
" . ' C  n.A.llla r n r  nr nrnanr .W c r CW,,  <a, ors .no Pcrlolia 
entw~klung in der Sozialdemokratie begönnen. die wir mtt diesem 
Beitiagfartretzen. 

machtwird. ruft auch Interesse beim politischen 
Mitbewerber hervor. Und die Kommunal-Akade- 
mieistwahriich nicht daseinzige Bildungsprojekt. 
In vielen Regionen beweist sich dieSPDalsleben- 
dige Bildungsbewegung. In vielen Regionen.aber 
eben auch nicht überall und nicht überall glei- 
che rmaßen ,~~  viel Ehrlichkeit darf sein. 

Das Netzwerk Politische Biidung,die drei- 
ßig hier vereinten Bildungsträger und Bil- 
dungswerke, bietet ein leistungsfähiges 

~ r o ~ r a m m . D i e ~ ~ ~ i n  Bund,Ländern,~reisen 'nd 
Gemeinden ist aufgefordert, es zu nutzen. Jedes 
Quartal sind hundertevon aktuellen Bildungsan- 
geboten zu verzeichnen. Auch mit der betriebli- 
chen Weiterbildung hat die SPD Zeichen gesetzt. 
Das ambitionierte Programm .,Innovation, Perso- 
nalentwicklung und Qualifizierung" beweist.dass 
sie bereit ist, in die Köpfe und Ausbildung ihrer 
Beschäftigten zu investieren. 

Die Aufgaben Personalarbeit. politische Pla- 
nung und strategisches Themenmanagement 
gehören nicht anden Rand.sondern ins politische 
Zentrum. Mitten hinein in das politische Gesche- 
hen - mitten hinein in die politischeverantwor- 
tung-mitten hinein in die politische Führung.ln 
einer demokratischen Partei heißt das dann: Die 
Parteiführung ist auf ihrer Ebene verantwortlich 
für Personalentwicklung, politische Planung und 
Themenkonzentration.Wer es noch genauer mag: 
Der geschäftsführende Vorstand hat eigentlich 
keine wichtigere Aufgabe. als genau diese inklu- 
sive deren finanzielle Absicherung. 

t 
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Und diese Aufgabenzuschreibung erstaunt 
doch niemanden ernsthaft, oder? Führungsauf- 
gabedes gesamten Vorstands ist es,die sozialde- 
mokratische Politik zu entwickeln,das Machbare 
zu gestalten und am Wünschenswerten auszu- 
richten. kompetente und genügend viele Personen 
zu gewinnen, damit die innerparteiliche Demo- 
kratie die Bestenauswahi treffen kann. Personal- 
entwicklung,Themensetting und politische Pia- 
nungsinddiezentralen Gewerkein der Politik.Sie 
berührenunmittelbaraliesamtdiezentralen Macht- 
fragen innerhalb der Organisation und weichen 
Kurssienimmt.DeshaIbmussdiese Führungsauf- 
gabe im Zentrum derVerantwortung liegen. 

Interventionen führen zum Ziel, wenn 
sie auf den Ebenen der Personen, 
Prozesse und Strukturen stattfinden 

- Gegen eineerstarrteOrganisation haben auch 
die besten Mitarbeiter und Mitglieder keine Chan- 
ce. Leistung und Erfolg kann nur durch die Aus- 
richtung aller drei Ebenen auf die Organisations- 
ziele und Wünsche der Mitgliedschaft optimiert 
werden. Personalentwicklung (PE) versteht sich 
gemeinhin als Bündeiung aller MaRnahmen zur 
Förderung und Bildungder Mitarbeiter- im poli- 

- tischen Feld sind diesdieMitglieder und Beschäf- 
tigten. Personalentwicklung im Allgemeinen be- 
weist sich auf der konkreten MaRnahmenebene 
invielen Facetten und Wirkungsfeldern.Wissens- 
aufbau, Kompetenztrainings, Teamentwicklung, 
Einzelcoaching-alles gut und schön. 

Aber Politische Personalentwicklung ist mehr 
aisdas,was in Seminar-undTrainingssituationen 
passiert,mehr als Bildungsarbeit im engeren Sin- 
ne. Denn sie trägt stets auch zur Organisations- 
entwicklung bei. Entscheidend sind immer die 
Ergebnisseundwirkungen (output undoutcome), 
die im Organisationsalltag feststeilbar sind. Ent- 
scheidend ist. wie die FuRballer sagen,„auf dem 
Platz". Dasgilt irn Erfoigsfall ebensowie im Miss- 
erfoigsfall und erst recht wenn die Herausforde- 
runggar nicht erst angenommen wird. 

Politische Personaientwicklung muss deshalb 
stets beideBereichemitdenken und mitgestalten: 
erstensdaswirklicheöffentiiche und nicht-öffent- 
liche politischewirken im Organisationsalltag und 
zweitensdielrainingssituation im Seminar,Work- 
shop oder Coaching. 

W Ziele der Politischen Perronalentwicklung 
sind: 
Nachhaltig und kontinuierlich personelle und 
programmatische Substanz aufbauen. 
Dieübernahmevon Funktionen und Mandaten 
unterstützen. 
Führungskräfte und (Führungs-) Nachwuchs 
(altersunabhängig) inderMitglieder-undVolks- 
Partei nachhaltigfördern und zur permanenten 
inhaltlichen Fortentwicklung befähigen. 

Eine groRe Herausforderung besteht bei- 
spielsweisefür Parteien besteht darin.die 
Kompetenz zu entwickeln, die richtigen 

Kandidaten zu finden! Mitgiiedergewinnungund 
Kandidatengewinnungsindzwei Facettenein und 
desselben Anliegens: Die Partei zu stärken und 
zukunftsfähig zu machen. Es gilt, das Seibstver- 
ständnis der Partei als Allianz mi t  den Bürgern 
mit Leben zu erfüllen.Unddie Bürger sollen selbst- 
verständlich der Partei beitreten. Es gehtaiso nicht 
darum, Nichtmitglieder gegenüber Mitgliedern 
zu bevorzugen. Es geht nicht darum, neben die 
MitgliedschaftdieMitarbeit ohneMitgliedschaft 
zu stellen. Es geht darum. wirklich auch offen zu 
sein für Neue. Es geht darum, aktiv kompetente 
Mitstreiterlnnen anzusprechen und fürdie Politik 
zu gewinnen. 

Die Verantwortung der 
Politischen Personalentwicklung 

Verantwortlich sein für Personaientwicklung 
heiRt nicht.allesselber machen zu müssen.schon 
garnicht heimiich.erst recht nicht auf demMarkt- 
platz.Verantwortiich sein heiRt erstens.fürTrans- 
parenz und Konsequenz rund um Kandidaturen 
zu sorgen. also zu gewährleisten,dass im Gremi- 
umZeiträume beraten,Verfahrenentschieden und 
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nisationsentwicklung und Personalentwicklung 
sind allerdings beide nur möglich,wenn es inner- 
halb der Organisation die notwendige kritische 
Masse gibt, die Veränderung wirklich betreiben 
wiil.Nicht nurfürdiepersönliche Perspektive,auch 
nicht nurfürdie Partei,sondern fürdas Anliegen. 
wofür sich die Mitglieder zu der Partei zusam- 
mengeschlossen haben. 

Die SPD ist eine Sache. bei der Menschen 
Zuständigkeiten geklärt werden. und dass über gemeinsam mit anderen Menschen etwas 
den Gesamtprozess informiert wird. Es bedeutet erreichen wollen. Unsere Organisation ist 
zweitens, rechtzeitig dafür zu sorgen, dass Kan- immer Mittel zum Zweck. Wir haben ein Ziel. Es 
didatinnen und Kandidatengesucht werden,und heißt Gere~htigkeit~soziale Gerechtigkeit. 
dass gewusst wird, wer gesucht wird. 

Verantwortung in der Personalentwicklune ~ ~ " 
meintdrittens,zuergründen und messbareMaß- 
nahmen zur Umsetzung dieser Erkenntnisse 
einzuieiten,wo und wie wir neue Mitgliederfin- 
den.wie wir sieansprechen und einbeziehmwie 
wir attraktivfür Neue sein können.Zur Personal- 
entwicklunggehört esviertens,innerparteiIiche 
Wahiverfahren angemessen auszuwählen und 
breite Übereinkunft über KriterienfürÄmter und 
Mandate herzustellen. Politische Personalent- 
wickiung hat fünftensganzimsinneder Erkennt- 
nis.,ln der Politik ist die Karriere die Ausbildung" 
genügend viele Profilierungsoptionen in der Par- 
tei zu gewährleisten. Dabei ist eines klar: Es gibt 
wie im wirklichen Leben nicht nur den steilen 
Weg geradeaus nach oben. Umso bedeutsamer 
ist für die SPD, ein breites Chancenangebot für 
,,KarriereschritteM im Sinne der Ausbildung be- 
wusst vorzuhalten. Mitgliederaktivierung und 
Programmdebatte, Kommunalpolitik und politi- 
sche Projektarbeit bieten genügend kreativen 
Raum für die konstruktive Entfaltung der politi- 
schen Talente. 

Politische Personalentwicklunggreiftsechstens 
gezielt auf Instrumente der individuellen und 
teamorientierten Potenzialentwickiung zurück: 
Mentoring,Coaching, Nachwuchsförderung.The- 
menworkshops, Kompetenzseminare usw. Orga- 
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Vor zwei Jahren, erzählt der Berliner Sozi- 
aiermittler Peter Rudzki, habe er mal eine 
ältere Sozialhilfeemofäneerin aufsuchen , 

mussen ... Und wie ich in derwohnunewar da sah ., 
ich.dassdie alte Dame unterm Bett Zieeelsteine 

1 hat - und da sagt sie:,Naja, mein Mann hat das 
so gemacht. Und ein Bett auch noch beantragen, 

$B) weiß ich nicht und trau ich mich nicht und so! 
i Dann hat man einfach inden Bericht geschrieben: 

, . 
- I Die alte Dame braucht ein Bett." 

Foto i h r i i a n  K e l  

Seitdem hat sich einiges geändert -die Hartz- 
Gesetze Nummer lil und IVsind in Kraftgetreten. 
Der neJe Perer R~azk sagr ,.Es kommt nardr icn 

PP Erstmal die Würde des a ~ c h o r a ~ f a n  Wegehend e B ~ r g e r m  r i ns4 r i >  

Bürgers beachten" 
Also. ich merke das. wenn einer ganz offen und 
ganzehrlich mi t  mir umgeht.Und ich merkziem- - 
lieh schnell,wenneinermirdieTaschenvoil haut. 
Naja. und dann kriegt er natürlich das Klingeln 

Unterwegs mit dem Berliner von mir-dann kontrolliere ichgenauerunddann 
sag ich manchen auf den Kopf zu: Also dass Sie 

„Sozialermittler" Peter Rudzki hier keine Lebensgemeinschaftführen.dasglaub 
ich ihnen nicht - weil die Bedingungen sind hier 

von Marcus Weber einfach so, dass es eine Lebensgemeinschaft ist." 

54 Jahre ist er alt. Berliner, gelernter Maschi- 
nenbauer und seit 15 Jahren beim städtischen 
Prüf- und Ermittiungsdienst in Beriin-Pankow. 
WenndasBürgeramteinem Anwohner keine Brie- 
fe zustellen kann, wenn das Jugendamt einen 
Vatersu~ht~derkeinen Unterhalt zahlt-oderwenn 
das Jobcenter prüfen will, ob ein Arbeitslosen- 
geld-ll-Empfängerden beantragten Kleiderschrank 
wirklich braucht - dann zieht Peter Rudzki los 
und klingelt an den Wohnungstüren der Bürger. 
An diesem Morgen öffnet eine junge Frau. Sie 
i s t  arbeitslos und hat beim Jobcenter für ihre 
neue Ein-Zimmer-WohnungWaschmaschine,Kühl- 
Schrank. Kieiderschrank,Tisch,Couch.Wandschrank 
und Bett beantragt. 
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,,Schönen Guten Tag, Rudzki, Bezirksamt Pan- 
kow"Peter Rudzki kommt -freundlich, aber be- 
stimmt - direkt zur Sache.,ich müsste als erstes 
mal das Badsehen.- Das Bad ist hier?" 

,,Cenau." Die Frau deutet etwas verlegen auf 
das kleine Badezimmer. Rudzki guckt hinein:.De 
Waschmaschine soll in die Küche?" 

,,Nein, nein, der Anschluss ist gleich da, aber es 
würde halt dann nur so eine schmale reinpassen, 
ein Topiader" 

dagut. Sie bekommen eine bestimmteSumme. 
Was Sie sich dafür kaufen, ob Sie sich eine blaue 
oderrote kaufen, das ist dann Ihr Problem; bloß Sie 
müssen sich für diese Summe, die Sie bekommen 
vom Amt eben eine Waschmaschine kaufen,ja?!" 

Zurück im Wohnzimmer deutet die Frau auf 
einige Schränke:.,DieMöbei, die hierstehen,sind 
von meinem Onkel, der hat  eine Firma. Das sind 
Büromöbel, wie man sieht. Da hat er gesagt:,So- 
lange wie du noch nichts hast.'" 

,,Haben Sie ein Schrftstückdarüber, dass Sie sich 
dasgeborgt haben?" 

,,Nee, hab ich nicht." 

.Und die Klappcouch - ist das Ihre, oder auch 
aus dem Büro?" 

,,Die ist von meiner Oma, die hat gesagt:,Hier, 
solange du noch nichts hast, nimm erst mal die.'" 

,.istdienoch in Drdnungoder ..."- Rudzki drückt 
kurz auf den Stoff und lacht:,,Ach nee, ist schon 
gut, alles klar. da kommen die Federn durch." 

,,Alte Couch-zum Schlafen nichtgeeignet': wird 
er in seinem Bericht formulieren.Dassdie Möbel 
geborgt sind, glaubt er derjungen Frau. Kein So- 
zialbetrug. Und das ist bei Rudzki eher der Regel- 
fall.,,lch sag maigo  Prozent der Bürger, die etwas 
beim Amt beantragen, die brauchen das auch. Und 
danngibt es vielieichtfünf odersieben Prozent, die 

helfen sich selber, indem zum Beispieidie Oma den 
Kühlschrank oder die Waschmaschine in der Zwi- 
schenzeit gegeben hat. Damit hat  das Amt natür- 
lich wieder was eingespart, da freuen wir uns, da 
danken wir der Oma. Und dann gibt es den Rest, 
die versuchen wirklich zu betrügen. Naja unddas 
müssen wirdann schon rauskriegen-unddas krie- 
gen wir dann auch meistens raus." 

In der Argumentation vieler Politiker ist die 
Betrugsquote etwa viermal so hoch. Wolfgang 
Clement,derfrühereSPD-Superministerfürwirt- 
Schaft und Arbeit, sprach von bis zu 2 0  Prozent - 
und der öffentliche Widerspruch gegen diese 
Behauptung klang alienfallsverhaiten.,,Schaiten 
Sie mal das Mikrofon aus", sagt Peter Rudzki oft, 
denn es gibt vieles, über das er eigentlich nicht 
reden will. Diesmal erzählt er von den Schimpfti- 
raden und Beleidig~ngen~dieer übersichergehen 
lassen muss. Die Menschen werden aggressiver, 
sagt er.,,Stasispitzelu nennen sieihn und schlagen - 
ohne Erklärung dieTüren zu. 

,,Heutzutagelasse ich siestehen undsage, wenn 
ihr nicht wollt, bitteschön, das ist Eure Entschei- 
dung. Dann gebe ich den Bericht eben ohnejede 
Bearbeitungzurück, nurmit der Bemerkung:,Keine 
Aussage: früher hab ich mir da Sorgen drüberge- 
macht. Dass der Bürger irgendwie m i t  sich selber 
undmit der Welt nicht klarkommt, aber dieSachen 
unbedingt braucht. Undda wollte man dem eben 
noch mal helfen. Undda sag ich heute: Gut, wenn 
du dir nicht helfen lassen willst, dann wiilste dir 
nicht helfen lassen." 

t 
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Der neue Rudzki dreht sich um und geht,wäh- 
rendderalte noch immervom Helfen spricht.Die 
Zeiten haben sich geändert-seit Hartz-IVist die 
,,Sozial-Hilfe" im Grunde abgeschafit Seit einem 
Jahrdarf Rudzki bei seinen Kontrollen die Bürger 
nicht mehr darauf hinweisen,was ihnen laut Ge- 
setz zustehen würde. Und seit dem oi.  August 
zoo6 sind die Bestimmungen noch einmal ver- 
schärft worden. 

,,Wir dürfen leider nur noch das machen, was 
auf dem Auftrag draufsteht. Weil: Jeder Bürger ist 
mündig. Und er müsste eigentlich wissen, was er 
nicht hat und vom Amt braucht", erklärt er und 
man spürt genau. wie er das meint. Heutzutage 
müssteerderalten Dameverschweigen,dasssie 
ein Recht aufein Bett hat-obwohl ergenau weiß, 
dass sie es dringend braucht, und es von selbst 
nie beantragen würde. .Das ist eben ganz zwei- 

JedenTag klappert Rudzki mi t  seinem privaten 
Pkw 12 bis 14 Adressen ab und bekommt dafür 
ganze 23 Cent pro Kilometer erstattet.50 kann er 
Aufträge schneller bearbeiten, s a g  er, und die 
Bürgermüssen nicht so langeaufdie beantragten 
Dinge warten. Einen Dienstwagen kann sich das 
Amt nicht leisten. Die Außendienstzulage wurde 
längst gestrichen.Man musseben sparen in Berlin. 
Und die Zeiten sind auch für Rudzki schwieriger 
gewordenMancher, beidem er mittags umzwölf 
klingelt. ist schon oder noch betrunken. Und im- 
mer öfter kommt er in jeneverdreckten Wohnun- 
gen,die man sonst nur ausdem Fernsehen kennt. 
Früher war das einmal im Monat, heute mindes- 
tens einmal pro Woche. 

,,Da kommenSie in ein BeriinerZimmerrein, und 
dann haben Sie gerade noch, was weip ich, einen 
30 Zentimeter breiten Ganq auf4 Meter; in einem . . 

schneidig",sagt Peter Rudzki.,,Einmai hab ich den großen BeriinerZimmer. was5,5o mai6Metergroß 
- Diensthenn im Nacken, und einmal bin ich selbst. ist-undaiies andereist voilgemüiit.MitZeitungen, 

Unddann kommt wiedermeinesoziale Aderdurch, Essensresten und was weyich alles. ~niehochl bis 
und dann wird's eben doch aufgeschrieben, auch hüfthoch. bisschuiterhoch. DasindmancheMöbei 
wenndieKoliegenmeckern.AberderBürgerbraucht so speckig, dass man sie sich gar nicht traut, sie 
das verflixt undzugenäht. Vieiesindin einerganz anzufassen." 
dreckigen Situation." 

Internationale Broschüre des Tax Justice Network jetzt auf Deutsch erschienen: 
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Wie sich Multis und Reiche der Besteuerung entziehen 

und was dagegen unternommen werden kann 

be;: 

Attac Bundesbüro Tel.: +49 (0)69 900281 10 
Münchener Straße 48 Fax: +49 (0)69 900281 99 
60329 Frankfurt am Main info@attac.de / www.anac.de 

"~ ~. 

Preis: 6 Euro pro Exemplar, zuzügl. 2-5 Euro Versandkosten 
AL% PDF-Dole; unter: hnp://mnu..iitmr.d~/1crvi~c/m~1ttt op/pmdur+info.phplpmdUNNid=393 
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Mit seinen drei Pankower Kollegen hat Pe- 
ter Rudzki imvergangenen Jahretwaqoo 
Fälle bearbeitet. Er schätzt,dass die Stadt- 

kasse dadurch rund 250.000 Euro gespart hat. 
JedenTag sitzen die vier zusammen. Dann reden 
sie über die schlimmsten Fälle und versuchen,sie 
abzuhaken. Der nächste Auftrag wartet schon. Und 
die Listeder unangenehmen Dingeist lang.Wenn 
es um Bekleidungsgeld geht, muss sich der Er- 
mittler auch die Unterwäsche des Antragstellers 

Werner Rügemer  
Privatisierung in Deutschland 

zeigen lassen:wieviel,in welcher Qualität und so ( I lice ?rlaaz / I 
weiter 

Natürlich ist niemandverpflichtet,Rudzki über- 
haupt in dieWohnungzu 1assen.Denndie ist nach 
Artikel 13 des Grundgesetzes unverletzlich. Und 
dennoch.so erklärt der Ermittler, habe der Bürger 
eine gewisse Mitwirkungspflicht. Das findet er 
richtig..,Will ich vom Kumpel 5 Euro haben,dann 
wird er mir wahrscheinlich die 5 Eurogeben.Will 
ich vom Kumpel 500 Euro haben -dann wird er 
schonfragen:.Peter,wofür brauchst Du 500 Euro?' 
Also muss ich ihm auch eine Begründunggeben. 
Und genausoistdas mit dem Geld der öffentlichen 
Hand.Was einem gesetzlich zusteht,das soll erja 
auch bekommen.Aber dann muss man auch zei- 
gen.dass man das Geld eben nicht hat." 

Letztlich entscheide sowieso das zuständige 
Amt.obdasGeld bewilligtwird oder nicht.betont 
Rudzki immerwieder.Erselbst,meinter,stelle nur 
dieFaktenfest.Dabeiversucht Peter Rudzkijnder 
neuen Zeit der Alte zu bleiben. was ihm im Grun- 
de nicht einmal bewusst ist:,.Man muss immer 
erst mal die Würde des Bürgers beachten.Wenn 
jemand zur Überprüfung kommt -das ist unan- 
genehm. Das möchte man eigentlich nicht. War- 
um soll man sich. ich sag mal.da nackig machen, 
warum muss man Fragen beantworten? So und 
da gehen wir ganz normal wieerwachsene Men- 
schen miteinander um.Wirsind inerster Liniefür 
den Bürger da und nicht der Bürger für uns." 

I , _, 
~ 1 Besser,. bil l iger, b ü r  er 

naher! Offentliche ~ a u s % a i  
te entlasten! - Nach diesem neoliberalen 
Glaubensbekenntniswird privatisiert. Werner 
Rügemer zieht zum ersten M a l  eine empi- 
risch begründete Bi lanz für  Ost- und 
Westdeutschland. 
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The World is our Country! 

IUSY Festival zoo6 

in Alicante, Spanien 

von Thiio Scholle 

.D 

Unter dem Motto,,The World is our Coun- 
tryr'fand vom 18. bis23.Juli 2006das IUSY- 
Festival im spanischen Alicante statt. Un- 

ter den gut 5000 Teilnehmerlnnen befand sich 
wieder eine Juso-Delegation mit etwa 3 5 0  Genos- 
sinnen und Genossen.Thematisch spannte sich 
der Bogen der Veranstaltungen u.a. von Work- 
shops zu menschenwürdiger Arbeit über Fragen 
des Feminismus bis hin zum DauerbrennerJrie- 
den im NahenOstenN.DerBedarfauch nacheiner 
vertieften Diskussion von sozialistischen Grund- 
Positionen wurde durch die große Besucherzahl 
beidertäglichen Seminarreihedesfranzösischen 
MJS zu Grundfragen sozialistischer Politik und 
Wirtschaftdeutlich. Die Rededes spanischen Mi- 
nisterpräsidenten Jose Luis Zapatero brachtedas 
Festival in die internationalen Schlagzeilen. Hin- 
tergrund war,dassZapaterosich nach seiner Rede 
mit einem,,Palästinenser-TuchUfotografieren ließ. 
Vorwürfedereinseitigen Stellungnahme im Nah- 
Ost-Konfliktv.a.durch konservativeMedien waren 
die Folge.ln seiner Rede konzentrierte sich Zapa- 
terovor allem auf gesellschaftspolitlscheThemen 
wieden Kampf gegen häusliche Gewalt oder die 
Gleichstellungvon Homosexuellen.Harteökono- 
mische Fragestellungen wurden nicht angeschnit- 
ten. Die Rede fügte sich damit insgesamt in den 
Trend der.modernen"europäischen Sozialdemo- 
kratie ein, wirtschafts- und sozialpolitische Aus- 
einandersetzungen zu vermeiden und die Ausei- - 
nandersetzungen mit dem politischen Gegnervor 
allem aufgesellschafispolitischemTerritorium zu 
suchen 

Im Rahmen der Diskussionen zur Situation in 
Israel und Palästina fand eine der interessantes- 
ten Diskussionsveranstaltungen des Festivals 
statt: Mi t  Amir Ayalon und Mohammed Dahlan 
diskutierten zwei Personen, die sich trotz ihrer 
sehr entgegen gesetzten Tätigkeiten - beide wa- 
ren EndederiggoerjeweilsChefsdesisraelischen 
bzwdes palästinensischen Inlandsgeheimdiens- 
tes - als Freunde bezeichnen. Damit war zumin- 
dest der Rahmen füreine Diskussion gestecktdie 
sich nicht wiesonstoft bei diesemThemaaufdie 
gegenseitige Präsentation der eigenen Position 
samt Polemik gegen die jeweils andere Seite be- 
schränkte. Zwar brachte die Diskussion kaum 
konkreteVorschläge für einen Weg zum Frieden 
hervor. Anerkannt wurde aber von beiden Seiten, 
dass ohne schmerzhafte Kompromisse ein Frieden 
kaum zustande kommen wird. 

ImJahr2007wird die IUSY auf Einladungvon 
Jusos und Falken ihr ioojähriges Bestehen mit 
einem Fest in Berlin begehen.Dieses Ereignissoll- 
te Anlass bieten,darüber nachzudenken,was denn 
„Internationalismus" als Grundwert der sozialis- 
tischen Bewegung im 21. Jahrhundert eigentlich 
bedeuten kann. Klar ist, dass eine solche Diskus- 
sion ÜberdieschlichteBekräftigung gemeinsamer 
Grundwerte - Freiheit, Gleichheit, Solidarität - 
hinausgehen muss.0rientierungspunkt einersol- 
chen Diskussion könnte die Suche nach Wegen 
einer..solidarischen Globalisierung" sein. . 
DThi lo  Scholle, Lunen.Mitglied imJura-landeruor5tand NRW. 
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Politics needs Pop 
needs Politics! 

von Leonhard Dobusch und 

Lars Kl ingbei l  

.Wenn der Vorhang fällt, sieh hinter die Kulissen, 
die Bösen sind oft gut und die Guten sindgerissen, 
Geblendet vom Szenario erkennt man nicht, 
die wahren Dramen spielen nicht im Rampenlicht." 
(Freundeskreis -, Wenn der Vorhang fällt'y 

Wenn Pop politisch wird kanndasleicht in 
platten Botschaften münden. So erfreut 
sich Rio Reisers Agit-Popa la.,Macht kaputt 

waseuch kaputtmacht"inzwischen auch aufver- 
anstaltungenderNPDgrölender Beliebtheit. Nicht 
minder platt endet aber in der Regel Politik.die 
auf Popsetzt:Ob bei der parteienübergreifenden 
Wiederverwertung von ,,Final Countdown" zum 
Wahlkampfabschluss oder dem peinlichen Ver- 
zicht auf die Übersetzungvon englischenTexten 
(soschunkeltedieCDU zu..Angie"vonden Rolling 
Stones). selten harmonieren Pop und Politik auf 
einerBühne.Auch Pop-Polit-Allianzen.wiedievon 
Oasisund Blairs.,NewLabour"MittedergoerJah- 
re, sind oft nur von kurzer Dauer. 

Dabei täte es der Politik guttauf differenzierte- 
reTeile der Popkulturals Spiegelbild gesellschaft- 
licher Entwicklungen im wahrsten SinnedesWor- 
teszu hören:Mit.,Müssen nurWolienW setzten sich 
,,Wir sind Helden" bereits zoo3 kritisch mit Phäno- 
menen auseinander, die heute als ,.Generation 
Praktikum" in aller Munde und auf so mancher 
5traßesind.Und wer unter Hip-HopnurGangster- 
Lyrik versteht.der könnte bei näherem Lauschen 

von Zuwanderern regelmäRigesThema (z.B..,lch 
hörteschon im Kindergarten WeiRezu mir Nigger 
sagen,die Klischees nicht hinterfragen"aus Brot- 
hers Keepers,.Adrianom). Fettes Brot koppelnTexte 
über alleinerziehende,,Working Poor" sogar als 
Single aus: 

.Sie weip nicht mehr. wie lange das schon geht, 
doch für siefühlt es sich an, als wär'es ewig, 
sie und ihr Kind und diezwei verdammten Jobs, 
zum Sterben zu viel und zum Leben zu wenia." 
(Fettes Brat -,,Soli das alles sein?'y 

Umgekehrt sind aber auch Künstlerinnen 
und Künstler,insbesonderedievon Morgen, 
auf die Politik. auf politische Rahmenbe- 

dingungen angewiesen. Denn mit der Freiheitvon 
Kunst und Kultur ist es wie mit allen Freiheiten: 
Sie ist paradox, erst staatliche Regeln, Beschrän- 
kungen und Förderungen machen sie möglich. Eine 
zentrale Rolle spielt beispielsweise der Umgang 
mi t  Urheberrechten. Die beiden produktivsten 
Musikrichtungen der letzten Dekade-elektroni- 
scheMusikaufdereinen.HipHopaufderanderen 
Seite - basieren beide auf dem Remix vorherge- 
hender Werke. Die Freiheit, diese neuen Werke 
auch erschaffen zu dürfen, stellt sich aber nicht 
von selbstein.Sie mussvon der Politikgegentech- 
nisch und finanziell Stärkere mi t  staatlich-recht- 
lichen Mitteln verteidigt werden. 

Problematisch ist dabei allerdings der kaum 
vorhandeneDialog zwischen Politikund Popkultur: 
Treffen mit Lobbyisten der Plattenindustrie können 
eine eigenständige Auseinandersetzung mit pop- 
kulturellen Fragen nichtersetzen.Niemanderwar- 
tet,dass auf dem nächsten SPD-Bundesparteitag 
nach der Redevon Kurt Beck Kettcar oderTomte 
die Bühne stürmen und zur Revolution aufrufen. 
Aber Dialogund dieKontaktezwischen linker Poli- 
tik und Kulturszene zu verstärken,das sollte Ziel 
sein. Die spw kann hier einen Beitrag leisten. 

- vOn~er~O~ 'OkL 'J re l  eBr'sanz"'e erThemen -nd C + e o "  h2,dD oo"irh,.ni p .oma<rn . rdr ,~ ,  Br, " 
Tene -0erra5cntweraen So staeDsrrmin'er.ng c+tar,r n g ~ e ~ i . ~ . n r : c i  5.c . . ~ o  3 .?or<.oi i  :z~n:et 



W. Personen & Posit ionen 

Zukunft nur mit ,,Zukunft der Arbeit" war das Thema einer von 
der ,,Denkfabrik" Anfang 2006 durchgeführten 

guter Arbeit Diskussionsreihe im Deutschen Bundestag. Konzi- 
piert und durchgeführt wurde diese Reihe map- 
geblich durch die Mitglieder ~ a r i e - ~ u i s e  Beck und 

Posi t ionen der  SPD-Denkfabrik zur  Larissa Schuiz-Trieglafl Die .,Denkfabrik" ist ein 
ZusamrnenschlussjüngererSPD-Bundestagsabge- 

„Zukunf t  de r  Arbei t "  ordneter und wissenschaftlicher Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitei: deren Ziel es ist, sozialdemokra- 

1 von  Frank Schwabe und Inken Wiese 

Foto i h r i t a n  Kiel 

tische Antworten auf die zentralen Zukunjtsfragen 
zu geben. Gernäp ihrem Selbstverständnis, einen 
Raum für ungeschminkte Diskussionen zu bieten 
und kreativer lmpulsgeber innerhalb der Sozial- 
demokratie zu sein, veranstaltet die,.Denkfabrikr' 
regelmäpig Diskussionsveranstaltungen zu The- 
men sozialer Gerechtigkeit. Hinweise auf aktuelle 
Veranstaltungen sind unter wwwspd-denkfabrik. 
de zufinden. Die vollständige Fassung des Positi- 
onspapiers, aus dem hier Auszüge zitiert werden, 
kann ebenfalls dort herunter geladen werden. 

Arbeit ist ein wesentlicher ßeststandteil 
unseres Lebens.Siestiftet Sinn undscham 
Identität. Erwerbsarbeit ist dabei einezen- 

trale Vorraussetzung für die Teilhabe am gesell- 
schaftlichen Leben. Sie sichert den Lebensunter- 
halt,ermöglicht die Schaffungvon Wohlstand und 
bildet dieGrundlagefürdie Finanzierungunserer 
Sozialsysteme. Damit ist Erwerbsarbeit die Bedin- 
gung für ein selbstbestimmtes Leben und für 
gesellschaftliche Anerkennung.Allerdings i s t  ein 
großer Teil der Menschen in Deutschland von 
weiterführender Bildung und Qualifizierung sowie 
von angemessener Entlohnung ausgeschlossen. 
Wir befürchten eine zunehmende Entsolidarisie- 
rung.da der Druck,unterdem gearbeitet wird.die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmerzerrnürbt 
und der Kampf um Arbeitsplätze wächst. Unter 
diesem Druck gerieren sich Slogans wie.Haupt- 
sache Arbeit!" als sozial, da sie jede Form von 
ßeschäftigungalserstrebenswert darstellen.Die 
Debatte umdieZukunft der Arbeit kann aber nur 
mi t  klaren Forderungen zur Qualität von Arbeits- 
plätzen geführt werden. 
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Als junge und progressive SPD-Bundestagsab- 
geordnete,alsderen Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beiter,als Freundinnen und Freundeder Sozialde- 
mokratie fordert die .,Denkfabrik" auch in einer 
Großen Koalition ein klares Bekenntnis zu guter 
Arbeit als Leitbild des Regierungshandelns. Forde- 
rungen nach einer Rente mit 67ohne flankieren- 
de Maßnahmen wie Beschäftigungssicherung, 
Weiterbildung oder Gesundheitsschutz passen 
nicht zu einem Leitbild von guter Arbeit. Unser 
Beitrag konzentriert sich bewusst auf beschäfti- 
gungspolitische Aspekteder Sicherungvon guter 
Arbeit für Menschen in Beschäftigungsverhält- 
nissen mit unterschiedlich ausgeprägter Qualifi- 
zierung.Dies kannjedoch nicht eine Arbeitsmarkt- 
politik ersetzen, die sich die Schaffung von 
Arbeitplätzenfür unddie Re-lntegrationvon Lang- 
zeitarbeitslosen zum Ziel gemacht hat. Dafür 
benötigt die Sozialdemokratie einmal mehr ein 
Konzept nachhaltiger Wirtschaftspolitik. Dieser 
Herausforderung will sich die ,,Denkfabrik" zu- 
künftig stellen. 

Kein Ende de r  Erwerbsgesellschafi 

Den Strukturwandel in der Arbeitswelt im 
Sinneder Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
zu gestalten und nicht ausschließlich den wirt- 
schaftlichen Interessen unterzuordnen,das bleibt 
eine der wichtigsten Aufgaben für Sozialdemo- 
kratinnen und Sozialdemokraten. Wir wollen 
Menschen,die von Erwerbslosigkeit bedroht oder 
betroffen sind, Lösungen anbieten. Gleichzeitig 
benötigen wir einen breiten Konsens darüber, 
dass dieTeilhabe alleram Erwerbsleben dievor- 
raussetzungfür unseren Sozialstaat und für den 
solidarischen Zusammenhalt unserer Gesell- 
schaft ist. Die Fragevon Gestaltung und gerech- 
ter Verteilung von Arbeit. die Frage nach einer 
gerechten Verteilung des durch Produktivitäts- 
fortschritt und Rationalisierungsprozess erreich- 
ten Wohlstandes - dazu gehärt auch Zeitwohl- 
stand-und nach derVerteilung sozialstaatlicher 
Leistungen berührt das demokratische Funda- 
ment unseresGemeinwesens.Jedearbeitsmarkt- 
und beschäftigungspolitische Maßnahme wirkt 

sich alsoauf diesozialen Grundlagen der Demo- 
kratie aus. Die veränderten Realitäten auf dem 
Arbeitsmarkt dürfen nicht einseitig zu Lasten des 
Arbeitnehmers (prekäre Beschäftigungsverhält- 
nisse) und derGemeinschaft (Subventionierung 
von Geringverdienern und Alimentierung von 
Arbeitslosen) gehen.Wir wollen das Leitbild des 
Normalarbeitsverhältnisses an die neuen Reali- 
täten anpassen. es aber nicht aufgegeben. Ge- 
wünschte und ungewünschte Brüche in der Er- 
werbs- und Lebensbiographie müssen daher 
besser abgesichert werden. Die Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer bleiben so die Gestalter 
des Wandels der Arbeitswelt und werden nicht 
zu seinen Getriebenen. 

Unser Ziel: Gu te  A rbe i t  

Gute Arbeit ist die Voraussetzung für ein 
gutes LebmGuteArbeit mussflexibel sein 
fürbeideSeiten,sich in ihren Bedingungen 

an Lebensphasen,Leistungsfähigkeit unddiewün- 
sche des Einzelnen anpassen.GuteArbeit soll für 
den Einzelnen und für die Gesellschaft sinnvoll 
sein,siesoll gesellschaftlichen Wohlstand schaffen 
undallen Menschenermöglichen,daran teilzuha- 
ben. Gute Arbeit ist qualifiziert, sie wird gerecht 
entlohnt und erhält Gesundheit und Würde. 

Wir unterstützen daher Initiativen für die För- 
derung von guter Arbeit. Die Initiative .,Neue 4 , , 
Qualität der Arbeit" (INQA) zeigt,dass die Quali- 
tät der Arbeit und dieZahl derArbeitsplätzezwei 
Seiten derselben Medaillesind. Denn nur sichere 
und gesunde Arbeitsplätze können auf Dauer 
produktiv und wettbewerbsfähig sein. Dazu ge- 
hört auch die Schaffung von Arbeitsplatzbedin- 
gungen,diedieGesundheit biszum Renteneintritt 
erhalten. M i t  gutem Beispiel geht auch die iG 
Metall in Nordrhein-Westfalen voran. Ihre Kam- 
pagne ,,besser statt billiger" hilft Betrieben, ge- 
meinsam mit  ihren Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beitern frühzeitig Defizite zu entdecken und 
Chancen anzupacken. t 
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Von der Arbeitslosen- zur 
Beschäftigungsversicherung 

Gute Arbeitsplätze müssen wettbewerbs- 
fähig bleiben und weitere neuegeschaffen 
werden. Dazu müssen wir auch die stei- 

gendezahl prekär Beschäftigtergesetzlich besser 
absichern und ein dicht gewebtes Netz externer 
und interner Personalpolitik schaffen. Einzelne 
Maßnahmen greifen hierfast immerzu kurz.Was 
gebraucht wird, ist ein Wechsel des Systems,an 
dem sichallePartner,aisoauch die Unternehmen, 
beteiligen. Denn nicht mehr nur der Schutz vor 
demVerlustvon Arbeit und den damit verbunde- 
nen sozialen Konsequenzen muss organisiert 
werden. lm Zentrum müssen nun auch Beiträge 
zur Arbeitsförderung stehen, die Beschäftigung 
sowohl sichert als auch gegen Arbeitslosigkeit 
absichert. 

Von einerWeiterentwicklung der Arbeitslosen- 
versicherung hin zur Beschäftigungsversicherung 
würden auch diejenigenversicherten profitieren, 
die nicht von Arbeitslosigkeit betroffen sind. Denn 
Ansprüche erwachsen nicht erst, wenn Arbeits- 
losigkeit bereits eingetreten ist. 

Elemente einer solchen Beschäftigungs- 
versicherungen wären MaRnahmen wie 
Weiterbildun~skonten. Arbeitszeitkonten 

selbstständig zu rnachen.zeugtvon Mut und Krea- 
tivität und mussdaherinjeder Hinsicht unterstützt 
werden. Für viele, die keinen festen Arbeitsplatz 
finden,ist es heutedieeinzige0ption.Jedochver- 
fügen diese..neuen Selbständigen" zumeist nicht, 
wie bisher üblich, über einen gewissen Kapital- 
stock. Wer scheitert, darf nicht in Armut fallen. 
Sonst droht uns ein neues Lumpenproletariat! 

Guter Lohn für gute Arbeit 

DieWirtschaft steht in der Pflicht,alie Formen 
von Arbeit gerecht zuentlohnen.Dazu gehört auch 
dieEntlohnungvon Auszubildendenund Praktikan- 
tinnen und Praktikanten in angemessener Form. 
Die unredliche Überdehnung des Begriffs Prakti- 
kum seitens der Wirtschaft hat zu einem Prakti- 
kanten-Arbeitsmarkt geführt:Junge.qualifizierte 
MenschenineigenverantwortlichenVollzeitarbeits- 
plätzen erhalten keine oder nur eine geringever- 
gütung.Steuern oder Sozialversicherungsbeiträge 
werden fürsie nichtabgeführt-zumTeil erhalten 
siesogarUnterstützungausSteuerbeiträgen-und 
sie genießen keinerlei arbeitsrechtlichen Schutz. 
Diese Arbeitsverhältnisse haben nichtsmit einem 
Praktikum zu tun. Sie sind schlicht prekär -oder 
deutlicher:Ausbeutung. 

- 
und eine bessere Absicherungvon Selbständigen 
und saisonal Beschäftigten. Wir begrüßen daher fll 

I 
- 

auch die Ansätze einer Job-to-Job-Vermittlung. 
Lebensarbeitszeitkonten müssen zudem portabel 
und vor Insolvenz der Unternehmen geschützt - 
sein. Die Einführung von geschützten portablen 
Lebensarbeitszeitkonten würde uns in Form von 
dortfestgehaltenen endlosen Überstunden zahl- 
reicher Arbeitnehmerinnen und -nehmer auch 
plastisch vor Augen führen. dass es mehr Arbeit 
gibt als wahrgenommen und dass sie nur unge- 
recht verteilt ist. 

A 
Die Beschäftigungsversicherung sichert auch ~ ~ t ~ ~ ~ k ~ ~ w , ~ ~ ~  

Selbständige und Personen in unsteten Arbeitsver- 
hältnissen wie in Branchen,diestarken saisonalen 
Schwankungen unterliegen. gesetzlich ab. Sich 
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Um die Ausbeutungvon postgraduellen Prak- 
tikantinnen und Praktikanten sowievonVolontä- 
rinnen undVolontären zu verhindern,fordern wir, 
dass sich Entlohnung. Arbeitszeiten, soziale Ab- 
Sicherung sowie Urlaubsansprüche an den tarif- 
rechtlichen Vereinbarungen dieser Branche ori- 
entieren. Diese Ansprüche müssen in Form von 
einklagbaren Rechten im Berufsbildungsgesetz 
verankert sein. 

Wir brauchen einen 
Fort- und Weiterbildungs-Pakt 

Die in Deutschland ÜblicheTrennung in Oua- 
lifizierungvordem Berufsleben in Schule,Ausbil- 
dung oder Studium und während des Berufsle- 
bens durch betrieblicheoder individuelle Fort- und 
Weiterbildung i s t  zu starr. Deutschland hinkt im 
EU-Vergleich im Bereich der Weiterbildungsogar 
hinterher. Um uns als Wissens- und Dienstleis- 
tungsgesellschaft jedoch behaupten zu können, 
müssen unsere Erwerbsbiographien zu Lernbio- 
graphien werden.Nurdurch lebenslanges Lernen 
bleiben Beschäftigte in Zeiten eines sich beschleu- 
nigenden technischen Wandels auch beschäfti- 
gungsfähig.denn Produktionsformen,-techniken, 
-verfahren verändern sich immer schneller. Nur 
so bleibt die Wirtschaft auch wettbewerbsfähig. 

Weiterbildung ist also im unternehmeri- 
schen Interesseund damit selbst dortnot- 
wendig,woArbeitnehmerlnnen denselben 

Arbeitsplatz behalten. Die Wirtschaft zieht sich 
jedoch zunehmend aus ihrerVerantwortung für 
Aus- und Weiterbildung sowie Personalentwick- 
lung zurück.Sie wälzt damit die Kosten und Risi- 
ken aufdas Individuum unddieGemeinschaft ab. 
Auseinem kurzfristigen Kostengedanken heraus 
führt diesdauerhaft zu einem zunehmenden Ab- 
schmelzendes hiesigen Fachkräftepotentials und 

D Frank Schwabe, ps.SPD-MdB.Sprerher dcr.,DenkfarbriV und lebt 
in cartrop-Rauxel. 
C+ lnkcn Wiese, 31. Gerchäflrf~hrciin der ..DenkfabiiK und lebt in 
Berlin. 

damit zu einer drastischen Schwächungdes Stand- 
ortes Deutschlandes. Die unausgesprochene An- 
nahme der Wirtschaft, bei Engpässen Fachkräfte 
aus dem Ausland wie Waren ,.zukaufen" zu kön- 
nen,verkennt,dass die Steuerungvon Migration 
und Integration gesamtgesellschaftlich viel zu 
bedeutsam sind. als dass sie von rein wirtschaft- 
lichen Interessen diktiert werden könnten. Der 
Staat kann den Mangel an Verantwortung von 
Seiten der Wirtschaft wederfinanziell noch poli- 
tisch ausgleichen.Denn eine Lernkultur lässt sich 
nurdurch einen Mentalitätswechsel erreichen,an 
dem alle gesellschaftlichen Kräfte beteiligt sind. 
Weiterbildung muss zum Bestandteil der unter- 
nehmerischen und persönlichen Entwicklungs- 
Strategie werden. 

Wirfordern paritätische Finanzierungvon 
Weiterbildungsangeboten durch Arbeitge- 
berlnnen. Arbeitnehmerlnnen und den 

Staat. Österreich geht hier mit weitereichenden 
Konzepten voran. Die Wirtschaft trägt hier ihren 
Teil der Verantwortung durch einen finanziellen 
Beitrag. In Zeiten der„Bildungskarenz" genießen 
die Arbeitnehmerlnnen Kündigungsschutz, ge- 
genüber dem Staat haben sie in dieser Phase 
SozialhilfeanspruchDamit kommtjeder undjede 
und nicht nur Besserverdienende in den Genuss 
von qualifizierenden Maßnahmen Gerade gering- 
verdienenden Beschäftigten sollen damit neue 
Aufstiegschancen erhalten.Auch Sabbaticals soll- q 
ten zur Weiterbildung genutzt werden können. 

Auch Ältere dürfen von Innovationen nicht 
ausgeschlossen sein.Wir fordern deshalb BAFÖG 
auch für Ältere. Nur so ist gute Arbeit bis zum 
Renteneintrittsalter möglich. Ohne eine konse- 
quente Umsetzung von Konzepten des lebens- 
langen Lernens und derVermittlungvon präven- 
tivem Arbeits- als Gesundheitsschutz bleibt eine 
Erhöhung des Renteneintrittsalter auf 67 Jahre 
eine Rentenkürzung durch die Hintertür. m 
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EI Neue Herausgeberlnnen bei spw 

spw erscheint ab Heft 150 nicht nur in einem 
kleineren Format.in neuem Layout und demnächst 
mit 8 Hefte/Jahr,sondern hat auch den Herausge- 
berlnnenkreis erweitert. Neue Herausgeberlnnen 
sinddersprecherder Parlamentarischen Linken,Dr. 
Ernst-Dieter Rossmann (SPD,MdB),Florian Pronold 
(SPD, MdB), Iris Gleicke (SPD. MdB), Niels Annen 
(SPD,MdB),Jutta Blankau (IG-Metall Bezirksleiterin 
Küste) SowieMichael Guggemos (Leiterdes Berliner 
Büroder IGMetall).Wirwerden sieinden nächsten 
Heften näher vorstellen. 

Auf persönlichen Wunsch ausgeschieden sind 
Thomas Sauer, Ulrich Zachert und Karin Benz-Over- 
hage. Wir bedanken uns bei lhnenfür ihre Unter- 
stützung und sind sichertdass sie unserem Zusam- 
menhang auf der einen oder anderen Weise 
verbunden bleiben. 

EI Forum D121 in Bremen für 
Mindestlohn 

Seit November 2005 gibt es auch in Bremen 
eine Regionalorganisation von DL 21. Ziel ist es. 
durch interessante Diskussionsveranstaltung die 
inhaltliche Debatte in der Partei zu beleben und 
wichtigeThemenzu besetzen.NachderAuftaktver- 
anstaitung mi t  Niels Annen zur Lage der Partei 
und der Veranstaltung mi t  Prof. Frank Nullmeier 
von der Uni Bremen zur Entwicklung des Sozial- 
staates diskutierte die Bremer DL 21 kürzlich mit 
Dr.Thorsten Schulten vom Wirtschafts- und Sozial- 
wissenschaftlichen Institut (WS]) der Hans-Böck- 
ler-Stiftung über internationale Erfahrungen und 
Möglichkeiten eines gesetzlichen Mindestlohnes. 

Das Fazit derVeranstaltung: Statt eines Kom- 
bilohnes ist ein gesetzlicher Mindestlohn unter 
MitgestaltungderTarifparteien erforderlich.Drei 
Ziele müssen bei der Neugestaltung des Niedrig- 
lohnsektors erfüllt werden: I. dem Lohn-Unter- 

bietungswettbewerb muss Einhalt geboten wer- 
den. 2. Löhne müssen wieder sozial gerecht sein 
und Armut verhindern. 3. die Kaufkraft muss ge- 
stärkt und öffentliche Mittel zur Steigerung der 
gesamtwirtschaftlichen Nachfrage eingesetzt 
werden statt für ineffiziente Lohnsubventionie- 
rungen. 
[Claudia Bogedan] 

Kontakt: Forum DL2i Bremer über Joachim 
Schuster, E-Mail: schuster@ispw-gmbh.de. 

EI Jüttner will Bildung zum Wahlkampf- 
Schwerpunkt machen 

AnfangJuni2006verabschiedetedera.o.Landes- 
Parteitag der Niedersachsen-SPD den Leitantrag 
,.Zukunft der Bildung". Das Konzeptverfolgt einen 
ganzheitlichen Bildungsansatz und reicht von 
Bildungsangebotenfürwerdende Familien biszur 
Bildung im hohen Alter Die wichtigsten Punkte 
sind: 

1. Die aufsuchende Elternarbeit,die insbesonde- 
re Familien erreichen soll. deren Kinder aus 
kulturellen bzw. sozialen Gründen zu den Bil- 
dungsverliererlnnen gehören. 

2.  DieStärkungder Kindertagesstätten (Kita)durch 
einen Bildungsauftrag,individuelle Förderung, 
einen Rechtsanspruchfür Betreuungsangebote 
für unter3-Jährige und die schrittweise Einfüh- 
rung der Beitragsfreiheit des Kitabesuchs. 

3. DieUmwandlungderKitasin.,Familienzentren". 
die alle Angebote von Elternarbeit, Kinderbe- 
treuung und Elternbildung zusammenfassen. 

4. DieGrundschule erhält eine.,flexible Eingangs- 
stufe".die dieJahrgänge i und 2 umfasst und 
ineinem bisdrei Jahren zu durchlaufen ist.Sie 
hat differenzierten Einschulungstermine und 
kann von Kindern ab 5Jahren besucht werden. 

5. DasgegliederteSchulwesen wird perspektivisch 
durch die,.Gemeinsame Schule" ersetzt.Aus- 
schlaggebendfürdie Umwandlung bestehen- 
der Schulen der Sekundarstufe I in ..Gemein- 
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Same Schulen" ist der Elternwille. Die Kinder 
erhalten einen Rechtsanspruchfüreinen Platz 
in einer,.Gemeinsamen Schule". 

6. Um bestehende Schulen zur Umwandlung in 
eine .Gemeinsame Schule" zu motivieren, er- 
halten sie zusätzliche Mittel.Sitzenbleiben und 
Abschulen werden in keiner Schulform zuläs- 
sig sein. 

7. Für alle Kinder wird ab der Kita ein Lernent- 
wicklungsbericht geführt,derdie individuelle 
Förderungabsichert. 

Der niedersächsische SPD-Fraktionsvorsitzende 
und designiertespitzenkandidat fürdie Landtags- 
wahl, Wolfgang Jüttner, kündigte an, mi t  dieser 
Positionierungals Programmschwerpunkt in den 
nächsten Landtagswahlkampf zu ziehen. 
[Thilo Scholz] 
b Infos:www.s~d-niedersachsen.de 

Subskription der Gesammelten Schriften mit ig% 
Preisnachlass (ca.i80,00 Euro). 
[Reinhold Rünker] 

Bestellungen direkt über den Verlag unter 
www.offizin-verIag.de 

Zukunftsdialog Rheinland 

Das Forum D121 in der Region Mittelrhein setzt 
seineVeranstaItungsreihe,.Zukunftsdialog Rhein- 
land" fort. Am Donnerstag. 14. September, disku- 
tiert im Kölner DGB-Haus spw-Mitherausgeber 
Prof. Dr. Klaus Dörre (Uni Jena) zum Thema .,Pre- 
karisierung der Arbeit". Zur regionalen Struktur- 
politik referiert am 17. Oktober im Kurt-Schuma- 
cher-Haus, Leverkusen. PD Dr. Dieter Rehfeld vom 
Institut Arbeit und Technik, Gelsenkirchen. 
b Infos: info@forum-dlzi-nrw.deoder 

www.forum-dl21-nrw.de. 

O Neuerscheinungen zum ioo. Geburts- 
tag von Abendroth 

Zum 1oo.Geburtstagvon Wolfgang Abendroth 
sind,neben der bereitsvonThiioScholle in spwi4g 
besprochene Biografievon Andreas Diers (VSA-Ver- 
lag) zwei weitere Titel erschienen. Ebenfalls aus 
dem VSA-Verlag kommt die Dokumentation der 
Tagung:.Arbeiterbewegung-Wissenschaft-De- 
mokratiew im Haus der lG Metall. Frankfurt a.M., 
vom 6.Mai 2006unterdemTitel .Antagonistische 
Gesellschaft und politische Demokratie~.Das Buch, 
herausgegebenvon Hans-Joachim Urban.Michael 
Buckmiller und Frank Deppe, kostet 16.80 Euro. 

Ein anspruchsvollesVorhaben hat der Offizin- 
Verlag begonnen. Michael Buckmiller, Joachim 
Perelsund UliSchöler legendenersten Bandeiner 
aufio Bänden angelegtewerksausgabe derSchrif- 
tenvonWoifgangAbendrothvor,derdenZeitraum 
von 1926 bis1948 umfasst.Jeder Band umfasst ca. 
6ooSeiten und istals kartonierteund gebundene 
Ausgabeerhä1tlich.E~ besteht dieMöglichkeitder 

spw erscheint ab2007 mit acht Heften1 
Jahr. Der Heftumfang bleibt bei 60 Seiten. 
Das Einzelheft kostet künftigg,ooEuro,das 
Jahresabonnement 39.00 Euro. Bei Ertei- 
lungeiner Einzugsermächtigung reduziert 
sich das Jahresabonnement auf 37.00 Euro. 
Für das Auslandsabonnement berechnen 
wir 42,oo Euro. 
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Claudia Walther,Jahrgangig63,Politikwis- 
senschaftlerinausAachen.Sie begann ihre 
politische Arbeit 1981 als Bezirksschüler- 

sprecherin und später beim Sozialistischen Hoch- 
schulbund (SHB).Von 1990 bis 1993 war sie stell- 
vertretende Juso-Bundesvorsitzende mi t  dem 
Schwerpunkt Frauenpolitik.Auf dem Potsdamer 
Juso-Bundeskongressiggi warsiegegen RaIf Lud- 
wig bei der Wahl zum Bundesvorsitz unterlegen. 
Inden goerlahren warsieauch Mitherausgeberin 
der spw. 

Von 1994 bis 1996 war Claudia hauptamtlich 
im Sekretariat der IUSY (International Union o f  
SocialistYouth) in Wien beschäftigt.Heute lebtsie 
mi t  ihrem Partner und ihrer einjährigen Tochter 
in Köln und arbeitet als Projektmanagerin beider 
Bertelsmann-Stiftung in Gütersloh. Politisch be- 
tätigt sie sich derzeit im SPD Vorstand Aachen 
Stadt.dem Forum DLn und im Netzwerk Frauen- 
Zeiten. 

Ich will dazu stehen können, 
was ich tue 

spw:Claudia,was hast Duvon Deinerpolitisch- 
en Arbeit bei den Jusos beruflich mitgenommen? 

Claudia Walther: DasThema Gleichstellung 
zieht sich durchallemeine beruflichenTätig. 
keiten. Zum Beispiel beim Organisieren 

eines Mädchentags in der der Euregio Maas-Rhein 
oder bei der Bertelsmann-Stiftung im Projekt 
,,Balance zwischen Familie und Arbeitswelt" (bis 
Ende letzten Jahres).Ausder Zeit beider IUSY hat 
mich sehr geprägt, dass ich dort in der Zusam- 
menarbeit mi t  Leuten aus ganz anderen Kultur- 
kreisen meine eigene Arbeits- und Denkweise 
immer wieder reflektieren musste. 

spw: Inwieweit waren Deine ehrenamtlichen 
Erfahrungenfürdie beruflicheWeiterentwicklung 
hilfreich? 

ClaudiaWalther:Zwischen beruflichen und 
ehrenamtlichen Erfahrungen eabes bei mir 

dun~i978vorallemaurde?raditian mar;irtircherSorialde- . , 
mokratinnenkammend-aneinerkonstttktiiiinhaltliihen tiknahen Bereichen tätig zu sein. Durch mein 
oirkvrrion interessiert rindviele wann undsind heutein ~~~~~~~~~t konnte ich oft schon E ~ .  
den unierrrhiedlichrten gerellichaffli~hen Zurarnmenhon- 
gen aktiv. fahrungen nachweisen und kannte die Diskussi- 

" " ~~~~~ 

ipwirtmehra1reineZeitrrhrin.vonBeginnanverrtand 
~ ~ ~ ~ i ~ h a i i z ~ ~ a m m e n h a n e ~ ~ n ~ e r i o n e n . d i ~ - b ~ i d e ~ ~ ~ ü ~ -  

ein produktivesWechselspiel.ich hattedas 
Glückund habe michdarum sehrbemüht.in ooli- 

Wirwollenin .. iFragenan .." einigediererimererranten 
Perreniirhkeiten vorr te ien Vorichläge oder Kommentare 
hierzu nehmen wir unter sfragen@ipwdegerneentgegen. 

- 
Onen und Akteure in den Bereichen einigermaßen. 
ES gab aber auch einige ~ ~ ~ ~ ~ b ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ä ~ h ~  
in denen politische Arbeit nicht geschätzt wurde. 
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spw: Inder Frauenpolitik haben wirdamalsviel 

überdas KonzeptvonGleichheit und Differenz (s. 
Kasten) diskutiertwie geht es Dir heute damit? 

Claudia Walther: Das ist ein zwiespältiges 
Gefühl. Einerseits denke ich.das war eine 
abgedrehteakademi~cheDebatte~dienichts 

mit der Praxis zu tun hatte.Andererseits gibt es 
die Frage.Vielfalt zu akzeptieren, heuteeigentlich 
wieder in der ,,Diversity-Debatte". Gerade wenn 
es um die Integration von Zuwanderern geht,setzt 
Frankreich zum BeispieleheraufCleichheit.wäh- 
rend in England die Differenz als ,,multicultural 
society" gelebt wird. 

spw: Welche kritischen Anmerkungen hast Du 
heute zu Deiner SHB- und Juso-Zeit? 

Claudia Walther: Ichdenkewirhaben esuns 
bei manchen Sachen zu einfach gemacht. 
Wir haben uns die Lösungen einfachervor- 

stellt haben und nicht in der Komplexitätgesehen, 
wie ich das heute tun würde.AuRerdem habe ich 
irgendwann kapiert,dasses mehrereWahrheiten 
gibt.mit denen mansichauseinandersetzen muss. 
Dennsie kommen auseineranderen Perspektive 
und haben ihre Berechtigung.ln der Auseinander- 
setzung kann dannfür beide Neues rumkommen. 

spw: Was ist Dir persönlich positiv in Erinne- 
rung geblieben? 

ClaudiaWaIther:Sehrviel.Dasgemeinsame 
Politik machen wareine klasseSache.Inder 
Auseinandersetzung um die Änderungdes 

Asylrechts 1992 zum Beispiel, da hat der Juso- 
Verband sehrvehement gegen dieasylfeindliche 
Position selbst der eigenen Partei gekämpft. Da 
haben wir alle sogar 300 DM Strafe bekommen, 
weil wir mi t  bedrucktenT-Shirts in der Bannmeile 
standen. 

Das ßegriffspaar spiegelt die beiden 
grundsätzlichen Herangehensweisen in der 
Frauenpolitik zwischen Anpassung und 
Stärkung der Andersartigkeit wieder. Der 
Begriff Gleichheit steht für die rechtliche, 
wirtschaftliche und sozialeGleichstellung 
der Frauen. wie sie von der sozialistischen 
Frauenbewegungeingefordert wurden. Die 
Betonungder Differenzgeht ursprünglich 
auf die bürgerliche Frauenbewegung zu- 
rück,diedie .weibliche Eigenart. und nso- 
ziaie Mütterlichkeit. symbolisch aufgewer- 
tet haben wollte. Die Frauenbewegung hat 
beide Konzepte kontrovers diskutiert und 
schlieRlich als zwei nicht voneinander 
trennbare Aspektezum BegriffspaarGleich- 
heit und Differenz zusammengefügt. Die 
Frage nach derGewichtung beider Anteile 
inder Praxisspiegelt sich auch heute noch 
in der Frauenpolitik wieder. 

spw: Claudia, vielen Dank für das Gespräch. c + c i a , d i a w ~ i t h „ a ~ ~ e ~ , i k ~ ~ i h u ~ e r r p r e ~ h e r n ~ ~ x > , i ~ t o  prva? 

D 




